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Vorwort 

HinsichiUcIi der großen Anzahl der in dem gegenwärtigen 
Krieg seitens Großbritanniens aufgebrachten nnd detenierten 
Schiffe und beschlagnahmten Ladungen dürfte eine Darstellung 
des geltenden englischen Prisenrechtes in Juristen- als auch 
in Handels- und Schiffahrtskreisen von Interesse sein^). 

In einer kurzen Abhandlung, wie die vorliegende, können 
nur die Hauptlehren dieser umfangreichen und komplizierten 
Eechtsmaterie dargelegt werden, insbesondere ist das Prozeß- 
recht, da es nur von interner Bedeutung ist, mit größter 
Knappheit behandelt. 

BeiUcksichtigt sind die einschlägigen Gesetze, Verord- 
nungen und Bekanntmachungen, die bis Ende April 1915 
erlassen sind, als auch die bis zu dieser Zeit seitens des 
Londoner Prisengerichts gefällten Entscheidungen. Auch sind 
die bis gegen Ende März ergangenen urteile der britischen 
Überseeprisengerichte behandelt. 



^) Zur Zeit des Kriegsausbrachs befanden sich 109 deutsche und 
20 österreichische Schifte in britischen und 18 deutsche und 8 öster- 
reichische Schiffe in ägyptischen Hafen. 27 deutsche Schiffe wurden be- 
schlagnahmt bei Einlauf in britische Häfen und 28 wurden in den deutschen 
Kolonialhäfen mit Beschlag belegt. Gegen 75 deutsche nnd 10 öster- 
reichische Schiffe sind aufgebracht. Die Zahl der türkischen Schiffe, die 
in britischen Häfen bei Ausbruch des Krieges deteniert wurden, beläuft 
sich auf 5. Gegen ca. 16 neutrale und britische Schiffe sind Prisenverfahren 
eingeleitet. Am zahlreichsten sind die Verfahren gegen Ladungen an 
Bord neutraler und britischer Schiffe bzw. Schiffe der Alliierten. Die- 
selben belaufen sich auf über 500. 
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VI Vorwort 

Die Entwicklung der englischen Gesetzgebung während 
des jetzigen Krieges auf dem Gebiete des Prisenrechtes ist 
eine interessante. Anfangend mit der teilweisen Annahme 
der Londoner Deklaration durch die Order in Council vom 
20. August 1914 und der ersten Konterbandeproklamation 
vom 4. August 1914 zeigt dieselbe eine ständige Ausdehnung 
des Begriffs der Konterbande und eine Verschärfung der 
Folgen der Konterbandeführung, insbesondere durch die Order 
in Council vom 29. Oktober 1914 und die Proklamation vom 
23. Dezember 1914. Die größte Einwirkung auf den Handel 
hat die Order in Council vom 11. März 1915, deren Zweck 
die vollständige Unterbindung des Handelsverkehrs mit den 
feindlichen Ländern ist, und welche einen scharfen Unter- 
schied macht zwischen dem Verkehr mit deutschen Häfen 
und dem Verkehr mit Osten eichischen und türkischen Häfen. 
Auch ist neben der zur Zeit des Kriegsausbruchs den öster- 
reichisch-ungarischen Schiffen gewährten Indultfrist diesen 
Schiffen eine weitere Immunität zugestanden durch die Be- 
kanntmachung vom 31. Oktober 1914. 

Es ist femer höchst beachtenswert, daß die strengen 
Folgen der Nichtinnehaltung der verschiedenen Gesetzesnormen 
teils durch Sonderbestimmungen, teils durch Erlaubnisscheine 
an Partikulare nicht in Kraft treten. 

Eine Einrichtung von größter praktischer und inter- 
nationalpolitischer Bedeutung ist das Prize Claims Committee, 
bei welchem Gesuche seitens Staatsangehöriger Großbritan- 
niens oder der alliierten und neutralen Mächte eingereicht 
werden können, um im Wege der Gnade eventuell für den 
ihnen durch die strenge Durchführung der Bestimmungen des 
Prisenrechts entstandenen Schaden eine Vergütung zu er- 
halten. Hierdurch ist ferner die Möglichkeit gegeben, nicht 



Vorwort VU 

alleixi den billigen Ansprüchen solcher Personen zu genügen, 
3ondem ist auch den Staatsangehörigen neutraler Staaten 
der Weg geöffnet, ohne diplomatische Vermittelung eventuell 
solche Ansprüche geltend zu machen. 

Durch die Anerkennung der Haager Abkommen und durch 
die teilweise Annahme der Londoner Deklaration ist das 
heutige englische Prisenrecht ein mehr oder weniger kodi- 
fiziertes Rechtssystem, und folglich ist eine Entwicklung der 
Jurisprudenz, wie während der napoleonischen Kriege und 
des Krim-Krieges, nicht zu erwarten. Nichtsdestoweniger sind 
von den britischen Prisengerichten mehrere Entscheidungen 
von größter Bedeutung gefällt. Die Entscheidungen der bri- 
tischen Überseeprisengerichte nehmen in dem gegenwärtigen 
Krieg einen besonderen großen umfang an und haben große 
Bedeutung erlangt. Insbesondere sind zu erwähnen die Ent- 
scheidungen der Gerichte in Australien, Indien und Südafrika 
und diejenigen des britischen Prisengerichtes in Alexandrien. 

Unter den Entscheidungen, die während des gegenwär- 
tigen Krieges gefällt sind und welche Fragen berühren, die 
zum großen Teil neu sind, sind diejenigen hervorzuheben, 
welche die Anwendbarkeit der Haager Abkommen bestätigen ^), 
die Entscheidungen des britischen Prisengerichtes zu Alexandrien 
bezüglich des Suezkanal- Abkommens und der politischen Lage 
Ägyptens*), femer Erörterungen über die Fragen, ob bei 
einem Schiff, welches mit drahtloser Telegraphie ausgerüstet 
ist, Kenntnis von dem Ausbruch der Feindseligkeiten vermutet 
werden kann ^, ob das an Bord feindlicher Schiffe befindliche 



^) The Berlin, infra S. 11, 21; The Gatenfels, infra S. 16; The OhUe, 
infra S. 11, 36; The Möwe, infra S. 11, 107. 
«) The öutenfels, infra S. 16. 
*) The Birkenfels, infra S. 88. 
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und anf denselben benutzte neutrale Eigentum dem Schatze 
der Pariser Deklaration untersteht^), ob der Begriff Ladung 
sich auf Güter erstreckt, die bereits gelöscht sind, sich aber 
noch im Hafengebiete befinden '), und ob feindliche Ladungen 
an Bord britischer Schiffe der Einziehung unterliegen*). 

Unter anderen wichtigen in schwebenden Prozessen vor- 
kommenden Fragen ist zu erwähnen diejenige der Bechts- 
stellung in China domizilierter Staatsangehöriger feindlicher 
Mächte^), femer die Frage, ob nach deutschen Häfen kon- 
signierte Ladungen von Nahrungsmitteln unter den Begriff 
relativer Konterbande fallen^). 

Zum Schlüsse muß noch hervorgehoben werden, daß der 
Verfasser sich als Ziel gesetzt hat, nur die tatsächlich an- 
gewandten Begeln des Prisenrechtes vom rein juristischen 
Standpunkt aus darzustellen, ohne jegliche Bezugnahme auf 
die politische Tragweite derselben. 

Mai 1915. D. V. 



1) The SohlesieD, iofra S. 41. 
*) The Roninanian, infra S. 53. 
*) The Aldworth, infra S. 56. 

^) Diese Frage ist insbesoDdere in einigen vor dem Frisengericht 
in Alezandrien ichwebenden Prosessen aufgeworfen. 
*) The WiUielmina, infra S. 70. 
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L Einleitung. 

Offiziell begann der Krieg zwischen Deutschland und 
Großbritannien am 4. August 1914, 11 ühr abends (Greenwich 
Zeit)'), zwischen Österreich-Ungarn und Großbritannien am 
12. August 1914, 12 Uhr abends*), und zwischen der Türkei 
und Großbritannien am 5. November i914, ohne nähere Be- 
zeichnung der Stunde"). 

Am 4. August 1914 wurde eine Order in Council erlassen *), 
worin bestimmt wurde, daß nach Bekanntmachung derselben 
kein feindliches'^) Kauffahrteischiff einen britischen Hafen, 
oder den Hafen eines indischen Staates, oder eines britischen 
Protektorates, oder einen Hafen von Cypern verlassen durfte. 
Falls der Britischen Regierung bis Mitternacht des 7. August 
1914 Mitteilung gemacht würde, daß britische Kauffahrtei- 
schiffe und deren Ladungen, die zur Zeit des Kriegsausbruchs 
sich in feindlichen Häfen befanden oder nach diesem Zeit- 
punkt solche Häfen anliefen, sich in einer nicht ungünstigeren 
Lage befinden würden, als diejenige, in welcher sich die 
feindlichen Schiffe und deren Ladungen unter den Bestimmungen 
der Order in Council befänden, so sollten feindliche Schiffe, 
die sich zur Zeit des Kriegsausbruchs in britischen Häfen be- 
fanden, oder welche ihren letzten Hafen vor der Kriegs- 
erklärung verlassen hatten und nach Ausbruch der Feindselig- 
keiten einen britischen Hafen in Unkenntnis des Kriegsausbruchs 
anlaufen, Zeit haben bis Mittemacht des 14. August 1914, 
zu laden oder zu löschen und den Hafen zu verlassen. Kriegs- 
konterbande diu'fte nicht verladen und bereits verladene mußte 



^) London Gazette, 7. August 1914. 

*) London Gszette, 14. Augast 1914. 

*) London Gazette, 3. November, Second Supplement. 

«) Manual, S. 188. 

*) Die Order in Council vom 4. August 1914, wurde durch eine 
vom 12. August 1914 auf Österreich-Ungarn ausgedehnt. Türkischen 
Schiffen ist keine Indultfrist gewährt. 
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gelöscht werden. Feindliche Kauffahrteischiffe, welche ihren 
letzten Hafen vor Ausbruch des Krieges verließen und einen 
britischen Hafen nach dem 14. August 1914 anliefen, in 
Unkenntnis des Kriegsausbruchs, sollten je nach Ermessen 
der Zollbehörde des jeweiligen Hafens, entweder sofort oder 
nach der für die Löschung ihrer Ladung angemessenen Zeit, 
denselben verlassen. Die Britische Regierung behielt sich das 
Recht vor, Schiffe, welche nach dem 14. August 1914 in 
einen britischen Hafen einliefen, nach einem anderen britischen 
Hafen zu dirigieren, zwecks Löschung der ganzen Ladung 
oder eines Teils derselben. Auch behielt sich die Regierung, 
die in dem Sechsten Haager Abkommen enthaltenen Be- 
stimmungen, bezüglich Requisition der Ladungen, vor. 

Die Bestimmungen der Order in Council erstreckten sich 
nicht auf Kabelschiffe, in See gehende Tankdampfer oder 
Schiffe, deren Bruttotonneninhalt mehr als 5000 Tonnen 
beträgt oder deren Schnelligkeit 14 Knoten übersteigt. Be- 
züglich des Tonneninhalts und der Schnelligkeit soUen die 
Eintragungen in Lloyd's Register maßgebend sein. Schiffe, 
welche nicht den Bestimmungen der Order in Council unter- 
fallen, sollen gemäß des Sechsten Haager Abkommens entweder 
deteniert oder requiriert werden. Schiffe, welche nach ihrer Bau- 
art zu Kriegszwecken umgewandelt werden können, unterliegen 
der Einziehung. Aufgebrachte feindliche Schiffe, die unter 
den Bestimmungen der Order freigelassen werden, müssen die 
seitens der Behörden bestimmten Häfen einlaufen und dem 
vorgeschriebenen Kurse folgen. 

Falls der Britischen Regierung die vorerwähnten Mit- 
teilungen über die Rechtslage der britischen Schiffe nicht 
gemacht werden, sollen die feindlichen Schiffe, und deren 
Ladungen, mit Ausnahme von neutralem Eigentum (ausgenommen 
Konterbande), der Prisengerichtsbarkeit unterstehen. 

Gemäß des Elften Haager Abkommens sollen die Offiziere 
und Mannschaften, insofern dieselben Staatsangehörige des 
Feindeslandes sind, sich verpflichten, während der Dauer des 
Krieges nicht in Kriegsdienste zu treten. Diejenigen Offiziere 
und Mannschaften, welche sich weigern, diese Verpflichtung 
einzugehen, sind als Kriegsgefangene zu betrachten. 

Am Abend des 4. August 1914 erhielt die Britische 
Regierung von dem deutschen Botschafter die Mitteilung, 
daß die Deutsche Regierung britische Kauffahrteischiffe, 
welche sich in deutschen Häfen befänden, zurückhalten, je- 
doch freigeben würde, falls die Britische Regierung inner- 
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halb achtundvierzig Stunden eine gleiche Maßregel treffen 
würde. 

Die Order in Council vom 4. August 1914 wurde an 
dem folgenden Tag dem amerikanischen Botschafter in London 
übergeben zwecks Anfrage, ob deren Bestimmungen der am 
4. August 1914 übersandten Mitteilung entsprächen. Am 
7. August 1914 teilte der amerikanische Botschafter der 
Britischen Regierung mit, daß er von dem amerikanischen 
Botschafter in Berlin die Anfrage erhalten hätte, ob England 
eine Proklamation erlassen hätte, dahinlautend, daß feindliche 
Schiffe britische Häfen bis Mitternacht des 14. August 1914 
verlassen dürften und daß in solchem Falle Deutschland 
gleichlautende Bestimmungen erlassen würde. Die ameri- 
kanische Botschaft teilte ferner mit, daß ihres Erachtens 
diese Mitteilung nicht eine Antwort auf die ihrerseits nach 
Berlin gesandte Anfrage sei. Weitere Mitteilungen von 
Berlin, bis zum Ablauf des Termins, sind seitens der ameri- 
kanischen Botschaft in London nicht erhalten, und folglich 
erließ der Minister für Auswärtige Angelegenheiten um 
Mittemacht des 7. August 1914 eine Bekanntmachung, daß 
eine Freilassung der deutschen Schiffe nicht stattfinden 
könnte 1). 

Am 15. August 1914 erließ das britische Auswärtige 
Amt eine Bekanntmachung % daß angesichts der Tatsache, daß 
ÖsteiTeich-Ungarn eine mit der Order in Council vom 4. August 
1914 übereinstimmende Erklärung abgegeben hatte, öster- 
reichisch-ungarische Kauffahrteischiffe und deren Ladungen 
freizugeben seien. 

In der Bekanntmachung vom 6. November 1914*), be- 
züglich Krieg mit der Türkei, ist bestimmt, daß angesichts 
der Tatsache, daß die Türkei die Bestimmungen des Haager 
Abkommens über die Behandlung feindlicher Kauffahrteischiffe 
bei Ausbruch des Krieges nicht ratifiziert habe, türkische 
Schiffe in britischen Häfen den Bestimmungen der Order in 
Council vom 4. August 1914 nicht zu unterstellen seien. 

Als von allgemeinem Interesse dürfte hier noch erwähnt 
werden die Proklamation des Regenten von Ägypten und 
seiner Minister vom 6. August 1914, worin bestimmt ist 
(Artikel 13), daß die britischen Marine- und Landesstreit- 



') Manual, S. 141, 142. 
*) MaDual, S. 142, 143. 

») London Gazette, 3. November 1914 (Second Supplement). 

1* 
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kräfte alle Eriegsrechte in den Häfen und Gebieten Ägyptens 
anszuüben befugt seien und daß alle Schiffe und Ladungen, 
welche in den Häfen und Gebieten Ägyptens beschlagnahmt 
würden, vor die britischen Prisengerichte zu bringen seien ^). 
Am 18. Dezember 1914 wurde ein Protektorat über Ägypten 
erklärt*). Cypern wurde annektiert unter der Order in 
Councü vom 5. November 1914 *). 

^) Der Einfluß dieser Proklamation auf die Rechtslage feindlicher 
Schiffe, die sich im Suezkanal befinden, wird näher unten ausgeführt. 
') London Gazette, 18. Dezember 1914. 
^ Manual, S. 76. 
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IL Quellen des englischen PrisenrecMes. 

A. AUgemeines. 

Das Recht der Aufbringung und Einziehung von Prisen 
gilt nach englischer Auffassung als ein Prärogativrecht der 
Krone. Die Krone kann folglich ihre Rechte bezüglich Prisen 
durch Proklamationen, Orders in Council (Verordnungen) oder 
Staatsverträge aufgeben bzw. beschränken^). Auch kann 
das Prisenrecht durch Gesetz eingeschränkt werden. 

Durch eine Order in Council vom 6. August 1914') wurde 
verordnet, daß der High Court und dessen Richter befugt 
seien, die Gerichtsbarkeit gegenüber deutschen Schiffen und 
Ladungen auszuüben, gemäß den Usancen der Admiralität, 
den Regeln des Völkerrechts und den jeweilig bestehenden 
Gesetzen, Verordnungen und Regeln. Am 20. August 1914") 
wurde eine gleichlautende Order in Council bezüglich öster- 
reichisch-ungarischer Schiffe erlassen, und durch die Prokla- 
mation vom 5. November 1914*) wurden die Proklamationen 
und Orders in Council, welche bis zu diesem Tage bezüglich 
des Krieges mit Deutschland und Österreich-Ungarn erlassen 
waren (mit Ausnahme der Order in Council vom 4. August 1914), 
auf die Türkei ausgedehnt. Eine Order in Council, über- 
einstimmend mit der obenerwähnten vom 6. August 1914, wurde 
am 3. Februar 1915 *) bezüglich türkischer Schiffe erlassen. 

Es ist eine vielbesprochene Frage, ob die englischen 
Prisengerichte unbedingt die seitens der Britischen Regierung 
erlassenen Proklamationen bezüglich Prisen anwenden müssen. 
In der Angelegenheit „Maria"®) sagte Lord Stowell: „Ich 
hoffe, daß die Pflichten meiner Stellung mir nie, selbst für 
einen Moment, nicht bewußt gewesen sind, nämlich, daß es 

The Blsebe (1804), 6 C. ßob. 173. 

^ Manual, S. 250. 

*) Manual, S. 250. 

*) Manual (Supplement), S. 188. 

*) London Gazette, 5. Februar 1916. 

•) (1799), 1 0. Bob. 340. 
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meine Pflicht ist, nicht gelegentliche und variierende, dem 
jeweiligen Zwecke der Nationalinteressen entsprechende Ent- 
scheidungen zu treffen, sondern in unparteiischer Weise die 
Gerechtigkeit, welche das Völkerrecht ohne Unterschied allen 
unabhängigen Staaten zuspricht, gleichviel ob dieselben zur- 
zeit an dem Krieg beteiligt sind oder nicht, auszuüben. Das 
Gericht, wo diese ausgeübt wird, hat zwar, entsprechend des 
internationalen Rechtes und der internationalen Praxis, örtlich 
seinen Sitz in einem der kriegführenden Länder, aber das von 
dem Gericht angewandte Recht ist international, nicht national. 
Es ist die Pflicht des Richters, hier die Frage zu beurteilen 
in genau derselben Weise, als ob er seine Funktionen in 
Stockholm ausübe: keine Anmaßung Großbritanniens gutzu- 
heißen, die er nicht unter denselben Umständen Schweden 
erlauben würde, und Schweden, als neutrales Land, keine 
Pflichten aufzulegen, welche er nicht Großbritannien unter 
denselben Umständen zugestehen würde." Auch Phillimore ^) 
sagt, daß aus den Entscheidungen klar hervorgeht, daß, obgleich 
die englischen Prisengerichte ihre Funktion ausüben unter der 
Autorität der Englischen Krone, diese nicht Rechtsregeln, die 
im Widerspruch mit dem Völkerrecht sind, zur Anwendung 
vorschreiben kann. A fortiori sind die Anordnungen unter- 
geordneter Behörden nicht für das Gericht bindend, insofeni 
dieselben gegen das Völkerrecht verstoßen ^). Wo jedoch die 
seitens der Regierung getroffenen Maßregeln eo nomine als 
Repressalienmaßregeln erlassen sind, sind dieselben anzu- 
wenden'). Diese Ausnahme ist im Zusammenhange mit der 
Verordnung vom 11. März 1916 von Wichtigkeit, da dieselbe 
bestimmt, daß sie ausdrücklich im Wege der Vergeltung er- 
lassen wurde. Vergeltungsmaßregeln können jedoch nur gegen- 
über den feindlichen, nicht gegenüber den neutralen Staaten 
erlassen werden*). Eine Vermutung besteht jedoch, daß die 
seitens der Regierung getroffenen Maßregeln in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht sind ^). Britische Staatsangehörige haben 
jedoch nicht das Recht, die Gültigkeit eines britischen Ge- 
setzes anzugreifen*). 

1) International Law, Bd. 3, S. 655. 

^) The Minerva, zitiert in Baty und Morgan, War: Its Conduct and 
Legal Eesults, S. 360. 

«) The Fox (1811), Edw. 311. 

*) Baty und Morgan, War: Its Conduct and Legal ßesults, S. 860. 

^) The Fox (1811), Edw. 311. 

•) The Walsingham Packet (1799), 2 0. Rob. 77. 
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B. dnellen. 

Die Quellen des englischen Prisenrechtes sind: 

1. Das Gemeine Recht 

Das englische Recht ist bekanntlich ein nichtkodiflziertes 
Rechtssystem, dessen Lehi'en vornehmlich aus Gerichtsent- 
scheidungen zu entnehmen sind. Das Yölkenecht bildet einen 
Teil des Gemeinen Rechts. 

Zu dem Gemeinen Recht gehören auch die in den vor- 
stehenden Orders in Council erwähnten Usancen der Admiralität, 
d. h. die Regeln, welche sich in der Rechtspraxis der Admi- 
ralitätsgerichte entwickelt haben. 

In der Entwicklung des englischen Prisenrechtes ist eine 
der bemerkenswertesten Tatsachen diejenige des Einflusses 
eines einzigen Richters, Sir William Scott (später genannt 
Lord Stowell), der als Prisenrichter von 1798 — 1828 fungierte 
und als solcher die zahlreichen Prisenangelegenheiten, die sich 
aus den vielen Kriegen der ersten zwei Dekaden des neun- 
zehnten Jahrhunderts ergaben, zu entscheiden hatte. Es ist 
hervorzuheben, daß auch während des Krim-Krieges diese Ent- 
scheidungen von Lord Stowell in fast allen Fällen befolgt 
wurden. Seit dem Krim-Kriege hat bis August 1914 kein 
Prisengericht in England getagt. Während des Burenkrieges 
kam nur eine Prisenangelegenheit „The Mashona" vor die 
südafrikanischen Gerichte. 

Ein grundlegender Unterschied besteht zwischen der 
Maßgeblichkeit eines Präzedenzfalles im Gemeinen Recht, wie 
dieses in den gewöhnlichen Gerichten, und wie dasselbe in 
Prisenfällen angewandt wird. Die Theorie des Gemeinen 
Rechts ist, daß die in dem bestimmten Falle angewandte 
Regel immer rechtens war; in dem Prisenrecht bedeutet die 
Anwendung einer bestimmten Regel nur, daß zu der bestimmten 
Zeit und zwischen den in Frage kommenden Staaten eine 
bestimmte Rechtsregel anzuwenden ist. Es ist eine Grundidee 
des Prisenrechts, daß die anzuwendenden Regeln z. T. auf 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit beruhen *). So ist z. B. ent- 
schieden, daß, obgleich nach englischem Recht ein in einem 
neutralen Hafen stattfindendes Prisenverfahren nicht anzu- 
erkennen ist, England aber tatsächlich gegen die betreffende 
feindliche Macht dieses Recht behauptet und ausgeübt habe, 



*) Tiyerton, Principles aud Fractioe of Frize Law, S. 6. 
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PrisennrteQe der besagten Macht, welche in einem neutralen 
Hafen gefällt wurden, anzuerkennen waren ^). 

Die englischen Prisengerichte haben sich berechtigt gefühlt, 
angesichts der von dem Feinde genommenen Maßregeln von 
frfiberen ihrerseits aufgestellten Rechtsregeln in besonderen 
Fällen abzusehen^). 

Prisenrechtliche Entscheidungen anderer Länder können 
als Präzedenzfälle dienen. Insbesondere sind die Entschei- 
dungen der amerikanischen Gerichte von großer Autorität 
und werden oft zitiert *). Auch den Entscheidungen anderer 
Länder, z. B. Japan *), Frankreich und Eußland, wird subsidiäre 
Bedeutung beigelegt. 

Über die rechtsverbindliche Kraft von Präzedenzfällen 
sind die Äußerungen von Sir Samuel Evans in Sachen „Odessa" *) 
bemerkenswert. Er sagt daselbst: „Besonders auf dem Gebiet 
des internationalen Rechts ist es angebracht^ alte Lehren zu 
erweitem oder neue Rechtsprinzipien zu entwickeln, wo es 
angenommen werden kann, daß die Neuerungen, die allgemeine 
Anerkennung der zivilisierten Welt finden werden. Die älteren 
Präzedenzfälle sollten als Wegweiser dienen, nicht zu Fesseln 
werden." 

Ob das Prisengericht nach strengem Recht als ein „Court 
of Law", oder nach Billigkeitsregeln, als ein „Court of Equity" 
entscheiden soll, steht nicht fest. In den Angelegenheiten 
„Marie Glaeser" und „Odessa" entschied das Prisengericht, daß 
englische oder neutrale Hypothekengläubiger ihre Ansprüche 
gegen das feindliche Eigentum nicht geltend machen können. 
Als eine Begründung der Entscheidung wird angegeben, daß 
das Prisengericht als ein „Court of Law" die strengen Lehren 
des Rechts anwenden muß und daß die feindliche Eigenschaft 
des Schiffes oder der Ladung auch die subsidiären Rechte 
der Hypothekengläubiger aufhebt. In der Angelegenheit 
„Juno"*), wo die Frage der Zahlung von Fracht auf feind- 



1) The Henrick and Maria (1807), 4 C. Rob. 48. 

■) Vgl. The War Onskan (1799), 2 C. Rob. 299; The Eleonora 
Gatharina (1802), 4 G. Rob. 156, 

•) Vgl. The Berlin, London, 29. Oktober 1914. 

^) Auf die Entscheidung des Japanischen Prisengerichts in Sachen 
„The Alexander*^ wurde großes Gewicht gelegt in The Berlin, London, 
29. Oktober 1914. Siehe auch The Roumanian, London, 7. Dezember 1914. 

^) London, 21. Dezember 1914; siehe auch The Marie Glaeser, 
London, 16. September 1914. 

*) London, 14. Januar 1915. 
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liehe Ladung vor das Gericht kam, sagt Sir Samuel Evans, 
daß das Prisengericht eine billige Gerichtsbarkeit (equitable 
Jurisdiction) ausfibt, und zwar eine billige Gerichtsbarkeit in 
dem weiteren Sinne des Woi1;es, nicht in dem beschränkten 
Sinn, in welchem Billigkeitsprinzipien in den Eanzleigeiichten 
(Courts of Equity) angewandt werden^). 

Zur Zeit des Amtsantritts von Lord Stowell waren wenige 
Gesetzesregeln des Prisenrechtes aufgestellt und bestanden 
wenige Präzedenzfälle. Lord Stowell konnte folglich die Kechts- 
regeln zu einem einheitlichen Ganzen zusammenfassen. Es ist 
nicht zu erwarten, daß die Jurisprudenz in dem gegenwär- 
tigen Kriege eine so große Entwicklung zeitigen wird, ins- 
besondere schon dadurch nicht, daß die leitenden Grundsätze 
des Prisenrechtes durch die Anerkennung der Haager Kon- 
ventionen und der Londoner Deklaration bestätigt sind, und 
folglich den Eichtern, im ganzen genommen, nur die Pflicht 
obliegt, ein mehr oder weniger kodifiziertes Eecht anzuwenden. 

2. Gesetze. 

Eingeschränkt ist das Gemeine Recht durch gewisse 
Parlamentsakte, insbesondere durch den Naval Prize Act, 
1863«), den Prize Court Act, 1894»), und den Prize Court 
(Procedure) Act, 1914*). Der Text dieser Gesetze ist in 
Anhang I wiedergegeben. 

3. Orders in Council. 

Orders in Council können erlassen werden, entweder 
unter den Bestimmungen eines Gesetzes, wie z. B. die Regeln 
bezüglich Prisenverfahren, welche unter dem Prize Court Act, 
1864, und dem Prize Court Act, 1894, erlassen sind oder 
unter dem Prärogativrecht der Krone, wie z. B. die Order in 
Council bezüglich der Londoner Deklaration, und die Order 
in Council vom 11. März 1916. 

Unter diese Rubrik fällt vornehmlich die Order in Council 
vom 20. August 1914*), durch welche die Londoner Dekla- 

^) Vgl. Nicol-Speyer nnd Haberich, Echo's uit het engehche Pryzen- 
hof, io Weekblad van het Becht, Nr. 9743 (3. Mars 1915). 

*) 27 & 28 Yic. c. 25. Amendiert durch den Prize Court (Proce- 
dure) Aist, 1914, infra. Anhang L 

*) 57 & 58 Yic. c. 39. Anhang 1. 

^) 4 & 5 Geo 6, c. 13. Anhang I. 

») Manual, S. 143. 
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ration Yon 1909, mit gewissen Abänderungen, als ein Teil 
ißs englischen Pnsenrechtes angenommen wnrde. Auch wurde 
rerordnet, daß der Generalbericht des Bedaklionsausschusses, 
wie derselbe der 11. Plenarsitzung der Londoner Konferenz 
am 25. Febmar 1909 vorgelegt, und von derselben angenommen 
wnrde, als eine autoritative Auslegung der Deklaration zu 
erachten seL Diese Order in Council ist aufgehoben und 
ersetzt durch diejenige vom 29. Oktober 1914 *), worin wiederum 
die Londoner Deklaration, mit Ausnahme der Artikel, ent- 
haltend die Liste von Konterbande, und mit Abänderung der 
Artikel 33—36, angenommen ist. Die Order in Council vom 
29. Oktober 1914 enthält keine Bestimmung entsprechend 
derjenigen vom 20. August 1914, wodurch der Generalbericht 
des Redaktionsausschusses als autoritative Auslegung zu be- 
trachten ist. 

Es sei hier erwähnt, daß England die ßatifizierung der 
Londoner Deklaration seinerzeit ablehnte, und folglich der 
Artikel 65, worin bestimmt ist, daß die Bestimmungen der- 
selben als ein einheitliches Ganzes zu betrachten sind, nicht 
bindend ist*). Rechtlich enthält die Londoner Deklaration 
in ihrer amendierten Form nur die Bestimmungen, wie das 
Prärogativrecht der Krone auszuüben ist. 

4. Staatsverträge. 

Als vierte Quelle des englischen Prisenrechts sind zu 
erachten die seitens England eingegangenen Staatsverträge. 
Vornehmlich kommen hier in Betracht die Abkommen der 
Zweiten Haager Friedenskonferenz vom 18. Oktober 1907, 
inbesondere die Abkommen Nr, VI, X, XI und XHI. Es 
besteht kein Parlamentsakt, worin die Bestimmungen der 
Haager Abkommen näher ausgeführt sind'). Die Haager 
Abkommen enthalten Bestimmungen, daß dieselben nur als 
bindend zu betrachten sind, falls alle an dem Krieg beteiligten 
Länder dieselben ratifiziert haben. Bekanntlich sind einige 
der hier in Betracht kommenden Abkommen nicht von Serbien 
und Montenegro ratifiziert. Auch erfolgte die Ratifikation 
seitens einiger der Mächte unter gewissen Vorbehalten. Eine 



1) Manual (Supplement), S. 78. Dieselbe ist abgedruckt in Anhang II. 

^ The Bufidji, Supreme Court of South Africa, 9. Novemer 1914. 
Vgl. The Bappenfels, Supreme Court of Western Australia, 16. November 
1914. 

') Trotter, Law of Gontract during War, S. 17. 
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Order in Council oder Proklamation, daß die Haager Abkommen 
durch^ die Prisengerichte anzuwenden sind, ist nicht erlassen. 

Über die Frage ob, oder inwieweit die Abkommen durch 
die Prisengerichte anzuwenden sind, sind in mehreren Ent- 
scheidungen Erörterungen angestellt, inbesondere in den An- 
gelegenheiten „Chile" ^) und „Perkeo" ^. In Sachen „Möwe" *) 
sagt Sir Samuel Evans, bezüglich des Sechsten Haager Ab- 
kommens: „Von den an dem jetzigen Kriege beteiligten 
Mächten, zur Zeit der Aufbringung des Schiffes, haben 
Deutschland, Österreich-Ungarn, Belgien, Frankreich, Groß- 
britannien, Japan und Bußland das Abkommen ratifiziert. 
(Deutschland und Rußland unter Vorbehalt bezüglich Artikel 3 
und eines Teils von Artikel 4.) Von den anderen kriegführenden 
Mächten haben Montenegro und Serbien, deren Vertreter das 
Abkommen unterzeichneten, dasselbe nicht ratifiziert. Auch 
die Türkei, welche jetzt an dem Kriege beteiligt ist, hat dieses 
Abkommen nicht ratifiziert . . . Streng genommen . . . folglich 
ist es nicht unzweifelhaft, daß das Abkommen bindend oder 
anwendbar ist. Mir obliegt nur die Pflicht, das bestehende 
Recht anzuwenden, aber ich darf mir wohl erlauben, meine 
Ansicht kundzugeben, daß es sich mit den Traditionen dieses 
Landes vereinbaren läßt, daß die nötigen Schritte genommen 
werden, um eine Reihe von Staatsverträgen, die in solenner 
Weise, nach reiflicher Überlegung geschlossen sind und solche 
segensreichen internationalen Ziele bezwecken, zur Anwendung 
zu bringen. Von den Kriegführenden hat Montenegro keine 
Marine und, soviel ich weiß, auch keine Handelsflotte. Das- 
selbe hat eine Küstenlinie, aber nui' von ungefähr dreißig 
Meilen. Serbien ist ein rein inländischer Staat, ohne jegliche 
Küstenlinie. Es würde wohl kaum wünschenswert sein, daß 
die Nichtratifizierung seitens dieser Mächte, die Anwendbarkeit 
des Seekriegsabkommens, verhindern sollte". 

In Sachen „Berlin"*), sagte Sir Samuel Evans, daß er 
nicht endgültig entscheiden würde, ob die Haager Abkommen 
anzuwenden seien, doch würden die Bestimmungen des Ar- 
tikel 3 des Elften Haager Abkommens herangezogen, als ein 
Beleg für das jetzt bestehende Recht bezüglich Fischerei- 
fahrzeuge. 



^) London, 4. September 1914. 
') London, 4. September 1914. 
') London, 9. November 1914. 
«) London, 29. Oktober 1914. 
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In Sachen „Greifswald'^ ^) sagt Eichter Bnmside, bezfiglich 
Artikel 1 nnd 2 des Sechsten Haager Abkommens, daß er 
bezweifelte, ob diese bindend seien, da Dentschland englische 
Schiffe deteniert habe vor Ansbmch des Krieges. Femer 
sagte derselbe, daß das Abkommen ein internationaler Vertrag 
sei, bei welchem, falls eine Partei sich weigerte, dessen Be- 
stimmungen innezuhalten, es nicht zu erwarten sei, daß die 
andere Partei denselben als bindend anzuerkennen haben^). 
Ähnliche Erwägungen machten die Gerichte in Sachen 
„Erymanthos" *) und „Birkenfels" *). 

Die Pariser Deklaration vom 16. April 1856 wurde zwar 
von dem britischen Vertreter gezeichnet, aber nicht durch 
die Britische Segierung ratifiziert. Es kommt derselben 
folglich rechtlich nicht die Bedeutung eines Staatsvertrages 
zu *). Dieses ist von größter Wichtigkeit angesichts der Ver- 
ordnung vom 11. März 1915. Der Naval Prize Act, 1864*), 
Art. 39, erkennt noch ausdrücklich die Möglichkeit an, 
Eaperbriefe zu erteilen, und die Verordnung vom 11. März 1915 
beschränkt erheblich den Grundsatz: „Frei Schiff, frei Gut." 
Die Pariser Deklaration ist mehrfach aneik:annt worden, 
insbesondere in Sachen „Schlesien" ') und „Miramichi" ®). 

6. Proklamationen« 

Unter den, während des jetzigen Krieges erlassenen 
Proklamationen, sind die hauptsächlichsten diejenigen bezfiglich 
Konterbande vom 4. August 1914 •), vom 21. September 
1914*0), vom 29. Oktober 1914"), vom 23. Dezember 1914"), 



^) Supreme Court of Western Australia, 6. November 1914. 

') Das Urteil des Gerichtes lehnt sich jedoch an die Entscheidung 
des Londoner Pnsengerichts in Sachen „The Chile'', London, 4. Sep- 
tember 1914. Ahnliche Äußerungen seitens Richter Orain in The 
Barenfels, Supreme Court in Egypt, 21. Januar 1915. 

s) Commercial Court of Malta, 14. Dezember 1914. 

^) Supreme Court of South Africa, 23. November 1914. 

^) Tiverton, Prindples and Practice of Prize Law, S. 5. 

•) 27 & 28 Vic. c. 26. Vgl jedoch Haager Abkommen VIL 

^ London, 30. November 1914. 

^ London, 23. November 1914. 

•) Manual, S. 108. 

1«) Manual, S. 111. 

^^) Manual (Supplement), S. 52. Anhang VI. 

") London Gasett, 25. Dezember 1914. 
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und vom 11. März 1915^), and die Proklamation vom 
6. August 1914*), wodurch es britischen Schiffen verboten 
ist, Konterbande von einem Auslandshafen nach einem anderen 
Auslandshafen zu befördern, ohne daß der Kapitän sich ver- 
gewissert hat, daß die Ladung nicht fär ein Feindesland 
bestimmt ist. Ferner ist die Verhängung der Blockade über 
Deutsch-Ostafrika*) hier zu erwähnen. 



^) London Gazette, 12. März 1915. 

^ Manoal, S. 110. 

') London Gazette, 26. Febrnar 1915. Anhang IV. 



in. Allgemeine Bestimimingeii. 

A. Geltungsgebiet des Prisenrechts. 

1. Allgemeines. 

Das Recht, feindliche oder neutrale Kauffahrteischiffe anzu- 
halten, zu durchsuchen und aufzubringen, sowohl als die darauf 
befindlichen feindlichen und unter Umständen neutralen Ladungen 
zu beschlagnahmen und ausnahmsweise zu vernichten, steht 
gesetzlich autorisierten Kriegsfahrzeugen einer kriegführenden 
Macht zu^). Den zur Kriegsmarine gehörenden Fahrzeugen 
stehen gleich die in Kriegsschiffe, gemäß des Siebenten 
Haager Abkommens, umgewandelten Kauffahrteischiffe, d. h. 
solche Kauffahrteischiffe, die unter direkter Kontrolle der 
Regierung, deren Flagge sie führen, stehen, die äußeren Ab- 
zeichen eines Kriegsschiffs derselben führen, deren Mannschaften 
unter dem Befehl eines Marineoffiziers stehen und deren Um- 
wandlung in gehöriger Weise bekanntgegeben ist. Kaperei 
und die Ausgabe von Kaperbriefen ist durch die Pariser 
Deklaration von 1856 verboten, doch ist, wie bereits aus- 
geführt, die Pariser Deklaration seitens Englands nicht 
ratifiziert. Die Rechte der Aufbringung und Beschlagnahme 
können ausgeübt werden in allen Gewässern mit Ausnahme 
der neutralen Hoheitsgewässer, d. h. innerhalb einer Breiten- 
ausdehnung von drei Seemeilen, von der Niedrigwasserküsten- 
linie gerechnet*). Eine Ausübung dieser Rechte innerhalb 
neutraler Gewässer kann jedoch nur seitens der neutralen 
Macht beanstandet werden, deren Hoheitsrechte nicht beachtet 
sind. Gegenüber dem Feind ist jede Aufbringung oder 
Beschlagnahme gültig, es sei denn, daß besondere Abkommen 
in Kraft sind. 



1) The Maria (1799), 1 C. Rob. 840. 

■) The Anna (1805), 5 C. Rob. 878; The Vrouw Anna Catharina 
(1803), 5 0. Rob. 15. 
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Eine Aufbringung darf nicht geschehen innerhalb der- 
jenigen Gewässer, welche laut Staatsvertrag einer besonderen 
Begünstigung unterliegen. Auch kann die Ausübung des 
Prisenrechts durch Staatsverträge, bezüglich der Schiffe be- 
sonderer Staaten, eingeschränkt sein. 

2. Rechtslage feindlicher Schiffe im Suezkanal. 

Bezüglich der Rechtslage der feindlichen Schiffe im 
Suezkanal kommt besonders die Anwendung des Suezkanal- 
Abkommens vom 29. Oktober 1888 in Frage. Dieses Ab- 
kommen bestimmt, daß der Kanal im Kriege, als auch in 
Friedenszeiten, den Kriegs- und Handelsschiffen aller Flaggen 
offen steht und eine Blockade des Kanals nicht stattfinden 
darf. Keine Feindseligkeiten und keine Handlungen, deren 
Zweck die Hinderung der freien Schiffahrt des Kanals ist, 
dürfen innerhalb des Kanals, oder der Eingangshäfen oder 
innerhalb drei Seemeilen von diesen besagten Häfen geschehen, 
selbst im Falle, wo die Türkei eine kriegführende Macht ist. 
Zur Zeit des Beitritts Großbritanniens machte dasselbe sich 
den Vorbehalt, daß die Bestimmungen nicht anzuwenden seien, 
insofern sie sich nicht mit einer vorübergehenden und aus- 
nahmsweisen Stellung Ägyptens oder mit einer solchen, in 
welche Ägypten durch Okkupierung seitens englischer Truppen 
geraten könnte, vereinbaren ließen, und insofern diese Be- 
stimmungen die Handlungsfreiheit Englands während einer 
solchen Okkupierung Ägyptens behindern würden. Dieser Vor- 
behalt wurde bezüglich Marokko und Ägypten in der Londoner 
Deklaration vom 8. April 1914 aufgegeben. Am 23. Ok- 
tober 1914^) erklärte die britische Regierung, daß der Kanal 



^) Die Britische Begierung richtete am 23. Oktober 1914 die folgende 
Note an die Vertreter der yerschiedenen Seemächte: 

Since the outbreak of war certain ships of enemy countries have 
rematned in the Suez Canal. 

Some of these vessels were detained by the Egyptian Government 
on account of hostile acts committed in the Canal; some becanse there 
was reason to apprehend that they contemplated hostile acts; others, 
though periectly free, haye refused to leave the Canal in spite of the 
offer of a free pass, thus disclosing their Intention to ose the ports of the 
Canal merely as ports of refuge, a measure which is not contemplated by 
the Suez Canal Convention. 

His Majesty's Government do not admit that the conventional right 
of free access to and use of the Canal enjoyed by merchant vessels 
implies any right to make use of the Canal and its ports of access for 
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nicht als Zufluchtsort für feindliche Schiffe dienen könne und 
am IB. Dezember 1914 erklärte Großbritannien ein Protektorat 
über Ägypten. 

Die Frage kam zuerst vor das Prisengericht von Alezan- 
drien in Sachen „Gutenfels" ^). Der Tatbestand war etwa 
wie folgt. Die „Gutenfels" lief auf der Reise von Antwerpen 
den Hafen von Port Said an, und behauptete der Kapitän, 
daß er von dem Ausbruch des Krieges keine Kenntnis gehabt 
habe bis zu dem Zeitpunkt, wo er in Port Said eingelaufen 
seL Ein Offizier der ägyptischen Armee, zusammen mit einem 
Vertreter der Hafenbehörde und einem Offizier der englischen 
Armee kamen an Bord und nahmen Besitz von dem Dampfer. 
Die „Gutenfels" erhielt einen neuen Kapitän und neue Mann- 
schaft und wurde aus dem Hafen herausgebracht. Etwa vier 
Meilen außerhalb des Hafens wurde sie durch den englischen 
Kreuzer „Warrior" aufgebracht. J'ür die Eigner wurde be- 
hauptet, daß die Ausweisung aus Port Said und die darauf 
folgende Aufbringung seitens des Kriegsschiffes rechtlich das 
Äquivalent einer Aufbringung in Port Said selbst seien, und 
folglich im Widerspruch mit dem Suezkanalabkommen. Ferner 
wurde behauptet, daß, da die „Gutenfels", ohne Kenntnis von 
dem Kriegsausbruch zu haben, in Port Said einlief, eine De- 
tentionsorder und nicht eine Kondemnierung erfolgen sollte. 
Von der Regierung wurde eine Kondemnierung auf Grund 
dessen, daß die Aufbringung auf hoher See erfolgte, beantragt, 
oder alternativ eine Detention, weil das Schiff durch die 
ägyptische, eine der englischen Regierung freundlich gesinnte 
Regierung deteniert war. Femer beantragte der Regierungs- 
kommissar, daß in Anbetracht der Tatsache, daß die „Guten- 
fels" mit drahtloser Telegraphie ausgerüstet war, dem Kapitän 



an indefinite time to esoape captore, since the obvioas result of permitting 
any sneh courae muat be greatly to incommode and even to block the 
use of the ports and Canal by other ships, and they are conseqnently 
of opinion that the Egyptian Government are fuUy justified in the steps 
which they are taking to remove from the Oanall all enemy sbips which 
have been long enough in the Ganal ports to show clearly that they 
have no Intention of departing in the ordinary way, and that they are 
putting the Canal and its ports to a use which is inconsistent with the 
use of the Ganal in the ordinary way by other shipping. ILanual (Sup- 
plement), S. 122. 

Die Verordnungen der ägyptischen Begierung sind abgedruckt in 
Anhang VIU. 

^) Supreme Court in Egypt, 6. Januar 1914. 
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wohl der Ausbruch der Feindseligkeiten bekannt gewesen 
sein müßte. Das Gericht entschied, daß die „Gutenfels" tat- 
sächlich Port Said angelaufen habe und daselbst nicht unter 
dem Schutze des Suezkanalabkommens stand, da der Zweck 
dieses Abkommens lediglich zur Sicherung der freien Durchfahrt 
diente und keine Immunität in solchem Falle sicherte. Über 
die Frage, ob das Schiff Kenntnis von dem Ausbruch der 
Feindseligkeiten hatte, sollten weitere Beweisaufnahmen statt- 
finden. Auch die ganze Frage der rechtlichen Stellung der 
ägyptischen Regierung gegenüber der englischen bedurfte 
weiterer Erwägung, und folglich wurde auf eine vorläufige 
Detention des Schiffes erkannt 

In der Angelegenheit „Barenfels" ^) war der Tatbestand 
ein ähnlicher, wie in Sachen „Gutenfels", mit der alleinigen 
Ausnahme, daß die „Barenfels" zur Zeit der Kriegserklärung 
bereits in Port Said war. Unter Anwendung des Artikel 2 
des Sechsten Haager Abkommens erkannte das Gericht auf 
Detention während des Krieges und verfügte weiter, daß das 
Schiff nach Friedensschluß an die Eigner zurückgegeben bzw. 
der Wert desselben an die Eigner vergütet werden soll. 

In der Angelegenheit „Marquis Bacquehem" *) handelte 
es sich um ein österreichisches Schiff unter 5000 Tonnen 
und ohne Funkentelegraphieeinrichtung. Das Schiff hatte 
Karachi am 4. August 1914 verlassen und war auf dem Wege 
nach Triest. Am 17. August wurde das Schiff durch einen 
englischen Kreuzer im Roten Meer angehalten, und seitens 
des Kommandanten des Kreuzers wurde in das Logbuch der 
„Marquis Bacquehem" eine Eintragung gemacht, dahingehend, 
daß der Kommandant des, Kreuzers dem Kapitän von dem 
Kriegsausbruch zwischen Österreich und England Mitteilung 
gemacht, daß er aber, da die den österreichischen Schiffen 
gewährte Indultfrist nicht abgelaufen sei, das Schiff wieder 
freigegeben habe. 

In einem Punkt unterscheidet sich diese Angelegenheit 
von den Fällen der „Gutenfels" und „Barenfels", nämlich 
Artikel 2 des Sechsten Haager Abkommens unterscheidet 
zwischen Schiffen, die einen feindlichen Hafen in Unkenntnis des 
Kriegsausbruches anlaufen und solchen, die daselbst einlaufen 
und Kenntnis von dem Kriegsausbruch haben. Das Gericht ent- 
schied, daß die Eintragung in das Logbuch rechtlich nicht 



^) Sapreme Court in Eg[ypt, 21. Januar 1915. 
*) Supreme Court in Egypt, 8. Februar 1915. 
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als ein Geleitschein zu betrachten sei und daß, falls das 
Schiff von irgendeiner anderen Quelle diese Kenntnis erhalten 
hätte, dasselbe der Einziehung unterliegen würde. Doch 
sollte die Lage des Schiffes keine ungünstigere durch die 
Handlung des englischen Kreuzers sein; das Schiff sollte als in 
derselben Rechtslage befindlich betrachtet werden, als wenn es 
in Unkenntnis des Krieges den Hafen angelaufen hätte. Folg- 
lich erkannte das Gericht auf Detention während des Krieges 
mit der Verfügung der späteren Rückgabe an die Eigner. 

Die „Achaia" ^) lag zur Zeit des Kriegsausbruches, am 
4. August 1914, in Alexandrien. Am 7. August erhielt das 
Schiff von den zuständigen Behörden einen Befehl, seine Ladung 
zwecks Feststellung, ob sich verbotene Gegenstände darunter 
befänden, zu löschen. Einige Tage später wurde dem Schiff 
ein Geleitschein angeboten, worin dasselbe angewiesen wurde, 
den Hafen vor dem 14. August 1914 zu verlassen und nach 
Piraeus zu fahren. Das Schiff leistete diesem Angebot keine 
Folge, und das Gericht entschied, daß unter diesen Umständen, 
da der angebotene Paß ein genügender war, die Bestimmungen 
des Artikel 1 des Sechsten Haager Abkommens erfüllt wären, 
und da das Schiff nicht von diesem Anerbieten Gebrauch 
gemacht hätte, dasselbe der Einziehung unterläge*). Eine 
gleichlautende Entscheidung wurde in Sachen „Pindos" gefällt^). 

Neben der Frage der Auslegung des Suezkanalabkommens 
kommen eventuell noch weitere in Betracht. Ein Protektorat 
befindet sich nicht notwendigerweise im Kriegszustand mit 
dem Feinde des Staates, der das Protektorat ausübt. In 
der Angelegenheit „Leucade"*) wurde entschieden, daß die 
Ionischen Inseln, die unter englischem Protektorat standen 
und von englischen Truppen besetzt waren, nicht im Kriege 
mit Rußland sich befanden*). 



^) Supreme Court in Egypt, 6. Februar 1915. Vgl. The Sabbia, London, 
1. Dezember 1914. 

*) In folgenden Angelegenheiten ist auf Detention während des 
Krieges und Rückgabe des Schiffes nach Friedenssohluß erkannt: The 
Aenne Hickmers, The Lauterfels, The Babenfels, The Werdenfels. Auf 
Einziehung wurde erkannt in folgenden Angelegenheiten : The DerfFlinger, 
The Lützow, The Faros, The Südmark, The Altair, The Andros, The 
Haidar Pascha, The Istria, The Emil, The Helgoland, The Rostock. 

•) Supreme Court in Egypt, 17. Februar 1915. 

*) (1855) Spinks, 217. 

^) Diesem gegenüber kann jedoch behauptet werden, daß Groß- 
britannien innerhalb Ägypten eine tatsächliche militärische Macht ausübt 
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3. „Prize" und „Droit of Admiralty". 

Die in englischen Häfen bei Ausbruch des Krieges liegen- 
den bzw. nach Ausbruch des Krieges eingelaufenen feindlichen 
Schiffe und deren Ladungen unterliegen der Prisengerichts- 
barkeit. Das englische Recht unterscheidet zwischen einer 
Nehmung als „prize" und einer Beschlagnahme als „droit of 
admiralty". Was die Eigner des Schiffes, respektive der Ladung, 
anbetrifft, ist dieser Unterschied ohne Bedeutung, doch bestanden 
bezüglich der Verteilung des Ertrags verschiedene Bestimmungen. 
Als droit of admiralty sind zu bezeichnen alle Prisen, die inner- 
halb der Hoheitsgewässer des Nehmestaates genommen werden, 
gleichviel ob dieselben zur Zeit des Ausbruchs des Krieges da- 
selbst sich befanden oder später freiwillig oder durch Seenot 
gezwungen einliefen ^). Wo das Schiff außerhalb der Hoheits- 
gewässer des Nehmestaates aufgebracht ist und zum Einlaufen 
des Hafens durch das Kriegsschiff gezwungen wird, wird es als 
prize und nicht als droit of admiralty angesehen^). 

4. Aufbringung durch Alliierte. 

Ohne Belang ist, ob die Aufbringung auf hoher See 
durch ein englisches Schiff oder durch das Schiff eines 
Alliierten geschieht, vorausgesetzt, daß die Prise durch ein 
englisches Schiff eingebracht wird ^). Auch unterliegen schein- 
bar die seitens der Schiffe der alliierten Mächte in englische 
Häfen eingebrachten Prisen der englischen Gerichtsbarkeit ^). 
In dem zu London am 9. November 1914 gezeichneten und 
am 21. Dezember 1914 ratifizierten Abkommen zwischen 
Frankreich und England ist bestimmt, daß im Falle von 
gemeinschaftlicher Aufbringung die Prisengerichtsbarkeit dem- 
jenigen Staate zusteht, dessen Flagge durch den Offizier 
geführt wurde, der das Oberkommando zurzeit innehatte. 

und daß es in der Aasübung dieser Macht Prisengerichte daselbst er- 
richten kann. Dieses zu verneinen, würde Deutschland das Recht, in 
Belgien ein Prisengericht zu errichten, streitig machen. Auch Kußland 
hat ein Prisengericht in Ägypten errichtet. 

1) The Maria Frangoise (1806), 6 C. Rob. 282. 

•) The Rebeckah (1799), 1 C. Eob. 227; vgl. The Melomaue (1803) 
5 0, Rob. 41; The Carl, London, 21. Dezember 1914. 

») Naval Prize Act, 1864, Art. 35, Anhang I. 

4) Vgl. The Christopher (1799), 2 C. Rob. 210. In dem gegen- 
wärtigen Kriege wurde der Dampfer ^füaifFa^' durch einen russischen 
Kreuzer aufgebracht und in Port Said eingebracht. Rußland hat jetzt 
ein eigenes Prisengericht in Ägypten. 

2* 
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Wo eine Prise gemacht wird durch einen Kreuzer des einen 
Staates, jedoch im Beisein eines Kreuzers des andern, unterliegt 
das Schiff der Gerichtsbarkeit des tatsächlichen Aufbringers. 
Das Abkommen ist auch seitens Rußland ratifiziert, jedoch 
mit der Abänderung, daß die Aburteilung unter Art. 2, § 2 be- 
züglich feindlicher Ladungen an Bord feindlicher Schiffe, die sich 
zur Zeit des Kriegsausbruches in russischen Häfen befanden, 
seitens der Verwaltungsbehörden und nicht seitens der Prisen- 
gerichte erfolgt. 

B, Geleit 

England war von Anfang an der schärfste Gegner des 
Geleitrechts, und seine Haltung gegenüber dieser Frage war 
einer der Beweggründe zur Bildung der zweiten bewaffneten 
Neutralität. Gegenüber der kontinentalen Sechtsanschauung 
hat England stets das Recht behauptet, unter neutralem 
Geleit stehende Kauffahrteischiffe der Anhaltung und Durch- 
suchung zu unterwerfen. Der Hauptpräzedenzfall ist „The 
Maria'^ *), worin gesagt wird: „Die Staatsmacht eines neutralen 
Landes kann nicht in einer Angelegenheit, wo nur Macht in 
Frage kommt, rechtsgemäß die Befugnis eines Kommandanten 
des Kreuzers einer Kriegsmacht einschränken. Ich sage 
„rechtsgemäß", da die Beweggründe, welche die Komität oder 
Politik der Ausübung dieses Rechts vielleicht zugrunde 
legen würde, Fragen sind, auf die ich als Richter nicht ein- 
gehen kann. Alles, was ich behaupten kann, ist, daß rechts- 
gemäß dieses nicht geschehen kann. Falls ein schwedischer 
Kreuzer während eines Krieges, in welchem sein eigenes 
Land verwickelt ist, das Recht hat, unter dem Völkerrecht 
neutrale Schiffe anzuhalten und zu durchsuchen, hat der 
englische König als Neutraler gegenüber Schweden nicht das 
Recht, unter dem Völkerrecht die Ausübung des Anhaltungs- 
nnd Durchsuchungsrechts Schwedens, bezüglich der Kauffahrtei- 
schiffe Englands, zu behindern." Das Recht kann zwar durch 
Staatsverträge eingeräumt werden, und die vertragsschließenden 
Parteien können bestimmen, daß die Garantien des Befehls- 
habers des Convois genügende Sicherheit darstellen, „aber 
kein Staat ist berechtigt, lediglich durch Macht die Annahme 
solcher Sicherheit zu erzwingen". 

Liefert das Kauffahrteischiff oder das Geleitschiff Wider- 
stand, so unterliegt das Kauffahrteischiff der Einziehung. 

^) (1799). 1 C. ßob. 814. 
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Der Widerstand des Geleitschiffes gilt als Widerstand aller 
durch dasselbe geleiteten Schiffe^). 

Auf der Londoner Konferenz erklärte sich England bereit, 
seinen Standpunkt aufzugeben, und dadurch gelangten Ar- 
tikel 61 und 62 der Deklaration zur Annahme. Dieselben 
lauten wie folgt: 

Art. 61. Neutrale Schifte nnter dem Geleit ihrer Eriegi- 
flagge sind von der Darchsuchung befreit. Der Kommandant dei 
Geleitschiffs hat dem Kommandanten des Kriegsschiffs eines 
Kriegführenden auf sein Ersuchen über die Eigenschaft der Schiffe 
und über ihre Ladung schriftlich jede Auskunft zu geben, zu deren 
Erlangung die Durchsuchung dienen würde. 

Art. 62. Hat der Kommandant des Kriegsschiffs eines 
Kriegführenden Ursache anzunehmen, daß der Kommandant des 
Geleitschiffs getäuscht worden ist, so teilt er ihm seine Verdachts- 
gründe mit. In diesem Falle steht es allein dem Kommandanten 
des Geleitschiffs zu, eine Nachprüfung vorzunehmen. Er muß das 
Ergebnis der Nachprüfung in einem Protokolle feststellen, das 
in Abschrift dem Offizier des Kriegsschiffs zu übergeben ist. Recht- 
fertigen die so festgestellten Tatsachen nach Ansicht des Komman- 
danten des Geleitschifis die Beschlagnahme eines oder mehrerer 
Schiffe, so muß diesen der Schutz des Geleits entzogen werden. 

0. Beschräiikimgen des Bentereehts. 

1. Nichteinziehbare Schiffe und Ladungen. 

Gewisse feindliche Schiffe, und bestimmte, nicht unter 
der Pariser Deklaration geschützte feindliche Ladungen unter- 
liegen nicht der Aufbringung bzw. Beschlagnahme: 

1. Lazarettschiffe, gleichviel ob dieselben einem Staat 
oder Privaten gehören, insofern sie den Bestimmungen des 
Zehnten Haager Abkommens entsprechen*). 

2. Eästenfischereifahrzeuge und andere kleine, der Lokal- 
schiffahrt dienenden Fahrzeuge*). 

Die J,echtspraxis, bezüglich der Befreiung von kleineren 
Fahrzeugen, ist in England eine schwankende gewesen*). 
In dem gegenwärtigen Kriege kam die Frage vor das 

1) The Elsabe (1803), 4 G. Bob. 408. 

^ Das deutsche Hospitalschifi „Ophelia^ wnrde im November auf- 
gebracht unter der Anklage, daß es die Bestimmungen der Haager 
Abkommens nicht befolgt hat. Eine Entscheidung ist bis Ende April 
1915 noch nicht gefallt. 

') Haager Abkommen XI, § 3. 

«) The Young Jacob and Johanna (1799), 1 C. Bob. 80, 
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Londoner Prisengericht in der Angelegenheit „Berlin"^). 
Die „Berlin" (HO Tonnen) war ein deutscher Fischkutter, 
welcher an Bord die Zutaten zur Präparation der Fische und 
eine Anzahl bereits präparierter Fische hatte. Das Schiff 
war zur Zeit des Kriegsausbruchs in der Nordsee auf Fisch- 
fang und zur Zeit seiner Aufbringung ungefähr hundert Meilen 
von der englischen Küste und fünfhundert Meilen von der 
deutschen Küste seinem Heimathafen (Emden) entfernt. Sir 
Samuel Evans bezog sich auf die Entscheidung des Obersten 
Amerikanischen Bundesgerichts in Sachen „Paquete Habanna" ^), 
auf die Entscheidung des japanischen Gerichts in Sachen 
„Alexander" und auf das Elfte Haager Abkommen. Derselbe 
sagte: „Meines Erachtens ist nirgends in einer Gerichtsent- 
scheidung die Befreiung solcher Fahrzeuge als ein Teil des 
Völkerrechts anerkannt, aber nach dem Verlauf eines Jahr- 
hunderts ... ist es durch die Lehre und Praxis des Völker- 
rechts bestätigt, daß kleinere Fahrzeuge, die in der Nähe 
der Küste (nicht notwendigerweise in den Hoheitsgewässern) 
ihre Tätigkeit ausüben, . . . nicht der Einziehung unterliegen, 
insofern sie sich dem friedlichen Werke ihres Berufs widmen. . . . 
Es ist klar, daß unter der jetzigen Seekriegführung solche Schiffe 
ohne Schwierigkeiten mit großer Heimlichkeit in verschiedener 
Weise benutzt werden können, um den Feind zu unterstützen. 
Falls sie dieses tun, hört ihre Unangreifbarkeit auf, und 
es würde den Marinebehörden freistehen, alle gleichartigen 
Schiffe von solcher Unangreifbarkeit auszuschließen, falls es 
sich als begründet erweist, daß einige im Dienste des Feindes 
stehen. Auch scheint dieses der Sinn des zweiten Paragraphen 
von Artikel 3 des Elften Haager Abkommens zu sein. Was 
die „Berlin" anbetrifft, entscheide ich, daß sie nicht in die 
Kategorie von Küstenflschereifahrzeugen einzureihen und als 
solche als von Einziehung befi'eit zu behandeln ist. Im Gegenteil 
entscheide ich, daß angesichts ihrer großen Ausrüstung und 
Fahrt das Schiff als ein der Hochseefischerei dienendes zu 
erachten ist." ' 

In Sachen des Fischloggers „Brandenburg" "), welcher 
560 Meilen von seinem Heimathafen entfernt aufgebracht 
wurde und eine beträchtliche Quantität Salzheringe und 
Salz an Bord hatte, wurde ein gleichlautendes Urteil gefällt. 

1) London, 29. Oktober 1914. 
«) (1899), 175 United States, 677. 

*) London, 17. Dezember 1914. So auch The Maria, Suprem,e Coiart 
in Bgypt, 17. März 1915, 
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3. Die mit religiösen, wissenschaftlichen oder menschen- 
freundlichen Aufgaben betrauten Schiffe*). 

4. Kartellschiffe*). Dieselben dürfen jedoch nur zum 
Zweck des Austausches von Kriegsgefangenen dienen^). 

5. Schiffe im Besitze eines Passierscheines. Die in 
dem Passierschein enthaltenen Bedingungen müssen inne- 
gehalten werden*). 

6. Schiffe im Besitze eines Geleitschreibens *). 

7. Kauffahrteischiffe, die zur Zeit des Kriegsausbruchs 
in dem Hafen lagen bzw. später in Unkenntnis des Kriegs- 
ausbruchs denselben anliefen und denen eine Indultfrist ge- 
währt ist. In dem gegenwärtigen Krieg wurde österreich- 
ungarischen Schiffen eine Indultfrist bis zum 22, August 1914 
gewährt®). Diese Frist erstreckte sich laut Lloyds Register 
nur auf Schiffe unter 5000 Tonnen Inhalt. Ein Schiff, welches 
laut seiner eigenen Papiere einen geringeren Tonneninhalt 
hat, unterliegt der Detention, falls laut des Lloyds Register 
der Tonneninhalt mehr als 6000 Tonnen beträgt '). Die Schiffe 
müssen jedoch innerhalb der gewährten Frist auslaufen, und die 
Tatsache, daß es nicht möglich war, auf Grund der in dem Hafen 
herrschenden Verhältnisse, die Ladung zu löschen, berechtigt 
dieselben nicht zum Auslauf nach Ablauf der Indultfrist®). 

Falls ein feindliches Privatschiff nicht unter die obigen 
Ausnahmen fällt, unterliegt es der Einziehung •). 



^) Haager Abkommen, Xl, § 4. 

») The Daifjie (1800), 3 0. Rob. 139; La Gloire (1803), 5 C. Eob. 192. 

») The Venofl (1808), 4 C. Eob. 355. 

*) Haager Abkommen, VI. Schiffe, die sich dem Angebot eines 
Passierscheins nicht bedienen, unterliegen der Einziehung. The Achaia, 
Snpreme Court in Egypt, 6. Februar 1915. Nicht jedoch, wenn die- 
selben unverschuldeterweise den Hafen nicht verlassen können. The 
Sabbia, London, 1. Dezember 1914. Hier wurde auf Detention erkannt. 
The Tergestea, London, 18. Januar 1915. 

B) The Actaeon (1815), 2 Dods. 48. Während des Krieges von 1812 
zwischen Amerika und England gab die Englische Regierung ameri- 
kanischen Schiffen die Erlaubnis, Weizenladungen nach Cadiz zu bringen. 
Solche SchifEe waren mit einem Geleitschreiben versehen und unterlagen 
deshalb nicht der Einziehung. 

•) Manual, S. 142. 

^ The Karpat, London, 17. Dezember 1914. 

^ The Tergestea, London, 18. Januar 1915. 

*) Eine Befreiung von Privatyachten besteht nicht. The Stella 
Maris, London, 16. September 1914; The Yacht Lasca II, London, 
16. September 1914; The Oriental, London, 9. März 1915. 
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8. Effekten der Passagiere und Mannschaften unterliegen 
nicht der Beschlagnahme^). 

Ausnahmsweise wird besonderen Ladungen eine Be- 
günstigung gewährt. So z. B. entschied das Prisengericht 
zu Halifax*), daß eine Sammlung italienischer Kunstwerke, 
die auf dem Wege von einem neutralen nach einem feindlichen 
Hafen beschlagnahmt wurden, freizugeben sei, mit der Be- 
gründung: „daß Kunst und Wissenschaft den strengen Kriegs- 
rechten gegenüber eine Ausnahme bilden und Schutz und 
Begünstigung beanspruchen können. Dieselben sind nicht als 
peculium dieser oder jeder Nation zu betrachten, sondern als 
Gemeingut der Menschheit, und als dem allgemeinen Interesse 
der ganzen Gattung gehörend", und daß es folglich eine 
Restitution in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht sei. 

a. Briefpostsendungen. 

Amtliche Mitteilungen der feindlichen Behörden an andere 
feindliche Behörden sind Konterbande*), nicht jedoch die 
Korrespondenz zwischen den feindlichen Behörden und ihren in 
neutralen Ländern akkreditierten diplomatischen Vertretern *). 

Briefpostsendungen, nicht Paketpost, unterliegen den Be- 
stimmungen des Elften Haager Abkommens*). Dieses Ab- 
kommen ist jedoch nicht seitens Rußlands gezeichnet, folglich wird 
behauptet, daß dieses Haager Abkommen nicht bindend ist*). 

D. Schadenersatz fflr ungerechtfertigte Aufbringung. 

Der Eigner eines Schiffes oder einer Ladung, dem ein 
Schaden durch eine ungerechtfertigte Aufbringung oder Be- 
schlagnahme entsteht, ist berechtigt, für den so entstandenen 
Schaden vor einem Prisengericht zu klagen. Die gewöhnlichen 
Gerichte sind nicht zuständig'). Insbesondere kann geklagt 
werden für eine ungerechtfertigte Aufbringung®), für die 

^) The Cannstatt, Supreme Court of Queensland, 5. Oktober 1914. 
*) Twiss, Law of Nations (2nd ed.), S. 132. 

») The Caroline (1808), 6 C. Rob. 461; The Atalanta (1808), 6 C. 
Kob. 440. 

*) The Caroline (1808), 6 C. Rob. 461. 

») Art. 1, 2. 

*) Baty and Morgan, War: Its Conduct and Legal Result^, S. 22B. 

?) Le Caux y. Eden, 2 Doug. 694. 

^ Londoner Deklaration, Art. 64. 
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fahrlässige Ausführung einer rechtmäßigen Aufbringung und 
für die ungerechtfertigte Verzögerung in der Einleitung des 
Verfahrens seitens des Auf bringers ^). 

E. Falsche Schiffspapiere. Gesetzwidrige ßeqai- 

riernngen. 

Die Führung von doppelten oder gefälschten Schiffs- 
papieren ^) oder die Vernichtung oder das Beiseitebringen 
von Schiffspapieren') bewirken unter Umständen die Ein- 
ziehung des Schiffes und ist folglich immer ein ausreichender 
Gruud für die Beschlagnahme. 

Eine Requirierung von Schiffen oder Ladungen seitens 
des Kriegschiffes, welche der Aufbringung oder Beschlagnahme 
nicht unterliegen, kann nicht stattfinden. Auch kann der 
Nehmestaat vor Fällung eines prisengerichtlichen Urteils be- 
züglich der Konterbande-Eigenschaft neutraler Güter, dieselben 
nicht requirieren. Die Hauptentscheidung hier ist diejenige 
in der Angelegenheit der schwedischen Kupferschiffe *). Eine 
solche Handlung würde den betreffenden Kommandanten einer 
Klage wegen unbefugter Aneignung (convei-sion) aussetzen. 

F. Das Prize Claims Gommittee. 

Staatsangehörige Großbritanniens oder eines alliierten 
oder neutralen Staates, die durch die Anwendung der strengen 
Regeln des Prisenrechts betroffen werden, können ein Gnaden- 
gesuch bei dem in diesem Kriege errichteten Prize Claims 
Gommittee einreichen. 



^) The Madonna del Burso (1802), 4 C. Rob. 169. 
•) The Franklin (1801), 8 0. Rob. 217. 

*) The Jobanna Emilie, otherwise Emilia (1854), Spinks 12; The 
Hanter (1815), 1 Dods. 480. 

^) The Antares, London, 8. März 1916. 



IV. Feindliclie Schiffe und ihre Ladung. 

Das Seebeuterecht erstreckt sich auf gewisse Arten von 
Schiffen und gewisse Arten von Ladungen. Da nach englischem 
Recht nach Annahme der Londoner Deklaration z. T. ver- 
schiedene Rechtsregeln anzuwenden sind, je nachdem ob Schiffe 
oder Ladungen in Frage kommen, werden diese beiden Materien 
hier gesondert behandelt. 



A. Feindliche Schiffe. 

1. Allgemeines. 

Staatsschiffe, gleichviel ob dieselben feindliche oder neutrale 
sind, unterliegen nicht den Bestimmungen des Prisenrechtes. 
Feindliche Staatsschiffe unterstehen dem Kriegsrecht. Etwaige 
Angriffe gegen neutrale Staatsschiffe finden ihre Erledigung 
nur auf diplomatischem Wege. Auch jegliche Frage bezüglich 
der Beschlagnahme im Bau befindlicher Staatsschiffe entzieht 
sich einer Gerichtsbeurteilung. Unter Staatsschiffe sind alle 
der Kriegsmarine eines Staates eingereihten Schiffe zu ver- 
stehen. Postdampfer gelten als Privat-, nicht als Staats- 
schiffe *). 

Die Ausübung des Seebeuterechts ist beschränkt auf 
Privatschiffe. Als Privatschiffe sind alle nicht unter den 
Begriff Staatsschiffe fallende Fahrzeuge zu verstehen, gleich- 
viel ob dieselben dem Handel oder anderen Zwecken dienen. 
Neutrale Privatschiffe unterliegen der Aufbringung und Ein- 
ziehung nur in Fällen, wo dieselben sich der Konterbande- 
führung, des Blockadebruchs oder der neutralitätswidrigen 
Unterstützung schuldig gemacht haben. 

Feindliche Privatschiffe unterliegen der Aufbringung und 
Einziehung auf Grund ihrer feindlichen Eigenschaft. 



') Vgl. The PanamA (1900), 176 United Statei, 686. 
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2. Feindliche Eigenschaft. 

Die Bestimmung der feindlichen Eigenschaft ist nicht 
allein wichtig für die Lösung der Frage, ob das Schiff der 
Einziehung unterliegt, sondern auch f üi' die Feststellung, ob 
die an Bord befindlichen Waren eingezogen werden können 
oder gemäß Artikel 2 der Pariser Deklaration als nichteinzieh- 
bares Gut zu behandeln sind. 

Nach dem älteren englischen Recht wurde die feindliche 
Eigenschaft des Schiffes nach denselben Regeln beurteilt, wie 
die der Ladung. Als feindliches galt ein durch feindliche 
Personen geeignetes Schiff ^). War das Schiff z. T. Eigentum 
von feindlichen, z. T. von nichtfeindlichen Personen, so unter- 
lag der Anteil der nichtfeindlichen Personen der Einziehung '*). 
Auch in einigen Entscheidungen, die während des jetzigen 
Krieges gefällt sind, findet man in den Äußerungen der 
Richter eine Anlehnung an die älteren Rechtsanschauungen. 
So z. B. in Sachen „Schlesien" sagt Sir Samuel Evans: 
„In dieser Angelegenheit wurde das Schiff auf hoher See 
aufgebracht . . . und laut der Schiffspapiere ist es unzweifel- 
haft, daß dasselbe von einem feindlichen Staatsangehörigen 
geeignet wird"^). 

Durch die Annahme der Londoner Deklaration sind diese 
älteren Anschauungen nicht mehr anwendbar. Artikel 67 der 
besagten Deklaration schreibt vor: Vorbehaltlich der Be- 
stimmungen über den Flaggenwechsel wird die neutrale oder 
feindliche Eigenschaft eines Schiffes durch die Flagge bestimmt, 
zu deren Führung es berechtigt ist. 

Der Generalbericht bemerkt zu diesem Artikel das 
Folgende: „Der Grundsatz des Artikels 67 ist eine einfache 
Regel, die durchaus der besonderen Lage der Schiffe ent- 
sprechen dürfte, wenn man sie mit den anderen beweglichen 
Sachen und insbesondere mit den Waren vergleicht. In mehr 
als einer Hinsicht haben die Schiffe eine Art von Persön- 
lichkeit; insbesondere haben sie eine Nationalität, eine nationale 
Eigenschaft. Diese Nationalität kommt im Flaggenrechte zur 
Erscheinung: sie stellt die Schiffe unter den Schutz und die 
Aufsicht des Staates, dem sie angehören; sie unterwirft sie 



1) The Fenix, otherwise The Phoenix (1854), Spinks, 1. 

^ The Aina (1854), Spinks, 8. 

') London, 30. November 1914. Vgl. Nico 1 -Speyer und Huberich, 
Echo's nit het Engeische Prijzenhof, in Weekjblad van het Becht, No. 9748 
(8. März 1915), 
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der Souveränität und den Gesetzen dieses Staates und ge- 
gebenenfalls seinen Anforderungen. Das ist das sicherste 
Merkmal dafür, daß das Schiff tatsächlich einen Bestandteil 
der Handelsflotte eines Landes bildet und infolgedessen das 
beste Merkmal für die Entscheidung der Frage, ob es neutral 
oder feindlich ist. Deshalb ist es zweckmäßig, sich aus- 
schließlich hieran zu halten und von allem, was mit der Persön- 
lichkeit des Eigentümers zusammenhängt, abzusehen. Der 
Wortlaut sagt: „Die Flagge, zu deren Führung das Schiff 
berechtigt ist ; darunter ist natürlich die Flagge zu verstehen, 
die das Schiff gemäß den die Führung dieser Flagge regelnden 
Gesetzen gehißt hat oder zu hissen berechtigt ist." 

Durch die Annahme der Londoner Deklaration an Stelle 
der früheren Rechtsregeln sind einige durch deutsche Ge- 
sellschaften geeigneten Schiffe, wie z. B. verschiedene in der 
südamerikanischen Küstenschiffahrt eingestellten Schiffe, die 
unter argentinischer Flagge fahren, nicht der Einziehung 
ausgesetzt. 

3. Flaggenwechsel. 

In den Beratungen der Londoner Konferenz, bezüglich 
Flaggenwechsel, hatten sich zwei schroff gegenüberstehende 
Rechtsanschauungen entwickelt. Die eine, deren Haupt- 
vertreter Frankreich und Rußland waren, ging dahin, daß 
ein vor Ausbruch des Krieges vollzogener Flaggenwechsel 
allgemein als rechtsgültig, während eine nach Ausbruch des 
Krieges erfolgte Übertragung als nichtig zu betrachten sei. 
Die deutsche Denkschrift stellte Schiffe unter neutraler Flagge 
den feindlichen Kauffahrteischiffen gleich, wenn die Über- 
tragung nach Ausbruch des Krieges oder innerhalb zweier 
Wochen vorher erfolgte. Gegenüber dieser Rechtsanschauung 
stand diejenige, die von England, den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Japan vertreten wurde, dahingehend, daß 
Übertragungen, die selbst in Voi'aussicht der Feindseligkeiten, 
oder selbst während des Krieges stattgefunden hatten, an- 
zuerkennen seien, vorausgesetzt, daß die Übertragung bona 
fide und unwiderruflich stattgefunden hat. Holland beantragte 
die Anerkennung der Zulässigkeit eines Flaggenwechsels nach 
Ausbruch des Krieges, und selbst wenn das zu übertragende 
Schiff in einem blockierten Hafen läge. Bei den Beratungen 
der Londoner Konferenz hat die englische Regierung folgende 
Leitsätze, die einen Ausgleich dieser Meinungsverschiedenheiten 
hervorbringen sollten, als Grundlage vorgeschlagen: 
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35. Ein Schiff kann nicht zu dem Zweck anter neutrale 
Flagge gestellt werden, um den mit der Eigenschaft eines 
feindlichen Schiffes verbundenen Folgen zu entgehen. 

36. Der vor Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführte 
Übergang ist gültig, wenn er regelrecht zustande gekommen 
ist, d. h. wenn keine Scheinübertragung oder sonstige Unregel- 
mäßigkeit vorliegt, die ihn verdächtig macht. 

37. Nach Beginn der Feindseligkeiten spricht eine unwider- 
legliche Vermutung für die Nichtigkeit des während der Reise 
des Schiffes herbeigeführten Übergangs. 

Im Laufe der Verhandlungen beantragten die englischen Ver- 
treter, diese 3 Leitsätze durch folgende Bestimmungen zu ersetzen : 

35. Wenn ein Schiff im Hinblick auf Feindseligkeiten 
unter neutrale Flagge gestellt wird, muß dies in gutem 
Glauben geschelien. 

36. Von dem vor Beginn der Feindseligkeiten vor- 
genommenen Flaggen Wechsel wird vermutet, daß er recht- 
mäßig zustande gekommen ist, d. h. daß kein Scheingeschäft 
und keine Unregelmäßigkeit vorliegt, die ihn verdächtig 
macht. Der Gegenbeweis ist zulässig. 

37. Bei einem nach Beginn der Feindseligkeiten vor- 
genommenen Flaggenwechsel spricht eine unwiderlegliche Ver- 
mutung für die Nichtigkeit: a) wenn er im Verlauf der Eeise 
oder in einem blockierten Hafen vorgenommen ist; b) wenn 
ein Rückkaufs- oder Rückfallsrecht vorbehalten ist; c) wenn 
das Schiff nach dem Flaggenwechsel in gleicher Weise wie 
vorher Verwendung findet; d) wenn die Bedingungen nicht 
erfüllt worden sind, von denen das Flaggenrecht nach der 
Gesetzgebung der geführten Flagge abhängt. 

37 a. Für die Nichtigkeit des Flaggen wechseis spricht eine 
Vermutung dann, wenn sich die Übertragungsurkunde nicht 
an Bord befindet, sofern das Schiff die Nationalität des Krieg- 
führenden während der Feindseligkeiten oder weniger als 
zwei Monate vor deren Beginn verloren hat. Der Gegen- 
beweis ist zulässig. 

Die in der Londoner Konferenz angenommenen Be- 
stimmungen lehnen sich eng an die Vorschläge der englischen 
Regierung und sind enthalten in Artikel 55 und 56 der De- 
klaration. 

a) Vor Beginn der Feindseligkeiten. 

Bezüglich des Übergangs eines Schiffes zur neutralen 
Flagge unterscheidet die Londoner Deklaration zwischen Über- 
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gange, die vor Beginn der Feindseligkeiten, und solchen, die 
nach Beginn derselben stattgefunden haben. Hinsichtlich der 
ersteren bestimmt Artikel 65 das Folgende: Der vor Beginn 
der Feindseligkeiten herbeigeführte Übergang eines feindlichen 
Schiffes zur neutralen Flagge ist gültig, falls nicht bewiesen 
wird, daß dieser Übergang herbeigeführt worden ist, um den 
mit der Eigenschaft eines feindlichen Schiffes verbundenen 
Folgen zu entgehen. Indes spricht die Vermutung für die 
Nichtigkeit, sofern sich die Übertragungsurkunde nicht an 
Bord befindet und das Schiff die Nationalität des Krieg- * 
führenden weniger als sechzig Tage vor Beginn der Feind- 
seligkeiten verloren hat; der Gegenbeweis ist zulässig. Eine 
unwiderlegliche Vermutung spricht für die Gültigkeit eines 
Überganges, der mehr als dreißig Tage vor Beginn der Feind- 
seligkeiten herbeigeführt worden ist, wenn er unbedingt und 
vollständig ist, der Gesetzgebung der beteiligten Länder ent- 
spricht und zur Folge hat, daß die Verfügung über das Schiff 
und der Gewinn aus seiner Verwendung nicht in denselben 
Händen wie vor dem Übergange bleiben. Hat jedoch das 
Schiff die Nationalität des Kriegführenden weniger als sechzig 
Tage vor Beginn der Feindseligkeiten verloren und befindet 
sich die Übertragungsurkunde nicht an Bord, so kann die 
Beschlagnahme des Schiffes nicht zum Schadenersatz Anlaß 
geben." 

Dieser Artikel kam zur Anwendung in den Angelegen- 
heiten „Tommi" und „Rothersand" ^). Die „Tommi" verließ 
einen deutschen Hafen im Juli 1914 und war am 1. August 
auf hoher See. Sie war Eigentum der Norddeutschen Kraft- 
futtergesellschaft, einer deutschen Gesellschaft, und war in 
Hamburg eingetragen. Am 1. August fand ein Telegramm- 
wechsel zwischen der Norddeutschen Kraftfuttergesellschaft 
und der Sugar Fodder Company, eine in England eingetragene 
Gesellschaft, statt, woraus hervorgeht, daß eine Offerte zum 
Verkauf dieses Schiffes, sowohl als des Schiffes „Rothersand", 
seitens der englischen Gesellschaft angenommen wurde. Zur 
Zeit des Ausbruchs des Krieges lag die „Tommi" in einem 
englischen Hafen, doch führte sie noch die deutsche Flagge. 
Das Gericht erkannte auf Detention des Schiffes. Sir Samuel 
Evans begründete seine Entscheidung wie folgt: „Die Trans- 
aktionen zwischen den beiden Gesellschaften fanden zwar vor 
Ausbruch des Krieges statt, jedoch zu einer Zeit, wo der 



London, 15. Oktober 1914. 
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Krieg bevorstand. Möglicherweise schwebte diese Idee beiden 
Parteien vor, doch ist dieses nicht von Belang. Krieg war 
bereits zwischen Deutschland und Rußland ausgebrochen. 
Falls das Schiff deutsch blieb, hatten Kußland sowohl als 
andere Mächte das Recht, dieses Schiff aufzubringen. Die 
Übereignung sollte dieses Recht der kriegführenden Macht 
beseitigen. . . . Als das Schiff am 5. August innerhalb des 
englischen Hafens mit Arrest belegt wurde, führte es die 
deutsche Flagge. Die Flagge, zu welcher das Schiff berechtigt 
war zur Zeit des Ai-restes, war die deutsche. . . . Die alleinige 
Tatsache, daß das Schiff die deutsche Flagge führte, war ohne 
weiteres maßgebend, um es der Aufbringung zu unterwerfen. 
Die zweite Frage ist, ob die Übertragung gültig war. Die 
Übertragung war nicht vollständig, aber selbst, falls dieselbe 
vollständig gewesen wäre, fehlen hier die bona fides. Die 
deutsche Gesellschaft eignete neun Zehntel der Anteile der 
englischen Gesellschaft. Ferner muß, um eine Übereignung 
zu bewirken, während das Schiff in transitu ist, mehr statt- 
finden, wenn ein Krieg erklärt ist oder bevorsteht, als in 
diesem Fall geschehen ist. Die Details bezüglich der Zahlung 
des Kaufgeldes und der Vervollständigung der Transaktion 
waren nicht gemacht. Artikel^ 55 und 56 der Londoner 
Deklaration bedingen, daß die Übereignung nicht stattfinden 
darf, um den Rechtsfolgen, die einem feindlichen Schiffe an- 
haften, zu entgehen, und zweitens, daß unter allen Umständen, 
selbst nach Ablauf einer bestimmten Frist, z. B. dreißig Tage, 
die Transaktion vollständig wird nicht allein dui'ch Briefe 
und Telegramme, sondern durch die Ausfertigung der mehr 
formellen Dokumente, die unter den Gesetzen nötig sind. 
Die formellen Übertragungsdokumente fehlen gänzlich in 
dem vorliegenden Fall. Folglich muß das Schiff in dem 
Prisengericht als ein deutsches Schiff betrachtet werden. 
Es muß hervorgehoben werden, daß die oft komplizierten 
Regeln des bürgerlichen Rechtes, bezüglich der Übertragung 
von Eigentum, in einem Prisengericht nicht ausschlaggebend 
sind. In vielen Fällen unterliegt ein Schiff oder dessen 
Ladung der Einziehung unter dem Prisenrecht, wo unter 
dem bürgerlichen Recht eine rechtsgültige Eigentumsüber- 
tragung stattgefunden hat. Das Prisengericht betrachtet 
die essentiellen Tatsachen der Transaktion." Zum Schlüsse 
wies das Gericht noch auf die Tatsache hin, daß nicht ein 
einziger Anteilinhaber der englischen Gesellschaft die englische 
Staatsangehörigkeit besaß. : 
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In Sachen der Bark „Belfas" ^) behauptete der Reklamant, 
ein portugiesischer Staatsangehöriger, daß die Eigentums- 
ttbertragung dreißig Tage vor Ausbruch des Krieges statt- 
gefunden habe, und zwar am 3. Juli 1914. Beweise wurden 
jedoch nicht erbracht, daß die Transaktionen vor der Beschlag- 
nahme des Schiffes vollzogen seien, und folglich wurde der 
Antrag des Reklamanten abgewiesen. In der vor dem Bombay 
High Court schwebenden Angelegenheit „Kara Deniz" kommen 
zui' Erörterung die im August 1914 in der Türkei herrschenden 
politischen Verhältnisse, und der Einfluß derselben auf die 
bona fides der Übertragung eines türkischen Schiffes an einen 
persischen Staatsangehörigen. 

b) Nach Beginn der Feindseligkeiien. 

Bezüglich des Überganges eines feindlichen Schiffes zur 
neutralen Flagge nach Beginn der Feindseligkeiten bestimmt 
Artikel f 6 der Londoner Deklaration das Folgende : Der nach 
Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführte Übergang eines 
feindlichen Schiffes zur neutralen Flagge ist nichtig, falls 
nicht bewiesen wird, daß dieser Übergang nicht herbeigeführt 
worden ist, um den mit der Eigenschaft eines feindlichen Schiffes 
verbundenen Folgen zu entgehen. Jedoch spricht eine unwider- 
legliche Vermutung für die Nichtigkeit: 1. wenn der Übergang 
herbeigeführt worden ist, während sich das Schiff auf der 
Reise oder in einem blockierten Hafen befand; 2. wenn ein 
Rückkaufsrecht oder Rückfallsrecht vorbehalten ist; 3. wenn 
die Bedingungen nicht erfüllt worden sind, von denen, das 
Flaggenrecht nach der Gesetzgebung der geführten Flagge 
abhängt •). 

Laut Artikel 56 der Londoner Deklaration ist eine 
Eigentumsübertragung zur neutralen Flagge grundsätzlich als 
nichtig zu betrachten, falls nicht der Gegenbeweis erbracht 
wird, daß bei der Übertragung keine Absicht vorlag, das 
Schiff den mit feindlichen Eigenschaften verbundenen Folgen 
des Krieges zu entziehen. Der Generalbericht des Redaktions- 
ausschusses bemerkt zu diesem Artikel wie folgt: 

^) Exeheqaer Court of Canada, 16. Dezember 1914. 

^ Die Erörterungen über Fiaggenwechsel sind meinem Artikel 
„Der „Dacia^^-Fall im Lichte des englischen Frisenrechts*', im Ham- 
burgischen Correspondenten vom 16. und 16. Februar 1915, entnommen. 
Vgl. auch Nicol- Speyer und Huberich, De „Dada'' en het huidige Engeische 
. : Brijzrecht, in Weekbiad yan het Eecht, Nr. 9788 (8. Februar 1916). 
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„Diese Lösung ist die umgekehrte wie die für den Über- 
gang vor Beginn der Feindseligkeiten gegebene Vermutung 
für die Gültigkeit in dem zuletzt genannten Fall, der jetzt in 
Frage steht, jedoch unter dem Vorbehalt des Gegenbeweises. 
Es könnte zum Beispiel bewiesen werden, daß der Übergang 
die Folge eines Erbfalles ist." 

Die in Artikel 37 c des englischen Vorschlags enthaltene 
Bestimmung wurde von der Konferenz nicht angenommen. 
Hierüber bemerkt der Generalbericht folgendes: 

„Der Übergang stellt sich als Scheingeschäft dar, da sich 
im Dienst des Schiffes nichts geändert hat. Das trifft z. B. 
zu, wenn es sich um ein und dieselbe Schiffahrtslinie, handelt, 
deren Dienst von dem Schiffe nach wie vor dem Übergang 
versehen wird. Man hat eingewendet, daß in manchen Fällen 
die unbedingte Vermutung zu streng sein würde, da gewisse 
Schiffe, wie die Petroleumschiffe, wegen ihrer Bauart nur zu 
einem bestimmten Zweck verwendet werden können. Um 
dieser Bemerkung Eechnung zu tragen, war das Wort „Fahrt" 
hinzugefügt worden, so daß die Weiterverwendung des Schiffes 
in demselben Dienst und in derselben Fahrt erforderlich ge- 
wesen wäre; man glaubte, damit den Einwand hinreichend 
berücksichtigt zu haben. Da gleichwohl auf der Weglassung 
des Falles in der Aufzählung bestanden wurde, hat man diese 
Weglassung beschlossen. Daraus folgt, daß der Übergang 
hier unter die allgemeine Regel fällt; seine Nichtigkeit wird 
wohl vermutet, aber der Gegenbeweis ist zulässig." 

Die Bestimmungen des Artikel 56 lehnen sich eng an 
die Sätze des älteren englischen Rechtes. Die Übertragung 
eines auf der Reise ^) oder in einem blockierten Hafen*) be- 
findlichen Schiffes ist ungültig. Auch wurde verlangt, daß 
die Übertragungsurkunde sich unter gewöhnlichen Umständen 
an Bord des Schiffes befinden sollte. ^^ Wo dieses nicht der 
Fall war, wurde vermutet, daß die Übertragung nicht bona 
fide stattgefunden hatte*). 

In der Angelegenheit „Bernon" *) erfolgte nach Ausbruch 
des Krieges die Übertragung eines französischen Schiffes in 
Frankreich an einen neutralen Staatsangehörigen. Der Re- 
klamant schien jedoch in Frankreich mindestens ein Geschäfts- 



1) The Danckebaar Africaan (17»8), 1 0. Rob. 107. 
•) The General HamUton (1805), 6 C. Rob. 61. 
•) The Christine (1854), Spinks, S'A. 
*) (1798), 1 C. Rob, 108. 

H überleb, Das englische Prisenrecht. 8 
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domizil gehabt zu haben, und diese Tatsache, im Zusammenhang 
mit anderen, bewog das Gericht, das Schiff zu kondemnieren. 
Der Richter, Lord Stowell, sagte im Laufe der Entscheidung: 
„Es wird behauptet, daß dieses Schiff seitens eines Amerikaners 
in Frankreich während des Krieges gekauft sei. Solche An- 
käufe sind als rechtmäßig anzuerkennen, aber sie sind immer 
verdächtig. Das Gericht wird es immer als eine Pflicht er- 
achten, sie sehr sorgfältig nachzuprüfen. . . . Der Verdacht ist 
noch größer, und das Gericht wird auf das Äußerste bemüht 
sein, den wahren Sachverhalt zu ermitteln, wo es erscheint, 
daß der sogenannte neutrale Käufer in Frankreich (Feindesland) 
ansässig war. . . . Noch größerer Verdacht besteht, wo das so 
angekaufte Schiff dem französischen Handel weiterdient und 
in dem Besitz der früheren, französischen Eigentümer verbleibt. 
In der Angelegenheit „Odin" *) wurde das Schiff und die 
Ladung eingezogen, auf Grund, daß keine bona fide Eigentums- 
übertragung an den Reklamanten bewiesen war. In der An- 
gelegenheit „Sechs Geschwistern" *) äußerte sich der Richter, 
Lord Stowell wie folgt: „Die in diesem Lande herrschende 
Regel ist, daß das Eigentum bona fide und ohne Vorbehalt 
übertragen sein muß. Der Verkauf muß derartig sein, daß 
der frühere feindliche Eigentümer jegliches Interesse aufgibt. 
Etwaige Vereinbarungen, wodurch sein Interesse fortbesteht, 
haben die vollständige Ungültigkeit eines Vertrages dieser 
Art zur Folge. . . . Die Übereignung ist nicht verboten, doch 
untersteht sie den zwecks Vereitelung von Schiebungen 
nötigen Regeln und solchen, die nötig sind, daß das feindliche 
Eigentum absolut und vollständig übertragen ist." Da aus 
der Beweisführung hervorging, daß der Verkäufer gewisse 
Rechte sich an dem Schiff vorbehalten hatte, wurde dieses 
kondemniert. 

Die ganzen Umstände des Verkaufes müssen klar sein. 
Vor Ausbruch des Krimkrieges wurde ein Schiff seitens der 
russischen Eigner an eine belgische Firma verkauft. Das 
Schiff wurde aufgebracht, und in dem Prisengericht (Bullen 
V. The Queen)*) wurde die Behauptung aufgestellt, daß der 
Verkauf ungültig sei. Der Verkauf selbst war gültig, aber 
der Vertrag war nicht mit dem Reklamanten - abgeschlossen. 



(1799), 1 0. Eob. S48. 
■) (1801), 4 0. Äob. 100. 

•) (1867), 11 Moo. P. 0. 271. Vgl. auch Th« Ariel (1867), 11 Moo. 
P. C. 119. 
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Unter den Umständen wurde das Schiff nicht kondemniert, 
doch wurden dem Eeklamanten keine Kosten und kein Schaden- 
ersatz zi\jesprochen. Das Gericht sagte: „Falls etwaiger 
Zweifel b,'steht, bezüglich der neutralen oder feindlichen 
Eigenschaft des Schiffes, obliegt dem Reklamanten der strenge 
Beweis seines Eigentums, und jeder Betrug, jede Umgehung 
oder jeder Versuch der Hintergehung der Gerichtes in der 
Beweisführung über sein Eigentumsrecht bewirkt den Verlust 
seiner Ansprüche, und die Einziehung des Schiffes als feind- 
liches Gut ist die notwendige Folge." 



4. Feindliche Schiffe in britischen Häfen bei Kriegs- 
ausbruch. 

Das Sechste Haager Abkommen „über die Behandlung 
der feindlichen Kauffahrteischiffe beim Ausbruch der Feind- 
seligkeiten" bestimmt in Artikel 1 Folgendes: Befindet sich 
ein Kauffahrteischiff einer der kriegführenden Mächte beim 
Ausbruche der Feindseligkeiten in einem feindlichen Hafen, 
so ist es erwünscht, daß ihm gestattet wird, unverzüglich 
oder binnen einer ihm zu vergönnenden ausreichenden Frist 
frei auszulaufen und, nachdem es mit einem Passierschein 
versehen worden ist, unmittelbar seinen Bestimmungshafen 
oder einen sonstigen Hafen aufzusuchen, der ihm bezeichnet 
werden wird. Das gleiche gilt für ein Schiff, das seinen 
letzten Abfahrtshafen vor dem Beginne des Krieges verlassen 
hat und ohne Kenntnis der Feindseligkeiten einen feindlichen 
Hafen anläuft. 

Artikel 2 des Abkommens bestimmt: Ein Kauffahrteischiff, 
das infolge höherer Gewalt den feindlichen Hafen nicht binnen 
der im vorstehenden Artikel erwähnten Frist hat verlassen 
können oder dem das Auslaufen nicht gestattet worden ist, 
darf nicht eingezogen werden. Der Kriegführende darf es 
nur entweder unter der Verpflichtung, es nach dem Kriege 
ohne Entschädigung zurückzugeben, mit Beschlag belegen oder 
gegen Entschädigung für sich anfordern. 

Artikel 5 schreibt vor, daß das Abkommen sich nicht 
auf solche Kauffahrteischiffe erstreckt, deren Bau ersehen 
läßt, daß sie zur Umwandlung in Kriegsschiffe bestimmt sind. 

Von den an dem jetzigen Kriege beteiligten Staaten 
haben folgende dieses Abkommen ratifiziert: Deutschland, 
Belgien, Frankreich, Großbritannien, Japan, Österreich-Ungarn 

8* 
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und Rußland. Nicht ratifiziert wurde dasselbe von Montenegro, 
Serbien und der Türkei. Die Eatifikation seitens Deutsch- 
land und Rußland geschah unter Vorbehalt bezüglich Artikel 3 
und Artikel 4, Absatz 2. 

Österreichisch-ungarischenSchiffenistindemgegenwärtigen 
Kriege eine Indultfrist gewährt worden und ist diese Materie 
bereits in dem dritten Abschnitt dieses Buches^) behandelt. 
Zwischen Deutschland und Großbritannien haben die Ver- 
handlungen bezüglich der Gewährung einer Indultfrist zu 
keinem Resultat geführt*). 

Die Proklamation vom 5. August 1914*) bestimmt nur, 
daß feindliche Kauffahrteischiffe der Prisengerichtsbarkeit 
unterstehen. Dieselbe enthält keine Bestimmungen darüber, 
ob die zurückgehaltenen Schiffe einer Detention oder der Ein- 
ziehung unterliegen. Diese Frage wurde zuerst erörtert in 
der Angelegenheit „Chile"*). Die deutsche Bark „Chile" ging 
am 4. August 1914, und zwar vor Kriegsausbruch*), in Cardiff 
ins Dock und wurde am folgenden Tag durch die Zollbehörden 
mit Beschlag belegt. Der Attorney-General beantragte die 
Detention des Schiffes bis auf weiteres, insbesondere zwecks 
Ermittelung der seitens der deutschen Regierung zu erlassenen 
Bestimmungen über die Rechtslage britischer Kauffahrtei- 
schiffe in deutschen Häfen. Das Gericht erkannte auf Detention 
des Schiffes, bis weitere Verfügungen des Gerichts getroffen 
würden*). In ähnlichen Fällen vor dem Londoner und den 
britischen Überseeprisengerichten sind gleiche Verfügungen 
getroffen. Nur seitens des britischen Prisengerichtes in 
Alexandrien ist in einigen Fällen auf Detention während 
des Krieges und Herausgabe nach Beendigung desselben er- 
kannt '). 

Da die Türkei das Sechste Haager Abkommen nicht rati- 
fiziert hat, ist bei türkischen Schiffen, welche bei Kriegs- 



») Sob C, 7. 

^ Siehe Einleitung. 

•) Manual S. 248. 

^) London, 4. September 1914. 

^) Der Krieg begann formell am 4. August 1914, 11 Uhr abends, 
Greenwich Zeit. 

*) Baty und Morgan (War: Its Conduct and Legal Results, S. 847) 
sagen, daß es richtiger gewesen wäre, die Termine zu verschieben, bis ein 
endgültiges Urteil gefällt werden konnte. 

^) Li Sachen: The Gutenfels, The Aenne Rickmers, The Lanterfels, 
The Kabenfels, The Werdenfels, The Barenfels, The Marquis Bacqnehem. 
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ausbrach mit der Türkei in britischen Häfen lagen, nicht auf 
Detention, sondern auf Einziehung erkannt^). 

Die Tatsache, daß das Schiff sich im Dock befindet, ist 
ohne Belang*). 



5. Aufgebrachte Schiffe. 

Feindliche Privatschiffe, die auf hoher See aufgebracht 
werden, unterliegen der Einziehung *), es sei denn, daß dieselben 
zu den in Abschnitt III dieses Buches besprochenen Aus- 
nahmen gehören oder den unten erwähnten Bestimmungen 
unterfallen. Auch Wracks können der Einziehung unterliegen *). 
Artikel 3 des Sechsten Haager Abkommens bestimmt, daß 
feindliche Kauffahrteischiffe, die ihren letzten Abfahrtshafen 
vor dem Beginn des Krieges verlassen haben und in Un- 
kenntnis der Feindseligkeiten auf hoher See betroffen werden, 
nicht der Einziehung unterliegen. Dieselben unterstehen ent- 
weder nur der Detention unter der Verpflichtung, daß sie 
nach dem Kriege ohne Entschädigung zurückgegeben werden 
oder der Requirierung oder selbst Zerstörung gegen Ent- 
schädigung und unter der Verpflichtung für die Sicherheit 
der an Bord befindlichen Personen und der Erhaltuug der 
Schiffspapiere. Sobald diese Schiffe einen Hafen ihres Landes 
oder einen neutralen Hafen berührt haben, unterliegen sie 
den Gesetzen und Gebräuchen des Seekrieges. 

Wie bereits hervorgehoben, haben sich Deutschland und 
Eußland bei der Annahme des Sechsten Haager Abkommens 
gewisse Vorbehalte, u. a. auch bezüglich dieses Artikels ge- 
macht. Folglich findet der besagte Artikel 3 keine Anwendung 
bei deutschen Schiffen. Dieses Prinzip wurde zuerst auf- 
gestellt in der Angelegenheit „Perkeo" ^) und sodann in der 
Angelegenheit „Marie Glaeser"*). 



1) The ßimbashi fliza Bey, London, 25. Januar 1915; The Futih Jy, 
London, 25. Januar 1915. So auch The Maria, Supreme Court in Egypt., 
17. März 1915. 

•) Vgl. The Chile, London, 4. September 1914; The Thalia (1905), 
Takahashi, International Law during the Eussian War, 605. 

') The Perkeo, London, 4. September 1914. 

*) The Kamerun, London, 22. Februar 1915. 

^) London, 4. September 1914. 

*) London, 16. September 1914. 
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Wo jedoch ein Schiff in Unkenntnis des Kriegsausbruches 
in einen britischen Hafen einläuft, wird auf Detention er- 
kannt *). 

In der Beurteilung der Frage, ob ein Schiff Kenntnis 
von dem Ausbruch der Feindseligkeiten hat, ist eventuell von 
Wichtigkeit die Tatsache, ob dasselbe mit drahtloser Tele- 
graphie ausgerüstet ist. 

Sehr eingehend wurde diese Frage in der Angelegenheit 
„Birkenfels" *) erörtert. Die „Birkenfels" verließ New York 
am 23. Juli 1914 und war mit drahtloser Telegraphie aus- 
gestattet. Es lag der Beweis vor, daß das Schiff mehrere 
Male versucht hatte, sich mit drahtlosen Stationen in Afrika 
in Verbindung zu setzen, jedoch laut Aussagen der Schiffs- 
leitung ohne Resultat. Am 19. August kam es in drahtlose 
Verbindung mit Kapstadt und benachrichtigte die Schiffs- 
agentur, daß es demnächst einlaufen würde. Unter den Um- 
ständen entschied das Gericht, daß die dem Schiffe obliegende 
Beweislast, daß es zur Zeit des Einlaufens in den Hafen in 
Unkenntnis des Krgiesausbruchs war, nicht genügt hatte. Ge- 
wicht wurde darauf gelegt, daß die drahtlosen Anlagen während 
der ganzen Fahrt in Ordnung gewesen seien und daß das Schiff 
Von einer Anzahl deutscher, als auch neutraler Stationen 
Nachrichten erhalten hätte. Ferner war der „Birkenfels" 
durch andere Schiffe mitgeteilt, daß Krieg ausgebrochen wäre, 
jedoch ohne Mitteilung, zwischen welchen Staaten. Sir Henry 
Juta, der Gerichtspräsident, sagte: „Es obliegt den Eignem 
der „Birkenfels" die Pflicht, dem Gerichte zu beweisen, daß 
das Schiff in Unkenntnis des Kriegsausbruches war. Es ist 
eine bemerkenswerte Tatsache, daß, obgleich Krieg zwischen 
Österreich und Serbien bereits am 28. Juli erklärt war und 
die „Birkenfels" drahtlose Nachrichten von Amerika am 
2i>. Juli erhielt, darin nichts von dem Krieg erwähnt sei. 
Auch ist es bemerkenswert, daß, obgleich ihre drahtlose Aus- 
rüstung in guter Ordnung war, die „Birkenfels" nie mit Erfolg 
eine drahtlose Verbindung mit irgendeiner Station erhalten 
konnte, bis sie mit Kapstadt in Verbindung kam. Das Log- 
buch, in welchem die Berichte über die drahtlosen Ver- 
bindungen geführt werden, und die Aussagen des Telegraphisten 
machen auf mich keinen günstigen Eindruck. Der Telegraphist 
sagte aus, daß jede Verbindung an dem Tage, an welchem 



The WeUe, London, 1. Oktober 1914. 

*) Sopreme Court of South Afrio«, 23. Noyembor 1914. 
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sie stattgefonden hat, eingetragen wurde, und er verneinte, 
daß das Logbuch nachgeschrieben würde von Notizen, obgleich 
er zugab, daß wenigstens eine Verbindung im Logbuch nicht 
eingetragen war. Die Eintragungen sind sehr gut geschrieben, 
und zwar sind alle in gleicher guter Ausführung. Die Buch- 
staben variieren nicht in ihrer Ausführung, und sie haben 
das Aussehen, als ob sie alle zu einer Zeit geschrieben wären. 
Wenn man in Betracht zieht, wie das Wetter und Wasser 
wechseln, so scheint es fast unglaublich, daß Eintragungen, 
die zu verschiedener Zeit, während einer Seefahrt gemacht 
sind, alle in gleicher guter Schrift, in gleicher Weise aus- 
geführt sind. Die Beweise der drahtlosen Verbindungen und 
die Aussagen des Telegraphisten wirken folglich nicht zu 
Gunsten der Eigner. . . . Wann das Schiff von dem Kriegs- 
ausbruch Kenntnis erhielt, kann nicht festgestellt werden. Es 
steht jedoch fest, daß dieses zu einer Zeit geschah, wo der 
Kohlenvorrat knapp wurde. Während das Schiff auf See war, 
unterlag es der Einziehung, gleichviel ob es in Unkenntnis 
des Kriegsausbruches war oder nicht. Die einzige Möglichkeit 
war folglich, um das Kap zu laufen und nach Delagoa zu 
kommen, ein sehr gefährlicher Kurs, oder nach Südamerika 
zu fahren. Die Wahl lag also zwischen dem Risiko einer 
Aufbringung auf hoher See und ... des Einlaufens in Table 
Bay .... Im Ganzen genommen, bin ich der Meinung, daß 
die Schiffseigner der ihnen obliegenden Beweislast, daß das 
Schiff in Unkenntnis des Krieges einlief, nicht genügt haben. 
Folglich muß, da das Schiff unbestreitbar ein deutsches ist, 
eine Kondemnation erfolgen." 

Wo das Schiff durch einen englischen Kreuzer Kenntnis 
von dem Ausbruch der Feindseligkeiten erlangt, von dem 
Kreuzer aber irrtümlicherweise freigegeben wird und sodann 
einen britischen Hafen anläuft, wird dasselbe als in der 
Rechtslage eines in Unkenntnis der Feindseligkeiten ein- 
laufenden Schiffes behandelt^). 

Da Österreich-Ungarn sich keinen Vorbehalt bezüglich 
Artikel 3 des Sechsten Haager Abkommens machte, kommt 
dieser Artikel in vollem Umfang zui' Anwendung bei öster- 
reichisch-ungarischen Schiffen. Eine weitere Immunität ist 
den österreichisch-ungarischen Schiffen eingeräumt durch die 



^) The Marquis Bacqaehem, Snpreme Conrt in Egypt, 3. Februar 
1915. Eine weitere Besprechung dieses FaUs ist enthalten in Abteilung UI, 2 
dieaei Buohea. 
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Bekanntmachung vom 31. Oktober 1914^), welche bestimmt, 
daß österreichisch-ungarische Kauffahrteischiffe, die ihren 
letzten Hafen verließen vor Ausbruch des Krieges mit Öster- 
reich- Ungarn 2), und auf hoher See aufgebracht werden, der 
Detention bzw. Requiiierung, nicht jedoch der Kondemnation 
unterliegen. 

Da die Türkei das Sechste Haager Abkommen nicht 
ratifiziert hat, unterliegen türkische Schiffe, auch wenn die- 
selben in Unkenntnis des Kriegsausbiniches einen britischen 
Hafen angelaufen haben, der Einziehung. 

6. Gecharterte Schiffe. 

Eine schwierige Frage ergibt sich bezüglich der für eine 
bestimmte Zeit gecharterten Schiffe, wo der Charterer im Be- 
sitze des Schiffes ist. Wo das Schiff die britische Flagge 
oder die Flagge einer alliierten Macht führt und der Charterer 
ein feindlicher Ausländer (allen enemy) ist, ist eine Charte- 
partie ipso facto durch Ausbruch des Krieges aufgehoben, da 
Verträge dieser Art nicht nur durch den Krieg suspendiert, 
sondern auch aufgelöst sind und das Schiff an die Eigner 
ohne weitere Verpflichtung unter der Chartepartie an die 
Eigner zurückgeht. 

Wo ein feindliches Schiff durch einen britischen Staats- 
angehörigen gechartert ist, ist ebenfalls die Chartepartie auf- 
gehoben und unterliegt das Schiff den gewöhnlichen Regeln 
des Beuterechts. Ist ein feindliches Schiff seitens eines Neutralen 
gechartert, so unterliegt es auch den üblichen Regeln be- 
züglich feindlicher Schiffe. Der neutrale Charterer hat sich 
durch den Vertrag so eng mit den feindlichen Vercharterern 
liiert, daß er pro hac vice als Feind gilt'). 

7. Auf dem Schiff verwandtes neutrales 

Eigentum. 

Eine interessante Frage ist, ob die durch Neutrale ge- 
eigneten, auf dem Schiffe verwandten Gegestände, z. B. Unter- 



^) Manaal, Sapplement S. 123, 124. Die Immunität beruht auf 
Gegenseitigkeit. 

*) Der Krieg mit Österreich- Ungarn begann formeU am 12. August 
]914, 12 Uhr abends, Greenwich Zeit. 

*) Baty und Morgan, War: Its Gonduct and Legal Reiulti, S. 885, 
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Wassersignalapparate, Deckstühle, Automaten usw., von der 
Einziehung befreit sind. Die Frage kam vor die Gerichte be- 
züglich Unterwassersignalapparate. In Sachen „Schlesien** ^) 
wurde seitens der American Submarine Signalling Company, eine 
unter den amerikanischen Gesetzen organisierte Aktiengesell- 
schaft, Einspruch gegen die Eondemnierung solcher an Bord 
eines aufgebrachten Schiffes befindlichen Apparate erhoben. 
Die American Submarine Signalling Company behauptete, daß 
unter einem zwischen ihr und dem Schiffseigner bestehenden 
Vertrag die Apparate dem letzteren nur leihweise überlassen 
seien. Der in Frage kommende Vertrag bzw. eine Abschrift 
desselben wurde jedoch nicht dem G^erichte vorgelegt. Auch 
ging aus der Beweisführung nicht hervor, ob die Apparate 
das Eigentum der amerikanischen Gesellschaft oder der Bremer 
Filiale derselben waren. Sir Samuel Evans führte ans: „Es 
wird behauptet, daß die Signalapparate neutrales Eigentum 
sind und folglich einen Schutz genießen. Der erste Punkt in 
dem Argument des Anwaltes der Submarine Company war, 
daß unter den Bestimmungen der Pariser Deklaration der 
Apparat als neutrales Gut anzusehen sei und daß die Be- 
klamanten den Schutz der Deklaration beanspruchen könnten. 
Es steht zwar fest, daß die Worte „neutrales Gut (neutral 
goods)** und „feindliches Gut (enemy goods)** in der englischen 
Übersetzung der Deklaration gebraucht sind, aber es steht 
auch fest, daß bis jetzt diese Worte immer nafgetuBt sind 
als gleichbedeutend mit Ladungsgütem (cai^o goods) an Bord 
des Schiffes, und unter Bezugnahme anf den französischen 
Text der Deklaration ist es klar, daß dieselbe sich auf 
Kaufmannsgüter (merchandise) bezieht ... Es steht fest^ daß 
in einem modernen Schiff viele Apparate ähnlich den genannten 
installiert sind und einen Teil desselben bilden. ... Ich will 
nicht sagen, daß, falls Gr^:ettstände leicht von einem Schiff 
zu trennen sind, die Aufbringer nicht, fall« sie es für ratsam 
erachten, diese Sache» an die Eigentümer derselben anshindigen 
sollten . . . aber es ist etwas anderes zusagen, daß die Bekkunanten 
das Recht haben, vor einem Gericht zu bebanirten: diese an 
dem Schiff befestigten Apparate gehören mir und folgUeb 
verlange ich eine besonda-e Beluuidlnng derselben. ... En 
liegt nicht innerhalb meiner Funktion als achter die VetBÜM 
bezüglich des Eigentums verschiedrae Tdle des SMXe» zu 
untersuchen, insbesondere ob sie gemietet nnd, md ob itm 



1) London, 80. Korcmber 1914. 
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Eigentumsrecht noch den Originalvermietern zusteht." *) Die 
gleiche Frage wurde erhoben in Sachen des Dampfers 
„Bethania" *). 

8. Schiffsgläubiger. 

a) Hypotheken. 

Nichtfeindliche Schiffsgläubiger können ihre Ansprüche 
nicht gegen die Kaptoren erheben. In der Angelegenheit 
„Tobago" ^) entschied das Gericht, daß ein englischer Inhaber 
einer Bodmereiobligation, die vor dem Kriege eingegangen ist, 
solche nicht gegen das Schiff geltend machen kann. Die 
Hauptbegründung der Entscheidung war, daß Verträge dieser 
Art Kollusionen zwischen dem feindlichen Eigner und dem 
neutralen Eeklamanten herbeiführen können und daß der 
Kaptor das Eigentum nicht cum onere nimmt. Auch in der 
Angelegenheit „Marianne" *) wurde die von einem neutralen 
Reklamanten aufgestellte Forderung, die auf Nichtzahlung 
eines Teiles des Kaufpreises für das an einen Feind verkaufte 
und später aufgebrachte Schiff basiert war, abgewiesen. In 
Sachen „Ariel" *) wurde gesagt: „Die Retentionsrechte (liens) 
zu Gunsten eines Neutralen bezüglich eines feindlichen Schiffes, 
oder zu Gunsten eines Feindes bezüglich eines neutralen Schiffes 
werden beide in einem Prisengericht nicht berücksichtigt." 

In dem gegenwärtigen Kriege kam dieselbe Frage auf 
in Sachen „Maria Glaeser" •), wo die neutralen Reklamanten 
eine Schiffshypothek auf das aufgebrachte Schiff besaßen. 
Für die Reklamanten wurde behauptet, daß ein Unterschied 
zu machen sei, einerseits zwischen Retentionsrechten (liens) 
oder Forderungen aus einem Bodmereivertrag und anderer- 
seits zwischen der Forderung eines Hypothekengläubigers, 
da letzterer eine gewisse Art Eigentumsrecht an dem Schiffe 
hat. Über diese Frage äußerte sich Sir Samuel Evans wie 
folgt: „Die Behauptung, daß Hypothekengläubiger unter der 



1) Der Richter bemerkte, daß FäUe dieser Art am besten durch das 
Prize Claims Committee zu entscheiden wären, woselbst Neutrale, die 
durch die Härte einer Regel des Prisengerichts getroffen sind, ein Gnaden- 
gesuch einreichen können. 

") Snprem© Court of Jamaica, 16. November 1914. 

») (1804), 5 C. Kob. 218. 

*) (1805), 6 C. Kob. 24. 

») (1857), 11 Moo. P. 0. 119. 

*) London, 16. 8fpt«mber 1914. 
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Hypothek eine Art Eigentum an der „Maria Glaeser" besitzen, 
ist nicht durch die dem Gerichte vorgelegten Belege be- 
wiesen. . . . Unter unserem eigenen Gesetz wird bestimmt, daß, 
ausgenommen in Fällen, wo es nötig ist, das mit der Hypothek 
belastete Schiff oder den Anteil an demselben als Sicherheit 
für die Hypothekenschuld dem Hypothekengläubiger zur Ver- 
fügung zu stellen, solcher nicht auf Grund der Hypothek als 
Eigner des Schiffes oder Eigner eines Anteils an demselben 
betrachtet, noch der Hypothekenschuldner als Nichteigner an- 
gesehen werden soll. Ob das deutsche Recht bezüglich Hy- 
potheken erheblich von unserem abweicht, oder was das 
deutsche Eecht in dieser Materie sein mag, lehnen wir ab zu 

untersuchen. Dieses ist nicht die Pflicht eines Prisengerichts 

Es hat keinen Zweck zu erraten, was der Effekt einer deutschen 
Hypothekenurkunde ist, aber bestimmt geht aus derselben nicht 
hervor, daß sie einen Übergang des Eigentums oder irgend 
etwas anderes als eine Sicherheit für die Hypothekenschuld 
bezweckt. Einige der Bedingungen scheinen dieses sogar zu 
verneinen. Die Aufbringung eines feindlichen Schiffes auf 
See würde ein gefährliches und fast wertloses Eecht der 
Kriegführenden sein, falls gegen die Kaptoren Forderuugen, 
wie solche in diesem Falle gemacht sind, erhoben oder falls 
Hypotheken dem Hypothekengläubiger ein Prioritätsrecht 
gegenüber den Kaptoren geben würden." Das Gericht bezog 
sich noch auf die Entscheidungen in Sachen „Hampton" '), 
„Battle" % „Carlos F. Roses" % die Entscheidung des fran- 
zösischen Prisengerichtes 1870 in Sachen „Der Turner" ^) und 
auf die japanischen Entscheidungen in Sachen „Nigretia"^) 
und „Russia" •). Sir Samuel Evans fuhr fort : „Das Gericht 
zögert nicht mit der Kundgebung, daß unter den Präzedenz- 
fällen, als auch unter den Rechtsprinzipien und der Rechts- 
praxis, die Forderungen der neutralen Hypothekengläubiger 
gegen das aufgebrachte Schiff abzulehnen seien. Auch besteht 
noch ein weiterer Grund, welcher kurz angegeben werden 
kann, und unter welchem die Reklamanten abzuweisen sind, 
selbst angenommen, daß dieselben ein Eigentumsrecht an dem 
Schiffe hatten, oder selbst, wenn sie die Eigentumsrechte be- 

1) 5 WaUace (United States), 372. 

*) 6 WaUace (United States), 498. 

») 171 United States, 655. 

^) Barboux, Jurisprudence du Oonseil des Prises, 76. 

^) Takahashi, InternatioDal Law in the flassian War, 551. 

^ Takahashi, IntcrnatioDal Law in tbe Ruisian War, 557. 
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saßen und rechtmäßig als Eigner des ganzen, oder eines Teils 
des Schiffes zu betrachten seien, würde die Tatsache, daß 
das Schiff unter deutscher Flagge fuhr, zu deren Führung 
dasselbe durch die Schiffspapiere berechtigt war, und durch 
einen deutschen Kapitän navigiert wurde in der Ausübung 
des Handelsverkehrs des Deutschen Reichs, für die Abweisung 
der Eeklamanten genügen.^ 

Gleichlautende Entscheidungen wurden von dem Londoner 
Prisengericht gemacht in Sachen „Hennann" ^) und „Otto" *), 
von dem Supreme Court of Gibraltar in Sachen „Syra" •), 
von dem High Court of Judicature, Bombay, in Sachen 
„Wartenfels" *) von dem Supreme Court in Egypt in Sachen 
„Emil" *) und von dem Supreme Court of Bermuda in Sachen 
„Leda" •). 

b) Schiffsbedarf. 

Es scheint aus den Entscheidungen hervorzugehen, daß 
Lieferanten des Schiffsbedarfes (necessaries) ihrer Ansprüche 
gegen das Schiff bei Einziehung desselben verlustig gehen, 
hingegen bei Detention eventuell dieselben später bei Frei- 
lassung des Schiffes geltend machen können. Das gleiche 
gilt bezüglich der Lohnansprüche der Mannschaft^). 

B. Feindliche Ladungen. 

1. Allgemeines. 

Die Londoner Deklaration*) bestimmt: 

Die neutrale oder feindliche Eigenschaft der an Bord 
eines feindlichen Schiffes vorgefundenen Waren wird durch die 
neutrale oder feindliche Eigenschaft des Eigentümers bestimmt. 

Ist die neutrale Eigenschaft der an Bord eines feindlichen 
Schiffes vorgefundenen Ware nicht nachgewiesen, so wird 
vermutet, daß die Ware feindlich ist*). 

1) London, 1. Oktober 1914. 
*) London, 1. Oktober 1914. 
s) 98. September 1914. 
*) 19. Oktober 1914. 
») 19. Februar 1915. 
«) 20. November 1914. 

') Vgl. The Scharzfels, Supreme Court of South Anstralia, 23. Sep- 
tember 1914. 

•) Art. 58. 

') Londoner Deklaration, Art. 59. 
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Über die schwierige und viel umstrittene Frage, nach 
welchem Kriterium die feindliche Eigenschaft der Ware zu 
bestimmen ist, ob nach der Nationalität oder dem Domizil 
des Eigentümers, war eine Einigung nicht zu erzielen. Die 
Frage ist folglich nach den Grundsätzen des älteren englischen 
Rechts zu beantworten. 

2. Feindliche Eigenschaft. 

a) Nationaliläts- und Domizilprinzip. 

Die herrschende Meinung ist, daß nicht die Staatsan- 
gehörigkeit, sondern das Domizil des Eigentümers der Ladung 
die feindliche oder nichtfeindliche Eigenschaft derselben be- 
stimmt. Dr. Baty und Professor Morgan ^) sind jedoch der 
Meinung, daß die feindliche Eigenschaft einer Ladung anhaftet, 
falls der Eigentümer entweder eine feindliche Staatsangehörigkeit 
hat oder im Feindesland domiliziert ist bzw. daselbst Handel 
treibt. Sie erklären die Entscheidung in Sachen „Postilion" *), 
wo das Gericht sagte, daß, da das Eigentum eines in Frankreich 
wohnenden Hamburger Bürgers der Kondemnation unterläge, 
weil derselbe pro hac vice als Franzose angesehen wurde, 
es entschieden werden müßte, daß ein in Hamburg wohnender 
Franzose als ein Hamburger zu erachten sei und sein Eigentum 
nicht kondemniert werden könnte, dadurch, weil die zurzeit 
von England erlassenen Repressalien ausdrücklich gegen die 
Schiffe und Ladungen der in den Gebieten des französischen 
Königs wohnenden Personen erlassen sei, und daß folglich 
dieselben sich nicht erstrecken können auf Personen, die in 
neutralen Ländern wohnhaft seien, selbst wenn solche eine 
feindliche Staatsangehörigkeit besäßen. Die Entscheidung in 
Sachen „Liesbet van den Toll" "), in welcher die Frage der 
feindlichen Eigenschaft des Eigners eines Fischereibootes, der 
in Holland gebürtig und zuletzt sieben Jahre in Preußen do- 
miziliert war, aufkam, und woselbst das Gericht auf Freigebung 
des Schiffes erkannte, wird von Baty und Morgan dahingehend 
ausgelegt, daß der Eigentümer eventuell als preulischer 
Staatsangehöriger (wie dieses auch aus dem Gebrauch der 
Worte „Prussian subject" in der Entscheidung hervorgeht) an- 
gesehen wurde, und daß eventuell auch die Vergünstigung, 
die Fischereifahrzeuge erfahren, zu einer Freilassung dJeses 

1) War: Its Condact and Legal Resnlts, S. 806 ff. 
•) (1799), Hay & Marriott, 245. 
^ (1804), 5 G. ftob. 288. 



46 IV. Feindliche Schiffe und ihre Ladung. 

Schiffes führten. Die Entscheidungen in Sachen „Indian 
Chief" ^), „Emanuel" ^\ „Danaous" *) und „Ann" *) beziehen 
sich auf Fälle, wo zu Gunsten eines britischen Staatsangehörigen, 
der in einem neutralen Hafen domiziliert war, ein Urteil gefällt 
wurde, daß er durch den Handel mit dem Feinde nicht den 
Bestimmungen des englischen Rechts bezüglich Handel mit 
dem feindlichen Ausland unterstand. Baty und Morgan sagen 
jedoch, daß keine direkten Entscheidungen zu finden sind, 
dahingehend, daß das Eigentum eines im neutralen Lande domi- 
zilierten feindlichen Staatsangehörigen der Einziehung unterliegt. 

b) Allgemeine Grundsätze des Domizilrechts. 

1. EeindUches Domizil und Handelshaus. 

Der Begriff „Domizil" nach englischem Recht deckt sich 
nicht ganz mit dem Begriff „Wohnsitz" nach deutschem Recht. 
Es kann hier nicht näher auf die Frage eingegangen werden, 
ob der Begriff Domizil im englischen Prisenrecht dieselbe 
Bedeutung haben sollte, wie derselbe Begriff im englischen 
Zivilrecht ^). Für eine kurze Darstellung, wie die vorliegende, 
genügt es zu sagen, daß für praktische Zwecke die feindliche 
Eigenschaft allen Personen anhaftet, die entweder nach eng- 
lischen zivilrechtlichen Grundsätzen ein Domizil im Feindes- 
land haben oder daselbst ein Handelshans (house pt trade) 
unterhalten. Ohne Belang ist die Staatsangehörigkeit der in 
Frage kommenden Personen*). 

Wo jedoch die Person, die in Feindesland ein Handels- 
haus unterhält, nicht daselbst domiziliert ist, haftet die feind- 
liche Eigenschaft nur den diesem Handelshaus gehörenden 
Ladungen an. Dahingegen, wenn die Inhaber des Handels- 
hauses im Feindesland ihr Domizil haben, haftet die feind- 
liche Eigenschaft auch den Ladungen an, die für ein im 
neutralen Lande errichtetes Handelshaus bestimmt sind bzw. 
von demselben herrühren'). 

(1800), 3 0. Rob. 12. 

«) (1800), 3 0. Rob. 296. 

») (1800), 4 C. Rob. 255. 

*) (1811), 1 Dodi. 223. 

^) Siehe insbesondere die Kontroverse zwischen Professor Westlake 
und Dr. Baty in Journal of the Society of Gomparatiye Legislation, 
Bd. 9, S. 157, 265, und Juridical Review, Bd. 21, 8. 209. 

•) The Vigilantia(1798), 1 C. Rob. 1 ; The Harmony (1800),20.Rob.322. 

7) The Harmony (1800), 2 C. Rob. 322; The Olau örant, London 
16. März 1915. 
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2. Gesellschaften. 

Bei offenen Handelsgesellschaften richtet sich die feind- 
liche Eigenschaft nach dem Domizil der Inhaber und kann 
unter Umständen auf Teilkondemnation erkannt werden, wo 
einige derselben in einem nichtfeindlichen Land domiziliert 
sind^). 

Bei juristischen Personen, insbesondere Aktiengesell- 
schaften, gilt die Regel, daß dieselben als feindliche zu be- 
trachten sind, wo sie entweder unter den Gesetzen des Feindes- 
landes errichtet sind oder daselbst ein Handelshaus unter- 
halten *). In Continental Tyre and Rubber Co. (Great Britain) 
Ltd. V. Daimler Company Ltd. ^) wurde entschieden, daß eine 
in Großbritannien eingetragene Gesellschaft als eine britische 
gilt und als solche berechtigt sei als Kläger aufzutreten, 
selbst wenn die Aktieninhaber feindliche Ausländer sind. 
Dahingegen in Sachen „Tommi" und „Rothersand"*) wurde 
großes Gewicht darauf gelegt, daß die Aktien der englischen 
Gesellschaft zum überwiegenden Teil in feindlichen Händen 
sich befanden. In der Angelegenheit „Leda"*) wurde ent- 
schieden, daß die Tatsache, daß das Schiff durch eine in 
Deutschland eingetragene Aktiengesellschaft geeignet wurde, 
genügend sei, um die feindliche Eigenschaft des Schiffes zu 
bestimmen — doch muß in Betracht gezogen werden, daß das 
Schiff unter deutscher Flagge fuhr und folglich unter Artikel 57 
der Londoner Deklaration als feindliches galt — , obgleich sämt- 
liche Aktieninhaber der deutschen Gesellschaft eine neutrale 
Staatsangehörigkeit besaßen und im neutralen Lande domi- 
ziliert waren. 

In der Angelegenheit „Caria"*J wurde entschieden, daß 
eine von einer deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
geeignete Ladung der Einziehung unterläge, obgleich mehr 
als die Hälfte der Anteile in den Händen von Personen 
waren, die in Rußland domiziliert ') sind. 

*) Unter Umständen liegt hier ein Fall Tor, wo die nichtfeindlichen 
Inhaber ein Gesuch an das Prize Claims Oommittee einreichen können. 

*) Janson y. Driefontein Consolidated Mines, Limited, L. R. [1902] 
A. C. 484. 

') Court of Appeals, London, 19. Januar 1915. 

*) London, 15. Oktober 1914. 

*) Supreme Court of Bermuda, 20. Novemher 1914. 

*) London, 17. Dezember 1914. 

^ tlber diese Frage u. a. ist Berufung an den PriTj Council ein- 
gelegt. 
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3. Filialeii und Agentnren. 

Die Unterhaltung einer Agentur im Feindesland zwecks 
Ankauf oder Verkauf von Waren für das Hauptgeschäft wird 
unter Umständen nicht als die Unterhaltung eines Handels- 
hauses (house of trade) im Feindesland erachtet^). 

Der Unterschied zwischen einem Handelshaus und einer 
Agentur ist jedoch tatsächlich oft schwer festzustellen. Wo 
jedoch die Agentur nicht auf Importe von dem Prinzipal sich 
beschränkt, sondern dieselbe auch von anderen Firmen bezieht, 
wird solche rechtlich nicht als eine Agentur, sondern als ein 
Handelshaus angesehen^). 

Die Agentur kann die Bezeichnung Filiale tragen, ohne 
dadurch ihre rechtliche Stellung als Agentur zu ändern, es 
sei denn, daß die Filiale eine separate juristische Person ist. 
Diese Frage kam zur Besprechung in der Angelegenheit 
„Syria" *). In diesem Falle handelte es sich um eine Ladung, 
die von der Firma Mitsui & Co. an deren Order nach Antwerpen 
gesandt wurde, zwecks Weiterversendung an die Hamburger 
Filiale. Die Hamburger Filiale hatte einen Kaufvertrag mit 
einer Frankfurter Firma bezüglich der Ladung abgeschlossen, 
unter welchem die letztere zur Übernahme der Ladung gegen 
Zahlung berechtigt war. Die Konnossemente waren an die 
Hamburger Filiale gesandt, doch nicht seitens derselben 
empfangen. Für die Krone wurde behauptet, daß unter den 
Umständen das Eigentumsrecht entweder der Frankfurter 
Firma oder Mitsui & Co., Hamburg, zustehe, und daß folglich 
eine Einziehung erfolgen müßte auf Grund der feindlichen 
Eigenschaft der Eigentümer. Für Mitsui & Co., Tokio, wurde 
behauptet, daß die Filiale in Hamburg geschlossen wäre und 
daß dieselbe nur Empfänger zwecks Verkaufs seien und daß 
die Frankfurter Firma kein Eigentumsrecht erwerben konnte 
bis zur Auslieferung der Dokumente und Ankunft der Ware 
in Antwerpen, und daß folglich das Eigentumsrecht in der 
Tokioer Firma fortbestehe. Das Gericht entschied, daß die 
Hamburger Filiale von Mitsui & Co. nur als eine Agentur 
zu betrachten, daß das Eigentumsrecht auf die Frankfurter 
Firma nicht übergegangen und daß folglich die Ladung frei- 
zugeben sei. 



1) The Jonge Klassina (1804), 5 C. Rob. 297; The Anna Gatharina 
(1802), 4 0. Rob. 119. 

*) Baty and Morgan, War: Its Gonduct and Legal Results, S. 819. 
*) London, 18. Januar 1915. 



^^ 
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Die Fragen des Erwerbs und Verlustes eines Domizils 
richten sich nach den allgemeinen Grundsätzen des Domizil- 
rechtes. Besondere Schwierigkeiten entstehen bezüglich des 
Domizils innerhalb okkupierter Gebiete und Domizil in Staaten, 
wo Ausländern das Recht der Exterritorialität zusteht. 

c) Domizil in okkupierten Gebieten. 

Die Frage der Rechtsstellung der in den vom Feinde 
okkupierten Gebieten domizilierten Personen kam mehrere Male 
vor das englische Prisengericht. 

In der Angelegenheit „Manilla" *) wurde die Frage, ob 
die auf der Insel San Domingo seitens der Insurgenten 
errichtete Regierung, die tatsächlich dort die Staatsmacht 
ausübte, als eine nichtfeindliche anzusehen sei oder ob die 
Insel noch als eine Kolonie Frankreichs gelten sollte, erörtert. 
In Sachen „Santa Anna" *) wurde entschieden, daß die damals 
von Frankreich okkupierten Gebiete Spaniens nicht als Feindes- 
land zu betrachten seien. In Donaldson v. Thompson *) wurde 
entschieden, daß die durch die russischen Truppen okkupierten 
Ionischen Inseln nicht als feindliches Gebiet gelten sollten. 
Lord Ellenborough sagte, daß es wohl kaum behauptet 
werden könnte, daß eine Regierung, die durch überwiegende 
Macht gezwungen ist, einen Teil ihres Gebietes aufzugeben, 
als ein Alliierter des Feindes zu betrachten ist. Dieselbe Lehre 
wurde angewandt in dem Court of King's Bench in Hagedorn 
V. Bell*), bezüglich Handel mit Hamburg, welches zurzeit 
seitens der Franzosen okkupiert war. 

Zu unterscheiden sind Fälle einerseits von feindlicher 
Okkupation und andererseits von Besitz unter Zession oder Er- 
oberung oder Besitz, der durch tatsächliche längere Macht- 
ausübung bestätigt ist. In Sachen „Boletta" *), wo die Frage 
der rechtlichen Stellung von Zante aufkam, wurde entschieden, 
daß, obgleich der durch Frankreich genommene Besitz von 
Zante im Anfang nur eine militärische Okkupation war, es 
angenommen werden müßte, daß, da durch den Tilsiter Frieden 
die Streitigkeiten zwischen Rußland und Frankreich beseitigt 
wurden, eine friedliche Übergabe des in Frage kommenden 

*) (1808), Bdw. 8. 
«) (1810), Bdw. 180. 
>) 1 Campben, 429. 
«) 1 M. & S. 450. 
») (1810), Bdw. 171. 

Hnbtrieh, Dm «iigUiohe Prlsenreeht. 4 
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Gebietes erfolgt hätte. Lord Stowell sagt: „Hier liegt eine 
freiwillige Übergabe seitens Rußlands vor; es ist nicht eine 
auf militärische Macht gestützte feindliche Okkupation, die 
zu jeder Zeit aufgehoben sein kann.^ 

In Sachen „Gerasimo" *) kam die Frage der russischen 
Okkupierung der Wallachei und Moldavien (1863 — 1854) zur 
Entscheidung, Ein die Flagge der Wallachei führendes Schiff, 
mit einer Ladung Mais an Bord, welche in Moldayien wohnenden 
Staatsangehörigen der Ionischen Inseln gehörte, wurde auf- 
gebracht. Das Prisengericht hatte entschieden, daß die Ladung 
der Einziehung unterläge. In der Berufungsinstanz führte 
Richter Pemberton Leigh folgendes an: „Welche Tatsachen 
müssen vorhanden sein, um alliiertes oder neutrales Gebiet 
in ein feindliches umzuwandeln? Genügt es, daß das in Frage 
kommende Gebiet durch eine feindliche Macht okkupiert ist 
und während solcher Okkupation der Kontrolle der feindlichen 
Macht, insofern diese Macht gewillt ist, Eontrolle auszuüben, 
untersteht, oder ist es nötig, daß entweder durch Zession oder 
Eroberung oder in anderer Weise es dauernd oder vorüber- 
gehend dem Gebiete des Eroberers einverleibt wird und ein 
Teil desselben war, zur Zeit, wo die Frage der nationalen 
Eigenschaft des Beklamanten sich erhob? . . . Die alleinige 
Tatsache, daß ein Gebiet durch die feindlichen Truppen be- 
setzt ist, ist an und für sich nicht genügend, um das so okku- 
pierte Land in Feindesland zu verwandeln oder dessen Ein- 
wohner zu Feinden zu machen." Nach einer eingehenden Unter- 
suchung der politischen Lage der Wallachei und Moldavien 
wurde entschieden, daß dieselben unter Umständen nicht als 
russisches Gebiet zu betrachten seien*). 

Die Rechtsstellung der von Deutschland okkupierten Ge- 
biete Belgiens wurde nebensächlich berührt in der Angelegenheit 
Mitsui & Co. Ltd., v. Mumford'), in welcher angenommen 
(aber nicht entschieden) wurde, daß Antwerpen zurzeit als 
feindliches Gebiet zu erachten sei und Handel mit demselben 
den Bestimmungen der Proklamationen bezüglich Handel mit 
dem feindlichen Ausland unterläge. Durch die Proklamation 
vom 16.Februar 1915*) wurden die bestehenden Proklamationen 

1) (1857), 11 Moo. P. 0. 88. 

*) Gleichlautende Entscheidangen wurden gefällt in Sachen: The 
Aitasia (1857), 11 Moo. P. G. 79; The Achilles (1857), 11 Moo. P. C. 86. 
') King's Bench Division, London, 21. Dezember 1914. 
^) London Gazette, 16. Februar 1916 (Supplement). 
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bezfiglich Handel mit dem feindlichen Ausland ausgedehnt auf 
Gebiete, die in der „effektiven, militärischen Okkupation eines 
Feindes" sind. Togoland gilt als im fi'iedlichen Besitz der 
englisch-französischen Macht ^). 

Eine militärische Okkupation bewirkt keine Änderung 
der feindlichen resp. nichtfeindlichen Eigenschaft der zur 
Zeit des Beginns der Okkupation auf See befindlichen, von 
in den okkupierten Gebieten domizilierten Personen geeigneten 
Ladungen '). 

d) Domizil in Exterritorialität gewährenden Ländern. 

Die Frage der Rechtsstellung von Personen, die einen 
Wohnsitz (residence) in Ländern, woselbst ihnen exterritoriale 
Rechte eingeräumt sind, haben, ist seitens der englischen 
Prisengerichte nicht erörtert. Die Frage kam zuerst vor den 
Supreme Court in Egypt. in Sachen „Derfflinger". Dieselbe 
ist von Wichtigkeit, insbesondere bezüglich der deutschen 
Handelsbeziehungen in China. 

Die englischen Entscheidungen haben im allgemeinen das 
Prinzip aufgestellt, daß es unter gewöhnlichen umständen 
nicht anzunehmen sei, daß ein Angehöriger der westeuropäischen 
oder amerikanischen Staaten ein Domizil in solchen Ländern 
erworben hat. 

Die Frage der Erwerbung eines türkischen Domizils ist in 
den Fällen „ Abd-ul-Messih v. Farra" ^) und „Maltass v. Maltass" ^) 
behandelt. In letzterer Angelegenheit sagte Richter Lushington : 
„Ich entscheide nicht die Frage, ob ein britischer Staatsan- 
gehöriger ein türkisches Domizil erwerben kann oder nicht, 
aber meines Erachtens ist jede Vermutung gegen den Erwerb 
eines Domizils seitens englischer christlicher Untertanen inner- 
halb des Reiches der Pforte." 

In der Angelegenheit „Tootal's Trusts" ^) wurde ent- 
schieden, daß, obgleich die in Frage kommende Person etwa 
dreißig Jahre in Shanghai gewohnt habe und daselbst alle 
ihre Geschäftsinteressen hatte, und sich auch iu Gerichts- 
urkunden als in Shanghai domiziliert angab, ein Domizil nicht er- 

*) Notifikation der Colonial Office vom 25. März 1915. 
«) The Danckebaar AMcaan (1798), 1 0. Rob. 107. 
») (1888), 13 A. 0. 431. 
*) (1844), 1 ßob. Eccl. 67. 
») (1883), 28 Oh. D. 682. 
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werben sei, da alles gegen den Erwerb eines Domizils in einem 
Lande, woselbst exterritoriale Eechte den Ausländern zuständen, 
spräche. Die Richtigkeit dieser Anschauung wurde seitens 
des Verfassers^) stark bezweifelt, und wurden dessen An- 
sichten der Entscheidung des Supreme Court des Staates Maine 
in Sachen Mather v. Cunningham^) bezüglich dieser Frage 
zu Grunde gelegt In Sachen „Derfflinger" *) entschied jedoch 
der Supreme Court in Egypt., daß ein im chinesischen Staats- 
dienst stehender Deutscher kein Domizil in China erwerben 
kann. 

In den seitens des englischen Gesandten in Peking er- 
lassenen Verordnungen, wodurch die Proklamationen vom 
9. September, 8. Oktober und 26. Oktober 1914 bezuglich 
Handel mit dem feindlichen Auslande auf englische Staats- 
angehörige in China für anwendbar erklärt wurden, ist es 
britischen Untertanen in China verboten, mit in Deutschland, 
Österreich-Ungarn oder der Türkei wohnenden Personen Handel 
zu treiben, wohl aber ist es in Großbritannien domizilierten 
Personen erlaubt, mit deutschen, österreichisch-ungarischen 
oder türkischen Staatsangehörigen, die einen Wohnsitz in 
China haben, Handelsgeschäfte einzugehen. 

3. Ladung. 
a) Begriff. 

Feindliches Eigentum auf Land unterliegt nicht der 
Prisengerichtsbarkeit*). Um als „prize" oder „droit of ad- 
miralty** zu gelten, müssen die Gegenstände beschlagnahmt 
werden auf See oder schwimmend im Hafen (at sea, afloat in 
port), oder zum mindesten müssen dieselben noch nicht ihre 
charakteristischen Merkmale als Ladung verloren haben. Wo 
die Ladung bereits vor ihrer Beschlagnahme verkauft ist, 
unterliegt der Ertrag nicht der Einziehung*). 



^) Huberich. Domicil in Gountries granting exterritorial Privileges, 
in Law Quarterly Beview, Oktober 1908. 

') American Journal of International Law, Bd. 4, S. 446. Siehe 
auch Allen's Will, United States Court for China, Shanghai Term, 1907. 

») 6. März 1915. 

*) The Two Friends (1799), 1 C. ßob. 271 ; Brown v. The United 
States (1814), 8 Cranch (United States), 110. Vgl. The Ooster Ems 
(1799), 1 0. Rob. 284. 

•) The Charlotte (1808), 1 Roscoe Prize Cases, 685, Anm. 
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Eine besondere Anwendung dieser Lehre ist enthalten in 
der Entscheidung in Sachen „Roumanian" ^). Der englische 
Dampfer „Eoumanian" verließ vor Kriegsausbruch einen 
amerikanischen Hafen mit einer Ladung von 6264 Tonnen 
Petroleum. Bestimmungsort der Ladung war Hamburg, und 
das Petroleum war Eigentum der Amerikanischen Petroleum 
Union G. m. b. H., eine unter den Gesetzen Deutschlands 
eingetragene Gesellschaft, deren Anteile zum größten Teil sich 
in den Händen neutraler Gesellschaften und Personen befanden. 
Als sich das Schiff der englischen Küste am 14. August 
näherte, wurde es nach einem englischen Hafen beordert. 
Am 21. August legte das Schiff am Quai fest und begann mit 
der Löschung des Petroleums in der üblichen Weise unter 
Benutzung von Pumpen und den damit verbundenen Leitungen. 

Zur Zeit der Ankunft des Dampfers wurden die üblichen 
Anmeldungsformalitäten bei den Zollbehörden erledigt. Gemäß 
dieser Formalitäten wird eine Petroleumladung seitens der 
Zollbehörden nicht eher freigegeben, bis die Qualität seitens 
dieser Behörde festgestellt ist. Die Zollbeamten zogen ein 
Muster an demselben Tag, und zwar nachdem ein Teil des 
Petroleums bereits gelöscht war. Zwecks näherer Feststellung 
der Qualität wurde ein Muster dem Laboratorium der Zoll- 
behörde überwiesen und ein zweites Muster am 22. August 
genommen. Der Bericht des Laboratoriums wurde empfangen 
am 24. August; inzwischen jedoch, und zwar am 22. August, 
wurde dem Kapitän des Schiffes schriftlich mitgeteilt, daß die 
ganze Ladung beschlagnahmt sei. Als diese Mitteilung dem 
Kapitän gemacht wurde, waren bereits ca. 4800 Tonnen ge- 
löscht und noch ca. 1400 Tonnen in dem Schiff. Bis zur 
Zeit der Feststellung der Qualität des Petroleums gilt das- 
selbe als unter der KontroUe der Zollbehörde. 

Das Gericht entschied, daß bezüglich der noch auf dem 
Schiffe befindlichen ca. 1400 Tonnen keine Frage bestehe, 
daß dieselben der Einziehung unterlägen. Die Hauptfrage 
ergab sich bezüglich der bereits gelöschten ca. 4800 Tonnen. 
Für die deutschen Eigner wurde behauptet, daß dieses Petroleum 
bereits gelandet sei und daß feindliches Eigentum auf Land 
nicht der Einziehung unterläge. Die Tanks befanden sich 
ca. 100 bis 150 Meter von der Löschstelle entfernt. 

Sir Samuel Evans erkannte auf Einziehung auch dieses 
Teiles der Ladung, und zwar unter folgender Begründung: 



^) London, 7. Pezember 1914, 



i 
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„Die wichtige sich hier ergebende Frage kann von zwei 
Gesichtspunkten aus betrachtet werden. Erstens, kann das in 
die Tanks gefüllte Petroleum als auf „Land", wie dieses Wort 
im internationalen Recht gebraucht wird, befindlich bezeichnet 
werden oder war es noch in dem Hafen, insofern die Grund- 
sätze bezüglich Beschlagnahme feindlichen Eigentums an- 
wendbar sind? Zweitens, falls, streng genommen, es auf 
Land war, war es unter den besonderen Umständen von der 
Beschlagnahme \ind der Einziehung befreit? 

Ehe diese beiden Fragen eingehend Beantwortung finden, 
ist es nötig, die ganze Sachlage allgemein zu betrachten." 
Hier folgt eine Angabe der historischen Entwicklung des 
geltenden Unterschiedes zwischen der Rechtsstellung feind- 
lichen Eigentums auf Land und auf See. Das Ergebnis ist, 
daß feindliches Eigentum, Schiff und Ladung, jure belli, nach 
Kriegsausbruch auf hoher See oder in den Flüssen und Häfen 
(ports and harbours) Großbritanniens beschlagnahmt werden 
kann und der Einziehung unterliegt. Präsident Evans fuhr 
fort: „Der Dampfer „Roumanian" führte seit Ausbruch des 
Krieges eine feindliche Ladung. Diese Ladung unterlag als 
solche der Beschlagnahme, entweder auf hoher See oder nach 
Ankunft des Schiffes in einem (britischen) Hafen. Das Schiff 
war nicht gezwungen einen englischen Hafen anzulaufen, aber 
es "war in einem Dilemma. Die Ladung war bestimmt für und 
konsigniert an den Hafen von Hamburg, sowohl unter der 
Chartepartie , als auch unter den Konnossementen. Die 
Ablieferung in Hamburg war verboten, da dieses ein Handel 
und Verkehr mit dem Feinde gewesen wäre. Es war nicht 
ratsam, auf See zu bleiben. Falls das Schiff nach dem Hafen 
eines anderen Landes gefahren wäre oder wo immer es auf 
See gefahren wäre, unterlag es der Gefahr der Aufbringung 
seitens eines deutschen Kreuzers. Falls dieses geschehen 
wäre, wäre das Schiff vielleicht nach Hamburg gebracht und 
die deutsche Gesellschaft hätte ihre Ladung und der feind- 
liche Staat nebenbei auch das Schiff erhalten. Unter diesen 
Umständen war es zweckmäßig, das Schiff in einen Hafen 
dieses Landes zu beordern. Was war nun die Folge bezüglich 
der Ladung ? . . . Dieselbe kam in den Hafen als maritimes, 
der Beschlagnahme ausgesetztes feindliches Gut, und meines 
Erachtens blieb der ganzen Ladung diese Eigenschaft, bis sie 
für die Krone am 22. August beschlagnahmt wurde. Ich 
kann nicht verstehen, inwiefern ein Teil der Ladung, welcher 
an einem Ende der Leitungsröhreii in den auf dem Lande 
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befindlichen Tanks war, dadurch nicht mehr als ein der 
Beschlagnahme unterliegendes feindliches Gut zu betrachten 
sei, wie derjenige Teil, der an dem andern Ende der Leitungs- 
röhren noch auf dem Schiffe geblieben war. Meines Erachtens 
ist die Ansicht, daß ein Teil als im Hafen und der andere 
Teil als auf Land außerhalb des Hafens befindlich, angesehen 
werden soll, eine pedantische und irrtümliche. ... Es wurde 
zugegeben, daß der Quai längsseits des Schiffes einen Teil 
des Hafens bildet, obgleich streng genommen es „Land" ist. 
Es ist mir unmöglich zu begreifen, daß eine Entfernung von 
1 00 Metern von der Quailinie einen Unterschied machen soll. 
. . . Lagerhäuser sind in der rechtlichen Definition eines Hafens 
mit einbegriffen. Die Tanks der Tankgesellschaft in dem 
vorliegenden Fall können nicht einer andern Kategorie einge- 
reiht werden; sie sind ÖUagerhäuser. ... Nach reiflicher 
Überlegung bin ich zu der Ansicht gekommen, daß die ganze 
Ladung der „Boumanian^' als maritime Prise zu betrachten 
ist, und als solche der Beschlagnahme unterliegt, nämlich der 
an Bord als auch der in den Tanks befindliche Teil. ... 
Ferner, daß der Teil, welcher sich in den Tanks befand, der 
Beschlagnahme unterliegt, selbst wenn man annimmt, daß 
streng genommen derselbe an Land, anstatt in dem Hafen 
sich befand. Femer, daß die Tanks innerhalb des Hafens 
waren und so das ganze Petroleum zu beschlagnahmen . . . 
und als Prise zu kondemnieren ist". 

In der Angelegenheit „Fedra" ^) war der Tatbestand analog 
demjenigen in Sachen „Roumanian" und wurde eine gleich- 
lautende Entscheidung gefällt. 

b) Ladungen im Hafen. 

1. Auf feindlichen Schiffen. 

Ai*tikel 4 des Sechsten Haager Abkommens bestimmt: Die 
feindlichen Waren, die sich an Bord der in den Artikel 1,2*) 
bezeichneten Schiffe befinden, unterliegen ebenfalls, zusammen 
mit den Schiffen oder allein, entweder der Beschlagnahme, 
wobei sie nach dem Kriege ohne Entschädigung zurück- 
zugeben sind oder der Anforderung gegen Entschädigung "). 

^) London, 11. Januar 1915. 

") Diese beziehen sich auf feindliche Kauffahrteischiffe, die sich bei 
Kriegsausbruch in den Häfen einer kriegführenden Macht befinden. 
*) The Hammelwarden, London, 24. September 1914. 
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Unter dem älteren englischen Prisenrecht unterliegen 
solche Ladungen der Einziehung^). 

Wo jedoch das Schiff laut Art. 5 des besagten Haager 
Abkommens nicht den Schutz dieses Abkommens genießt, unter- 
liegt die feindliche Ladung der Einziehung*). 

2. Aul neutralen Schiffen. 

Feindliche Ladungen an Bord neutraler Schiffe unter- 
stehen der Bestimmung des Artikel 2 der Pariser Deklaration. 

3. Anf britischen Schiffen bzw. Schiffen der Alliierten. 

Bereits während des Krim-Krieges kam die Frage vor die 
englischen Gerichte, ob feindliche Ladungen an Bord britischer 
Schiffe der Einziehung unterlägen, und wurde dieselbe be- 
jahend entschieden *). 

Während des jetzigen Krieges ist in einer langen Reihe von 
Entscheidungen dieselbe Regel aufgestellt*). Solche Ladungen 
genießen weder den Schutz der Pariser Deklaration*^), noch 
des Artikel 4 des Sechsten Haager Abkommens*). 

Feindliche Ladungen an Bord von Schiffen der alliierten 
Mächte befinden sich in derselben Rechtslage wie Ladungen 
an Bord britischer Schiffe'). 

c) Ladungen auf Schiffen auf hoher See. 

1. Anf feindlichen Schiffen. 

Absatz 2 des Artikel 4 des Sechsten Haager Abkommens 
bestimmt, daß feindliche Waren an Bord feindlicher Kauf- 
fahrteischiffe, die ihren letzten Abfahrtshafen vor dem Be- 
ginne des Krieges verlassen haben und in Unkenntnis der 
Feindseligkeiten auf See betroffen werden, entweder der Be- 
schlagnahme unterliegen, wobei sie nach dem Kriege ohne 



^) Vgl. The Johanne Emilie, otherwise Emilia (1854), Spinks 12. 

•) The Derfflinger, Siipreme Court in Egypt., 6. März 1915. 

') The Venus, Ms. Entscheidungen. Warrants Nos. 220 und 221, 
zitiert in The Roumanian, London, 7. Dezember 1914. 

*) The Aldworth, London, 26. Oktober 1914. 

*) The Miramichi, London, 23. November 1914. 

•) Anderer Meinung, Wehberg, Seekriegsrecht, S. 199, Anm. 1. 

^ The Baltzer (russisches Schiff), London, 1. Oktober 1914; Windsor 
Park (russisches Schiff), London, 11. Januar 1915; The Birano Maru 
(japaniichei Schiff), London, 29. Februar 1915. 
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EntschädigUDg zurflckzugeben sind, oder gegen Entschädigung 
requiriert werden können. 

Da Deutschland sich einen Vorbehalt bezfiglich dieses 
Absatzes gemacht hat, findet derselbe keine Anwendung auf 
feindliche Ladungen an Bord deutscher SchifEe. Feindliche 
Ladungen an Bord österreichischer Schiffe unterstehen den 
Bestimmungen des Artikel 4 Absatz 2 des Sechsten Haager 
Abkommens. Dahingegen besitzen türkische Schiffe keine 
Immunitäten, da die Türkei das Sechste Haager Abkommen 
nicht ratifiziert hat^). 

2. Auf neutralen Schiffen. 

Feindliche Ladungen an Bord neutraler Schiffe unter- 
stehen der Bestimmung des Artikel 2 der Pariser Deklaration. 

3. Auf britischen Schiffen bzw. Schiffen der Alliierten. 

Britischen Schiffen ist es verboten, feindliche Häfen anzu- 
laufen^). Laufen dieselben einen britischen Hafen an, so 
unterliegen die auf solchen Schiffen befindlichen feindlichen 
Ladungen der Einziehung*). 

d) Eigentamsübertragung. 

Die Frage, welcher Person das Eigentumsrecht zusteht, 
wird nach den Begeln des Zivilrechts beantwortet*). 

Bezüglich Eigentumsübertragungen bestimmt die Londoner 
Deklaration*) folgendes: Die feindliche Eigenschaft der an 
Bord eines feindlichen Schiffes verladenen Ware bleibt bis 
zur Ankunft am Bestimmungsorte bestehen, ungeachtet eines 
im Verlaufe der Beförderung nach Beginn der Feindseligkeiten 
eingetretenen Eigentumswechsels. Übt jedoch vor der Weg- 
nahme im Falle des Konkurses des derzeitigen feindlichen 
Eigentümers ein fi-üherer neutraler Eigentümer ein gesetzliches 
Rückforderungsrecht in Ansehung der Ware aus, so nimmt 
diese die neutrale Eigenschaft wieder an. 

^) Bekanntmachung vom 5. November 1914. London Gazette 
8. NoTember 1914 (2nd Supplement). 

>) Trading with the Gnerny froclamation No. 2, vom 9. September 
1914. Manual, S. 878. 

') The Boumanian, London, 7. Dezember 1914. 

«) The Ida (1854), Spinks 26: The Abo (1854), Spinks 42; The 
Miramichi, London, 28. Noyember 1914. 

*) ArtUEe) 60, 
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Gemäß dem älteren englischen Prisenrecht wurden Eigen- 
tumsübertragnngen von Ladungen in transitu, die nach Kriegs- 
ausbruch oder in Anbetracht eines bevorstehenden Kriegs- 
ausbruches gemacht wurden, nicht anerkannt^). 

e) Gläubiger. 

]. Pfandglänbiger. 

Personen, die als Pfandgläubiger Forderungen gegen 
eine beschlagnahmte Ladung haben, können dieselben nicht 
gegen die Kaptoren geltend machen. 

Der Hauptpräzedenzfall ist der der „Odessa" und „Cap 
Corso" ^), woselbst das Londoner Prisengericht entschied, daß 
britische Pfandgläubiger ihre Ansprüche nicht erheben könnten. 
Als Begründung wurden die Ausführungen in Sachen „Marie 
Glaeser" **) angegeben, insbesondere, daß durch die Anerkennung 
der Ansprüche von Pfandgläubigem, die Möglichkeit der 
Kollusion zwischen denselben und den feindlichen Eignem der 
Ladung bestände. 

2. Fracht. 

Nichtfeindliche Schiffe sind berechtigt zur Forderung der 
ihnen für Beförderung der eingezogenen Ladung zukommenden 
Fracht, und zwar wird dieselbe geschätzt unter Berück- 
sichtigung der folgenden Tatsachen : 1. der vereinbarte Fracht- 
satz, 2. die Länge der bereits zurückgelegten Fahrt, 3. die 
Löhne und sonstigen Auslagen im Zusammenhang mit der 
beschlagnahmten Ladung bis zur Beschlagnahme und Löschung 
derselben. Das Schiff ist jedoch nicht berechtigt, Ersatz zu 
fordern für den ihm durch den Kriegszustand, der Beschlag- 
nahme der Ladung und dergleichen erwachsenen Schaden noch 
für die entstandene Verzögerung*). 

1) The Jan Frederick (1804) 5 0. Rob. 128. 
*) London, 21. Dezember 1914. 

') London, 16. September 1914. So auch Tbe Braunfels, Court of 
the .fudicial Oommissioner in Sind, 11. März 1915. 
*) The Juno, London, 14. Dezember 1914. 
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11. März 1915. 

1. Allgemeines. 

In ihrem Erlaß vom 3. November 1914 erklärte die 
Britische Kegierung die Nordsee als Militärgebiet (military 
area) und warnte den neutralen Schiffsverkehr vor den aus- 
gelegten Minen und gab demselben die zu benutzenden un- 
gefährlichen Fahrstraßen an*). 

Die Erklärung von gewissen Gewässern als Kriegsgebiet 
geschah auch während des russisch-japanischen Krieges. Zwecks 
Nachrichtendienstes charterte die „London Times" den mit 
drahtloser Telegraphie ausgestatteten Dampfer ,^ainum", 
welcher sich mit einem Korrespondenten dieser Zeitung an 
Bord in das Operationsgebiet der russischen Flotte begab. 
Die Russische Regierung richtete daraufhin eine Note an die 
verschiedenen Mächte, des Inhalts, daß der russische Admiral 
eine Erklärung abgegeben hätte, daß, falls neutrale Schiffe, 
die möglicherweise ^) durch verbesserte Apparate Mitteilungen 
an den Feind machen können, mit Berichterstattern an Bord, 
in der Nähe von Kwantung oder innerhalb der Operations- 
zone der russischen Flotte aufgebracht würden, die Korre- 
spondenten als Spione und die Schiffe als Prisen gelten sollten. 
Auch die japanische Flotte erließ an den Times-Korrespondenten 
eine Aufforderung, sich nicht nördlich einer von Cheefoo bis 
Chemulpo gezogenen Linie zu begeben. Professor Lawrence *) 
spricht in der Beurteilung dieses Zwischenfalls, von der 
Notwendigkeit einer Regelung solcher Nachrichtendienste, 

^) Vgl. auch die britischen Bekanntmachungen bezüglich der Minen- 
felder in der Nordsee, in „London Gazette^', 6. November 1914 und 
5. März 1915. 

') So die Tunes- Meldung aus Washington. Am 20. April 1904 sagte 
Earl Percy im House of Commons, daß die russische Bekanntmachung 
sich auf Berichterstatter bezog, die tatsächlich Berichte an den Feind 
gaben. 

«) War and Neutraüty in the Far East (3nd ed.) S, 88 ff. 
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und zwar eventuell durch eine seitens der Kriegführenden 
gemeinsam ausgeübte Zensur. Dr. Baty und Professor Morgan 
sagen über Fälle dieser Art in ihrem soeben erschienenen Werk, 
daß es für den Admiral eventuell unbequem ist, daß seine 
Bewegungen bekannt werden, aber wenn eine Streitmacht 
auf den Verkehrswegen fechten will, muß sie dieses Risiko 
übernehmen. „Es ist unmöglich, bestimmte Teile der hohen 
See als eine Arena abzugrenzen und Neutrale vor einem ihnen 
offenstehenden Gebiet zu warnen. . . . Können ein Zwischenfall 
in dem fernen Osten und die Ansichten der Kriegsakademien 
und Admiralsstrategen Neutralen das Recht, die hohe See 
in Sicherheit zu befahren, wann und wo sie wollen, abstreiten? 
Wir glauben nicht, und wir messen der durch die Britische 
Regierung erlassenen Deklaration, in welcher die Nordsee zu 
einem Militärgebiet erklärt wurde, wenig Bedeutung bei. 
Alles, was eine solche Erklärung bewirken kann, ist, Neutrale 
zu warnen und sie in Kenntnis zu setzen, daß ihre Anwesenheit 
in solchen Gewässern als verdächtig erscheinen kann und 
daß sie, falls sie sich auf dieses Gebiet begeben, sich leichter 
der Beschuldigung der Konterbandeführung oder der neutralitäts- 
widrigen Unterstützung aussetzen. Wahrscheinlich ist mehr 
auch nicht gemeint" ^). 

Für das Prisenrecht hat die Britische Erklärung vom 
3. November 1914 keine Bedeutung, da die in dem gesperrten 
Gebiet befindlichen Schiffe genau denselben prisenrechtlichen 
Regeln unterliegen, wie Schiffe, die außerhalb dieses Gebietes 
sich befinden. 

Anders liegt der Fall bei der englisch-französischen Er- 
klärung vom 1. März 1915, welcher eine große prisenrechtliche 
Bedeutung beizumessen ist. Dieselbe bestimmt : „Die Britische 
Regierung und die Französische Regierung behalten sich vor, 
Schiffe mit Ladungen, welche vermutlich eine feindliche Be- 
stimmung haben, Eigentum des Feindes oder feindlichen 
Ursprungs sind, in einen Hafen einzubringen und zu detenieren. 
Es wird nicht beabsichtigt, solche Schiffe oder Ladungen zu 
konfiszieren, angenommen in solchen Fällen, wo sie in son- 
stiger Weise der Konfiszierung unterliegen. Schiffe, die mit 
ihren Ladungen vor diesem Datum in See gegangen sind, 
werden nicht durch diese Erklärung betroffen." 

Die Erklärung wurde von dem Premier Asquith im House 
of Commons in der Sitzung vom 1. März 1915 abgegeben 



*) War: Iti Gondcict and Legal Results, S. 228 |f. 
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und durch die diplomatischen Vertreter Großbritanniens und 
Frankreichs an die neutralen Mächte weitergegeben. 

Wie ausdrücklich seitens des englischen Premiers erklärt 
wurde, kommen weder die Eechtsregeln der Blockade noch 
diejenigen der Konterbande zur Anwendung. Diese Erklärung 
kreiert ein neues Institut des Prisenrechts, das insbesondere 
auf die Bestimmungen der Pariser Deklaration von 1 866 ein- 
wirkt. Die Pariser Deklaration bestimmt, daß feindliche 
Ladungen an Bord neutraler Schiffe nicht der Einziehung 
unterliegen — frei Schiff, frei Gut — und daß der Handels- 
verkehr, mit Ausnahme der Konterbande, mit dem Feindesland, 
nur durch eine effektive Blockade, verhindert werden kann. 
Die Erklärung vom 1. März 1915 unterwirft feindliche Güter 
an Bord neutraler Schiffe der Beschlagnahme und Detention 
während des Krieges, nicht jedoch der Einziehung. Die 
Rechtslage einer feindlichen Ladung an Bord eines neutralen 
Schiffes ist folglich ungünstiger als diejenige, welche ihr unter 
der Pariser Deklaration bestimmt ist. Feindliche Ladungen 
unterliegen jedoch nicht der Einziehung, und folglich ist deren 
Rechtslage eine günstigere, als die unter dem älteren Prisen- 
recht, unter welchem solche Ladungen der Einziehung unter- 
lagen i). Die Erklärung bezweckt die völlige Unterbindung 
des Handels- (nicht des Passagier-) Verkehrs, erstreckt sich 
auf alle feindlichen oder durch den Feind okkupierten Gebiete 
und bestimmt sozusagen die ganze hohe See als innerhalb 
des Aktionsbereichs des Britischen und Französischen Ge- 
schwaders. Sie unterscheidet sich jedoch von der früheren 
papiernen Blockade, indem sie etwaige beschlagnahmte 
Ladungen nur der Detention, nicht der Kondemnation aussetzt. 

In dem Abschnitt über die Quellen des englischen Prisen- 
rechtes ist bereits hervorgehoben, daß die Pariser Deklaration 
seitens Englands zwar gezeichnet, aber nicht ratifiziert ist. 
Insofern die Erklärung als eine Modifikation der Pariser 
Deklaration zu betrachten ist, ist auch zu bemerken, daß 
letztere seitens der Vereinigten Staaten von Amerika nicht 
angenommen ist. Bekanntlich haben sich die Vereinigten 
Staaten von Amerika der Pariser Deklaration nicht ange- 
schlossen, weil dieselben die vollständige Befreiung des Privat- 
eigentums auf See von dem Beuterecht durchsetzen wollen. 
Bezüglich des Artikels 3 der Pariser Deklaration, welcher 
erklärt, daß neutrales Gut auf feindlichen Schiffen nicht der 



') HaH, InUrnational Law, Kap. 7. 
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Einziehung unterliegt, kann angenommen werden, daß zwischen 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Ameiika 
ein Übereinkommen besteht, daß dieser Rechtssatz zur An- 
wendung kommt ^). Anders verhält es sich jedoch bezüglich des 
zweiten Artikels der Pariser Deklaration — frei Schiff, frei 
Gut. Falls dieser Artikel dahingehend auszulegen ist, daß 
der Schutz der neutralen Flagge eine Begünstigung des neu- 
tralen Staates bedeutet, um dessen Handel möglichst gegen 
Beeinträchtigung und Veilust zu bewahren, könnten eventuell 
unter der Anwendung der Maxime „Qui sentit commodum 
sentire debet et onus" die Vereinigten Staaten von Amerika 
sich nicht auf diesen Artikel der Pariser Deklaration berufen*). 

Die in der diplomatischen Note vom 1. März 1915, ent- 
haltenen Bestimmungen sind näher präzesiert in einer Order 
in Council vom 11. März 1915, deren Bestimmungen in An- 
hang V wiedergegeben sind. Es dürfte hier erwähnt werden, 
daß die seitens der französischen Regierung unterm 13. März 
erlassenen Bestimmungen erheblich von den englischen ab- 
weichen. 

2. Anwendung der Erklärung vom 11. März 1916. 

Die Bestimmungen der Order im Council können in zwei 
Kategorien eingeteilt werden. 

a) Verbot des Schiffsverkehrs. 

Artikel 1 der Order in Council bestimmt, daß Kauffahrtei- 
schiffe, welche ihren Abgangshafen nach dem 1. März 1916 
verlassen haben, nicht einen deutschen Hafen anlaufen dürfen. 
Falls das Schiff keinen Passierschein von der Britischen Re- 
gierung erhält, um nach einem neutralen oder alliierten Hafen 
zu fahren, müssen die an Bord befindlichen Ladungen in 
einem britischen Hafen gelöscht werden. Falls dieselben keine 
Konterbande sind, unterliegen sie der Requisition, oder der 
Restituierung an die Eigner. Es ist zu bemerken, daß Artikel 1 
allgemein gefaßt ist, und allen Kauffahrteischiffen das Anlaufen 
deutscher Häfen verbietet, gleichviel ob sich Ladungen an 
Bord befinden oder nicht, und gleichviel ob die Ladungen für 
Deutschland bestimmt sind, oder für andere Länder. 



^) Dana'i Wbeaton, International Law, Anm. 228. 
') Caatle, Law of Commerce in Time of War, 8. 68. 
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b) Ladungen. 

Was die Ladungen anbetrifft, so sind dieselben in drei 
Kategorien einzuteilen: 

1. Feindliche Ladungen an Bord neutraler Schiffe. 

Feindliche Ladungen an Bord feindlicher Schiffe unter- 
liegen der Einziehung unter den allgemeinen, in der vierten 
Abteilung dieses Buches besprochenen Regeln. Unter der 
Erklärung vom 11. März 1915 unterliegen feindliche Ladungen 
an Bord neutraler Schiffe der Beschlagnahme und der Detention 
während des Krieges, nicht jedoch der Einziehung. 

2. Ladungen mit feindlicher Bestimmung. 

Ladungen, die vermutlich eine feindliche Bestimmung 
haben, gleichviel, ob dieselben von Neutralen oder Feinden 
geeignet werden, und wenn solche Ladungen neutrales Eigen- 
tum sind, ohne Unterschied, ob sich dieselben auf neutralen 
oder feindlichen Schiffen befinden, unterliegen der Beschlag- 
nahme und Detention. Es könnte hier die Lehre der ein- 
heitlichen Eeise in vollem Maße zur Anwendung kommen, 
so daß die Ladungen der Beschlagnahme unterliegen, von dem 
Moment an, wo die feindliche Bestimmung erkennbar wird, 
ohne Bücksicht auf die Bestimmungen der Londoner Dekla- 
ration bezüglich des Aktionsbereichs. Die Möglichkeit besteht, 
daß durch eine strenge Durchführung des Prinzips der ein- 
heitlichen Reise, wie diese durch die amerikanischen Gerichte 
während des Bürgerkriegs angewandt wurde, Ladungen, 
welche für den Feind bestimmt sind, der Beschlagnahme 
unterliegen auf der Reise von einem neutralen Hafen nach 
einem anderen neutralen Hafen, falls von letzterem aus eine 
Weiterbeförderung, entweder mit demselben Schiff oder durch 
ein anderes Schiff erfolgen soll. Unbedingt ist anzunehmen, 
daß Ladungen, deren Endbestimmung eine feindliche ist, die 
jedoch nach einem neutralen Hafen gesandt sind, von welchem 
aus die Weiterbeförderung zu Lande stattfinden soll, diesen 
Bestimmungen unterliegen. 

Wie bereits vorstehend erwähnt, verbietet Artikel 1 das 
Anlaufen deutscher Häfen. Artikel 3 verbietet die Führung 
y%iL Ladungen nach einem nichtdeutschen Hafen, wenn die Be- 
stimmung der Ladung eine feindliche ist. Es ist hervorzuheben, 
daß ein scharfer Unterschied zwischen deutschen Häfen und 
den anderen Großbritannien feindlichen Häfen gemacht wird. 
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Ist zum Beispiel die Schweiz Endbestimmung einer Ladung, 
so könnte dieselbe nach Triest, nicht jedoch nach Bremen ge- 
sandt werden. 

3. Ladangen feindlichen Ursprungs. 

Ladungen feindlichen Ursprungs, gleichviel ob dieselben 
von Neutralen oder Feinden geeignet werden, und wenn solche 
Ladungen neutrales Eigentum sind, ohne Unterschied, ob die- 
selben sich auf neutralen oder feindlichen Schiffen befinden, 
unterliegen der Beschlagnahme und Detention. 

Auch hier kann die Erklärung dahingehend ausgelegt 
werden, daß nicht allein Ladungen, die in einem feindlichen 
Hafen eingeladen sind, den Bestimmungen unterliegen, sondern 
auch diejenigen, die aus dem Feindesland mittelbar durch 
einen neutralen Zwischenhafen oder auf dem Landwege, und 
sodann aus einem neutralen Hafen gesandt werden. Ausschlag- 
gebend ist allein der Ursprung der Ladung. Wo jedoch die 
Gegenstände zu einem integrierenden Teil des Vermögens einer 
im neutralen Ausland domizilierten Person geworden sind, ist 
anzunehmen, daß dieselben ihren ursprünglichen feindlichen 
Charakter verlieren^). 

Artikel 2 verbietet das Ausfahren deutscher Häfen mit 
dort eingenommenen Ladungen. Ohne Belang ist, ob die 
Ladungen tatsächlich feindlichen oder neutralen Ursprungs 
sind und in deutschen Häfen umgeschifft werden. 

Artikel 4 verbietet die Aufnahme von Ladungen feind- 
lichen Ursprungs in allen nichtdeutschen Häfen. Derselbe ver- 
bietet jedoch nicht die Aufnahme von Ladungen neutralen 
Ursprungs in österreichischen oder türkischen Häfen. 

Die Erklärung bezieht sich auf Schiffe, welche vor dem 
1. März 1915 in See gegangen sind. Die feindliche Eigen- 
schaft der Ladung wird bestimmt durch das Domizilprinzip, 
welches in Abteilung IV dieses Buches näher präzisiert ist. 
Feindliche Bestimmung und feindlicher Ursprung dürften in 
Analogie mit den Bestimmungen des Blockaderechts sich be- 
ziehen auf das Feindesland bzw. auf alle von dem Feinde 
okkupierten Gebiete, nicht jedoch auf Gebiete, die de facto 
in dem militärischen Besitz Großbritanniens bzw. seiner 
Alliierten sind. 



1) The Thomyrii (1808), Bdw. 17. 
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Das umstrittenste Gebiet des Prisenrechtes ist dasjenige 
der Konterbande. Es stehen sich hier scharf gegenüber einer- 
seits die Interessen der Kriegführenden, welche die Wider- 
standskraft des Gegners durch Verhinderung der Zufuhr von 
Gegenständen, die zur Verstärkung der militärischen oder 
ökonomischen Lage desselben beitragen, zu brechen versuchen 
und andererseits die Interessen der Neutralen, welche möglichst 
ungehindert ihren Handel weiterzuführen trachten. 

Die Politik Englands, gleich derjenigen anderer Groß- 
mächte, auf dem Gebiete der Konterbande, richtet sich da- 
nach, ob der betreffende Staat als Kriegführender oder Neutraler 
auftritt, und jeweilig nach den besonderen obwaltenden Um- 
ständen. 

Auf der Zweiten Haager Friedenskonferenz erklärte 
England sich bereit, auf das Prinzip der Konterbande zu ver- 
zichten und das Durchsuchungsrecht zur Feststellung der 
neutralen Eigenschaft des Kauffahrteischiffes zu beschränken. 
Dem Vorschlag der englischen Abordnung traten die Ab- 
ordnungen von Österreich-Ungarn, Belgien, Schweden, Nor- 
wegen und Brasilien bei, wohingegen Deutschland, Frankreich, 
Rußland und die Vereinigten Staaten von Amerika einen 
Widerspruch gegen die Annahme des englischen Vorschlages 
erhoben. 

Auf der Londoner Konferenz von 1909 kam es zu einem 
Vergleich zwischen den verschiedenen Ansichten auf diesem 
Gebiete, und ist solcher durch die Artikel 22 — 44 der Londoner 
Deklaration verkörpert. Nicht mit Unrecht bezeichnet der 
Generalbericht diese Bestimmungen „als eines der wichtigsten, 
wenn nicht das wichtigste Kapitel" der Erklärung. Die Londoner 
Deklaration unterscheidet zwischen: 1. absoluter Konterbande, 
d. h. Gegenstände und Stoffe, die ausschließlich für den Krieg 
verwendet werden, 2. relativer Konterbande, d. h. Gegenstände 
und Stoffe, die sowohl für kriegerische, als auch für friedliche 
Zwecke verwendbar sind, und 3. Gegenständen und Stoffen, 
die nicht als Konterbande erklärt werden können (sog. Frei- 

Huberiob, Das englische Prisenreoht. ^ 
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liste). Auch enthält die Londoner Deklaration Bestimmungen 
über andere Punkte des Konterbanderechts. 

Die Bestimmungen der Londoner Deklaration auf diesem 
Gebiet sind in dem jetzigen Kriege seitens Großbritanniens, 
nur mit erheblichen Modifikationen angenommen^). 

A. Gegenstände der Konterbande. 

Am 4. August 1914 wurde eine Proklamation erlassen*), 
in welcher die Liste von absoluter und relativer Konterbande 
festgelegt wurde. Diese Liste war identisch mit derjenigen 
der Artikel 22 und 24 der Londoner Deklaration, mit der 
Ausnahme, daß Flugapparate zur absoluten, anstatt relativen 
Konterbande erklärt wurden. 

In der Order in Council vom 20. August 1914*), durch 
welche die Londoner Deklaration mit bestimmten Modifika- 
tionen, als anwendbar erklärt wurde, wurde ausdrücklich be- 
stimmt, daß die in Artikel 22 und 24 der besagten Dekla- 
ration enthaltenen Bestimmungen durch die in der eben er- 
wähnten Proklamation vom 4. August 1914 aufgestellten Listen 
von Konterbande zu ersetzen seien. 

Durch Proklamation vom 21. September 1914*) wurden 
folgende Gegenstände der Liste über relative Konterbande 
einverleibt: Rohkupfer; Blei, roh, in Platten oder in Röhren; 
Glyzerin; Chromeisen; Hämatiteisenerz; magnetisches Eisen- 
erz; Gummi; Häute und Felle, roh oder gegerbt (rough tanned), 
jedoch nicht inklusive bearbeitetem Leder. 

Diese Proklamationen wurden aufgehoben und ersetzt 
durch die Proklamation vom 29. Oktober 1914*), welche neben 
der in Artikel 22 der Londoner Deklaration enthaltenen Liste 
von absoluter Konterbande, folgende Artikel zur absoluten 
Konterbande erklärt: Schwefelsäure; Entfernungssucher und 
ihre als solche erkennbaren Bestandteile; Hämatiteisenerz 
und Hämatitroheisen; Eisenpyrit; Nickelerz und Nickel; 
Chromeisen und Chromerz; Rohkupfer; Blei, roh, in Platten 
oder in Röhren; Aluminium; Eisensilikat; Stacheldraht und 
Werkzeuge zum Befestigen und Zerschneiden desselben ; Aero- 



^) Siehe Anhang II und VI. 

*) Manual, S. 108. 

^ Manual, S. 148. 

«) Manual, S. 111. 

*) Manual, SuppUment II, S. 52. 
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plane, Luftschiffe, Ballons und Luftfahrtmaschinen aller Art 
sowie ilire Bestandteile, ihr Zubehör und Gegenstände, die 
erkennbar für den Gebrauch von Ballons und Luftfahrt- 
maschinen bestimmt sind; Motorfahrzeuge aller Art und ihre 
Bestandteile; Reifen für Motorfahrzeuge; Gummi; Mineralöle 
und Motorspiritus, mit Ausnahme von Schmierölen. Unter 
relativer Konterbande wurden folgende Artikel aufgezählt: 
Lebensmittel; Furage und Viehfutter; für den militärischen 
Gebrauch geeignete Kleidungsstücke, Kleid ungsstoffe, Stiefel 
und Schuhe; Gold und Silber, geprägt oder in Barren; Papier- 
geld; für den Krieg verwendbare Fahrzeuge aller Art und 
ihre Bestandteile, mit Ausnahme von Motorfahrzeugen; Schiffe, 
Fahrzeuge und Boote jeder Art; Schwimmdocks und Vorrich- 
tungen für Docks sowie ihre Bestandteile ; festes und rollendes 
Eisenbahnmaterial, sowohl als Telegraphen-, Funkentele- 
graphen- und Telephon- Material; Feuerungsmaterial, anderes 
als Mineralöle; Schmieröle; Schießpulver und Sprengstoffe, die 
nicht besonders für den Krieg bestimmt sind; Schwefel; 
Glyzerin; Hufeisen und Huf schmiedegerät; Geschirr und Sattel- 
zeug; Häute aller Art, trocken oder naß; Schweinshäute, roh 
oder bearbeitet; Leder, roh oder bearbeitet, passend für Sattlerei, 
Geschirr oder Militärstiefel; Feldstecher, Femrohre, Chrono- 
meter und nautische Instrumente aller Art. 

Die Proklamation vom 29. Oktober 1914 ist nunmehr 
ersetzt durch die Proklamation vom 23. Dezember 1914^), 
deren Liste von absoluter und relativer Konterbande in 
Anhang VI wiedergegeben ist. Zu bemerken ist besonders 
die weitere Ausdehnung des Begriffs der absoluten Konter- 
bande und die Einreihung von Kautschuk und Erze, die in 
der Londoner Deklaration auf der Freiliste stehen. 

Durch eine Proklamation vom II. März 1915*) wurden 
folgende Artikel der Liste der absoluten Konterbande einver- 
leibt: Rohwolle, Wollabfälle (wool tops and noils), Wollgame, 
Zinnchlorit, Zinnerz, Rizinusöl, Paraffinwachs, Kupferjod, 
Schmieröle, Häute von Rindern, Büffeln und Pferden, Fälle 
von Kälbern, Schweinen, Schafen, Ziegen und Wild, bearbeitetes 
und unbearbeitetes Leder, welches zur Herstellung von Sätteln, 
Geschirr, Militärstiefeln oder Militärzeug dient, Ammoniak und 
dessen Salze^ flüßiges Ammoniak (ammonia liquor), urea, Anilin 
und deren Bestandteile. 



^) London Gazette, 25. Dezember 1914. 
^ London Gazette, 12. März 1915. 

6* 
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In die Liste der relativen Konlerbande wurden Gerbstoffe 
aller Art eingereiht. 

Ferner erfuhren die Artikel Lebensmittel, Fourage und 
Viehfutter eine besondere Auslegung und zwar werden zu 
solchen gerechnet: Ölsaaten, Nüsse und Kernnüsse, Tier- und 
Pflanzenöle und Fette (mit Ausnahme von Leinsaatöl), die 
bei der Herstellung von Margarine Verwendung finden, Kuchen 
und Mehl aus Ölsaaten, Nüssen und Kernnüssen. 

B. Feindliclie Bestimmung der Konterbande. 

1. Allgemeines. 

Um als Konterbande zu gelten, muß die Ladung nicht 
allein von einer bestimmten Art, sondern sie muß auch direkt 
oder indirekt für das Feindesland, oder für ein durch den 
Feind okkupiertes Gebiet^) oder für die feindlichen Streit- 
kräfte^) bestimmt sein. 

Sind zur Zeit der Aufbringung die in Frage kommenden 
Gegenstände nicht mehr auf der Liste der absoluten oder 
relativen Konterbande oder hat die Eigenschaft des Bestimmungs- 
ortes*), bzw. der in Frage kommenden Streitmacht*) auf- 
gehört eine feindliche zu sein, so unterliegt die Ladung nicht 
der Einziehung. In Sachen „Trende Sostre"*) war der Be- 
stimmungsort der Ladung eine holländische (feindliche) Be- 
sitzung. In der Zeit zwischen der Ausreise und Aufbringung 
war der Bestimmungsort in englischem Besitz übergegangen 
und wurde entschieden, daß folglich keine Einziehung statt- 
finden konnte. 

Die Londoner Deklaration**) bestimmt, daß die Gegen- 
stände der absoluten Konterbande der Beschlagnahme unter- 
liegen, wenn bewiesen wird, daß ihre Bestimmung das feind- 
liche, oder das vom Feinde besetzte Gebiet oder die feindliche 
Streitmacht ist. Ohne Belang ist, ob die Zuführung der 

^) Z. B. zur Zeit Zeebrügge. 

') Z. B. ein auf See befiudlicher Kreuzer. The Loreozo, Royal Court 
of St. Lucia, 80. Oktober 1914; The Josephina, Supreme Court of Falk- 
land Islands, 28. Februar 1915. 

•) Z. B. zur Zeit Tsingtau. 

^) Z. B. bei Vernichtung der in Frage kommenden Seemacht oder 
Übertritts derselben zur englischen Streitkraft. 

») 1807, 6 0. Rob. 891, Anm. 

^ Art. 80. 
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Gegenstände unmittelbar erfolgt, oder ob sie noch eine Um- 
ladung oder eine Beförderung zu Lande erfordert. 

Der Beweis über die Bestimmung ist endgültig erbracht: 
1. wenn die Ware nach den Urkunden in einem feindlichen 
Hafen ausgeladen oder der feindlichen Streitmacht geliefert 
werden soU; 2. wenn das Schiff nur feindliche Häfen anlaufen 
soll, oder wenn es einen feindlichen Hafen berühren oder zu 
der feindlichen Streitmacht stoßen soll, bevor es den neutralen 
Hafen erreicht, wohin die Ware urkundlich bestimmt ist^). 

Die Schiffspapiere begründen vollen Beweis in Ansehung 
der Fahrt des Schiffes, das absolute Konterbande an Bord hat, 
es sei denn, daß bei Antreffen des Schiffes dieses offenbar 
von der nach den Schiffspapieren einzuhaltenden Fahrt ab- 
gewiesen ist und keinen hinreichenden Grund für die Ab- 
weichung nachzuweisen vermag®). 

Gegenstände der relativen Konterbande unterliegen der 
Beschlagnahme, wenn bewiesen wird, daß sie für den Gebrauch 
der Streitmacht oder der Verwaltungsstellen des feindlichen 
Staates bestimmt sind, es sei denn, daß in letzterem Falle 
nach Ausweis der Umstände diese Gegenstände tatsächlich 
nicht für den derzeitigen Krieg benutzt werden können "). 

Femer unterliegen Gegenstände der relativen Konterbande 
der Beschlagnahme, wenn dieselben an oder für einen Vertreter 
des Feindeslandes konsigniert sind (are consigned to or for an 
agent of the enemy State)*). 

Eine feindliche Bestimmung wird auch vermutet, wenn 
die Sendung an die feindlichen Behörden oder an einen im 
feindlichen Lande ansässigen Händler gerichtet ist, von dem 
es feststeht, daß er dem Feinde Gegenstände und Stoffe dieser 
Art liefert. Das gleiche gilt für eine Sendung, die nach 
einem befestigten Platz des Feindes oder nach einem anderen 
der feindlichen Streitmacht als Basis dienenden Platze be- 
stimmt ist. Die Vermutung findet jedoch keine Anwendung 
auf das Kauffahrteischiff selbst, welches nach einem dieser 
Plätze fährt und dessen Eigenschaft als Konterbande bewiesen 
werden soll. Treffen diese Vermutungen nicht zu, so wird 

*) Londoner Deklaration, Art. 81. 

*) Londoner Deklaration, Art. 32. 

") Londoner Deklaration, Art. 83. Der letzte Vorbehalt findet 
jedoch keine Anwendung auf Gold und Silber, geprägt und in Barren, 
sowie auf Papiergeld. Ibid. 

*) Order in Council, 29. Oktober 1914, § 1. Abgedruckt in An- 
hang U. 
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angenommeii, daß die Bestimmung unschädlich ist. Die auf- 
gestellten Vermutungen lassen den Beweis des Gegenteils zu ^). 
Zur Anwendung kommen die vorstehend besprochenenRegeln 
in Fällen, wie derjenige des Dampfers „Wilhelmina". In der 
Angelegenheit der „Wilhelmina" handelt es sich um eine, von 
einer amerikanischen Firma an ihre amerikanischen Agenten 
in Hamburg konsignierte Ladung von Getreide, welche durch 
die Englische Regierung beschlagnahmt wurde. Bezüglich dieser 
Beschlagnahme erklärte das englische Auswärtige Amt in 
einem an die Amerikanische Regierung unterm 19. Februar 
1915 gerichteten Memorandum^), daß zu der Zeit der An- 
ordnung der Beschlagnahme, der Britischen Regierung die 
Bekanntmachung des Bundesrates vom 25. Januar 1915 über 
die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl *) vorlag, 
und daß unter § 45 derselben alles nach Deutschland im- 
portierte Brotgetreide und Mehl nach dem 31. Januar 1915 
nur an gewisse, unter direkter Regierungskontrolle stehende 
Gesellschaften oder an die städtischen Behörden abzuliefern 
sei. Es sei jetzt der Regierung bekannt geworden, daß unter 
einer späteren Verordnung vom 6. Februar 1915 *) die Be- 
stimmung des § 45 aufgehoben wurde, anscheinend für den 
ausdrücklichen Zweck, die bevorstehenden Verhandlungen gegen 
die „Wilhelmina" zu erschweren. Die Aufhebung des § 45 
des Gesetzes vom 25. Januar 1915 war zur Zeit der Be- 
schlagnahme des Dampfers der Regierung nicht bekannt. 
Inwiefern die Ausnahme zu Gunsten importierten Getreides 
die Konterbandeeigenschaft die Entscheidung in der Ladung 
der „Wilhelmina" beeinflussen wird, ist durch das Prisen- 



^) Londoner Deklaration, Art. 34. 

^) Correspondence betweon H. M. Goyemment and the United States 
Government respecting the Rights of Belligerents. Pari. Fapers. 1916. 
Cd. 7816, Sp. 19. 

s) RGBl. 1915, S. 85, § 45 desselben lautet wie folgt: 

Die Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht auf 
Getreide und Mehl, die nach dem 31. Januar 1915 aus dem 
Ausland eingeführt werden. 

Das aus dem Ausland eingeführte Getreide und Mehl darf 
von den Einführenden nur an die Kriegsgetreidegesellschaft m. 
b. H., an die Zentraleinkaufsgesellschaft m. b. H. oder an Kommunal- 
verbände abgegeben werden. 

^) RGBl. 1915. S. 65. Durch diese Bekanntmachung wurde Absatz 2 
des § 45 der Bekanntmachung vom 25. Januar 1915 (RGBl. 1915, S. 85) 
aufgehoben. 
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gericht ZU bestimmen. Es müßte jedoch hervorgehoben werden, 
daß die deutsche Bekanntmachung nicht der einzige Grund 
des Beschlagnahme der Ladung der „Wilhelmina" ist. Die 
Deutsche Eegierung habe in öffentlichen Verkündigungen das 
Recht behauptet, daß fast jede Stadt und jeder Hafen an der Ost- 
küste Englands als ein befestigter Platz und als eine Operations- 
basis zu betrachten seien. Aus diesem Grunde seien eine 
Anzahl neutraler Schiffe, bestimmt für Häfen an der Ostküste 
Englands, mit Ladungen, die unter der deutschen Prisen- 
ordnung unter den Begriff „relative Konterbande" fallen, 
durch deutsche Kreuzer aufgebracht und vor die deutschen 
Prisengerichte gebracht. Ferner sei das holländische Schiff 
„Maria", welches von Californien mit einer Ladung Getreide, 
konsigniert nach Dublin und Belfast fuhr, im September durch 
den deutschen Kreuzer „Karlsruhe" versenkt, was nur dadurch 
gerechtfertigt werden könnte, daß es bewiesen würde, daß 
die Ladung für die Englische Eegierung oder deren Streit- 
kräfte bestimmt gewesen sei, und daß eine Vermutung bestehe, 
daß Dublin und Belfast als befestigte Städte oder als Militär- 
basis anzusehen seien. Folglich müßte es der Englischen 
Regierung freistehen, Hamburg, welches z. T. durch die 
Festungswerke an der Eibmündung befestigt ist, als eine 
befestigte Stadt und Operationsbasis unter Artikel 34 der 
Londoner Deklaration zu behandeln^). 



^) Im Zosammeohange mit der allgemeinen Frage über die Behand- 
lung der Ladungen von Nahrungsmitteln, die nach Deutschland konsigniert 
sind, dürfte auch Bezug genommen werden auf die Antwort der Eng- 
lischen Begierung an die Amerikanische Begierung vom 10. Februar 1915 
(Pari. Papers, 1915, Cd. 7816, S. 7), worin auf die Möglichkeit der Sendung 
von Nahrungsmitteln, die für die Streitkräfte bestimmt sind, an Vertreter 
der Deutschen Begierung in neutralen Hafen, hingewiesen wird. Die 
Note lautet ferner: „In einem Land, wo eine solche umfassende Kriegs- 
organisation besteht, wie augenblicklich in Deutschland, ist kein klares 
Unterscheidungsmerkmal zwischen demjenigen Teil der Bevölkerung, für 
dessen Ernährung die Begierung Verantwortung trägt, und demjenigen, 
für dessen Ernährung die Begierung nicht verantwortlich ist. Erfahrungs- 
gemäß wird das Bequisitionsrecht im vollsten Maße ausgeübt, um den 
Bedürfnissen des Militärs zu genügen, und obgleich Güter für den Gebrauch 
der Zivilbevölkerung importiert werden, so werden sie doch seitens des 
Militärs aufgebracht, wo die militärischen Zwecke es erfordern. Ins- 
besondere ist dieses jetzt der Fall, da die Deut-sche Begierung die Kon- 
trolle über Nahrungsmittel innerhalb des Landes übernommen hat.'^ 

Der Prozeß gegen die Ladung des Dampfers „Wilhelmina^ ist formell 
am 1. März 1915 durch Vorladung der Interessenten eingeleitet. Fol- 
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2. Lehre der einheitlichen ßeise. 

Wo die Ladung oach einem feindlichen Hafen oder für 
eine feindliche Streitkraft bestimmt ist, ergeben sich wenig 
juristische Schwierigkeiten. Anders liegt der Fall, wo die 
Ladung formell nach einem neutralen Hafen bestimmt ist, 
von welchem dieselbe sodann durch Schiff oder auf dem Land- 
wege weiterzubefördern ist. Hier ergibt sich die Frage, ob 
der formelle Bestimmungsort oder der tatsächliche Bestim- 
mungsort maßgebend sein soll, und es entstehen die viel- 
besprochenen, oft schwierigen Fragen der Lehre der einheit- 
lichen Reise. 

Historisch hat diese Lehre ihren Ursprung in der be- 
kannten „Rule of the War of 1756". Während der Kriege 
der Revolution eröffneten Frankreich und Spanien den neu- 
tralen Schiffen den ihnen vor dem Kriege verbotenen Handels- 
verkehr zwischen dem französischen resp. spanischen Mutter- 
lande und den französischen resp. spanischen Kolonien. Um 
der Einziehung seitens Englands zu entgehen, sandten die 
Neutralen ihre Schiffe und Ladungen nach einem neutralen 
Zwischenhafen, von welchem aus ihnen selbst vor dem Kriege 
der Handel mit dem französischen resp. spanischen Mutter- 
lande oder den Kolonien erlaubt gewesen wäre. So wurde z. B. 
eine Ladung, welche in La Guayi-a eingenommen wurde, nach 
einem amerikanischen Hafen gebracht, wo dieselbe gelöscht 
und dann in demselben Schiff wieder verladen wurde, um so- 
dann die Reise nach einem spanischen Hafen fortzusetzen. 
In diesen^) und ähnlichen Fällen*) erkannten die englischen 



gende Äußerung des Solicitor's Journal vom 6. Februar 1915 (Bd. 59 
S. 244) ist von Interesse : „Nahrungsmittel, die für die feindlichen Streit- 
kräfte bestimmt sind, . . . sind Konterbande. FaUs sie für die Zivil- 
bevölkerung bestimmt sind, . . . sind sie keine Konterbande. Wo jedoch die 
kriegführende Regierung, deren Aufgabe die Versorgung der Streitkräfte 
ist, auch die Versorgung der Zivilbevölkerung übernimmt, ist es un- 
möglich, zwischen der einen und der anderen Bestimmung zu unterscheiden, 
selbst, wo die in Frage kommende Regierungsbehörde eine Zivilbehörde 
ist. Die Frage ist eine neue, aber die andere kriegführende Macht ist 
unzweifelhaft berechtigt, die ganze Zufuhr als für die Streitkräfte be- 
stimmt zu betrachten, und wir glauben, daß die Englische Regierung 
diese Ansicht vertreten wird . . . und daß solche Ansicht auch diejenige 
des Frisengerichts sein wird.*^ 

1) The William (1806), 6 0. Rob. 386. 

•) Siehe die in der eben zitierten Entscheidung „The William" be- 
sprochenen Rechttfälle, insbesondere „The Essez". Vgl. The Mari« 



B. Feindliche BestimmaDg der Konterbande. 78 

Gerichte auf Einziehung, wenn das Schiff auf der Eeise von 
dem neutralen Zwischenhafen nach dem Endhafen aufgebracht 
wurde. 

Durch die amerikanischen Gerichte wurde die Lehre der 
einheitlichen Reise während des amerikanischen Bürgerkiieges 
sehr ausgedehnt. Dieselben entschieden, daß Ladungen, welche 
von einem neutralen Hafen nach einem anderen neutralen 
Hafen befördert wurden, um in letzterem umgeladen zu werden, 
zwecks Weiterbeförderung nach einem blockierten Hafen, oder 
Ladungen, die aus Konterbande bestanden und nach einem 
neutralen Hafen verschickt wurden, um von dort aus an den 
Feindesstaat versandt zu werden, der Einziehung unterlägen '). 
Die amerikanischen Entscheidungen beziehen sich auf Fälle, 
wo der Weitertransport durch Schiffe stattfinden sollte. 

Die Auffassung, daß die Reise als eine einheitliche gilt, 
wenn die Konterbande nach einem neutralen Hafen gesandt 
wird, um dann auf dem Landwege ihren endgültigen Be- 
stimmungsort zu erreichen, wurde bereits 1896 vor dem 
italienischen Prisengericht, in Sachen „Doelwyk" *), erörtert. 
Hier handelte es sich um ein holländisches Schiff mit absoluter 
Konterbande an Bord, nach dem französischen Hafen Djibuti 
bestimmt, von welchem aus die Waren auf dem Landwege 
nach Abessynien weiterzubefördern waren. Auch während 
des Burenkrieges wurden seitens England die deutschen Schiffe 
„Herzog", „General" und „Bundesrat" aufgebracht, unter dem 
Verdacht, daß dieselben Konterbande führten nach dem 
portugiesischen Hafen Laurenzo Marques, von welchem aus 
dieselbe auf dem Landwege der Burenarmee zuzuführen war. 
Die Angelegenheit wurde auf diplomatischem Wege erledigt 
und kam nicht vor ein Prisen gericht. Professor Holland') 
vertrat die Ansicht, daß eventuell die englischen Gerichte 
nicht die Entscheidung von Lord Stowell in Sachen „Imina" *) 
anwenden würden, da die daselbst ausgesprochenen Ansichten 



(1805), 5 C. Rob. 866. Selbst, wo die Ladung in dem Zwischenhafen 
verkauft und sodann sofort weitergesandt wurde, unterlag sie der Ein- 
ziehung, The Thomyris (1808), Edw. 17. 

1) The Peterhoff (1846), 6 Wallace (United States) 28; The Spring- 
bok (1866), 5 WaUace (United States) 1. 

*) Vgl. Zeitschrift für internationales Privat- und Strafrecht, Bd. 10, 
S. 436. 

s) Times, 8. Januar 1900. 

*) (1800), 8 0. Rob. 167. 
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den Verhältnissen des modernen Handelsverkehrs nicht ent- 
sprächen. 

Eine unter obwaltenden Umständen wichtige Erweiterung 
der Lehre der einheitlichen Reise tritt in der Entscheidung 
des französischen Prisengerichts in Sachen „Nieuw Amster- 
dam" zu Tage. Hier wurde entschieden, daß unter den Be- 
stimmungen des Ehein- Aktes holländische Häfen den deutschen 
assimiliert seien. 

Zwei sich schroff gegenüberstehende Ansichten über die 
Anerkennung resp. Abschaffung der Lehre der einheitlichen 
Reise traten bei der Zweiten Haager Friedenskonferenz zu 
Tage. Unter anderem bestand England auf die Beibehaltung 
der Lehre der einheitlichen Reise in ihrem vollen Umfange, 
während Deutschland sich für die bedingungslose Abschaffung 
der Lehre einsetzte. Auch die für die Londoner Konferenz 
ausgearbeiteten Denkschriften von Deutschland, Österreich- 
Ungarn, Spanien und den Niederlanden beantragten die Ab- 
schaffung der Lehre, während diejenigen von England, Frank- 
reich, Japan, Rußland und Italien für den Fortbestand der 
Lehre eintraten. 

Die Annahme der Artikel 31 — 36 der Londoner Dekla- 
ration bildet mehr oder weniger eine Vermittelung zwischen 
den verschiedenen Ansichten. Bekanntlich bildeten auch diese 
Artikel einen der Hauptgründe der Ablehnung der Ratifikation 
der Londoner Deklaration durch die Britische Regierung. Es 
war folglich zu erwarten, daß bei der Annahme der Londoner 
Deklaration durch Großbritannien am Anfang des jetzigen 
Krieges gerade diese Artikel eine Änderung erfuhren. 

In "der Order in Council vom 20. August 1914^) wurde 
bestimmt, daß der in Artikel 33 der Londoner Deklaration 
erwähnte Bestimmungsort bewiesen werden kann durch etwaige 
genügende Beweismaterialien und neben der in Artikel 34 
enthaltenen Präsumption eine feindliche Bestimmung anzu- 
nehmen sei, falls die Ladung an einen Vertreter des feind- 
lichen Staates konsigniert ist. Artikel 31 — 34 haben bereits 
vorstehend eine Besprechung erfahren. 

Artikel 35 der Londoner Deklaration bestimmt, daß die 
Gegenstände der relativen Konterbande der Beschlagnahme 
unterliegen, nur auf einem Schiffe, das sich auf der Fahrt 
nach einem feindlichen oder vom Feinde besetzten Gebiet 
oder zur feindlichen Streitmacht befindet und das diese 



1) Manual, S. 143. 
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Gegenstände nicht in einem neutralen Zwischenhafen ausladen 
soll. Die Schiffspapiere begründen vollen Beweis in Ansehung 
der Fahi-t des Schiffes, sowie des Oj'tes der Ausladung der 
Waren, es sei denn, daß beim Antreffen des Schiffes offenbar 
von der nach den Schiffspapieren einzuhaltenden Fahrt ab- 
gewichen ist und dasselbe keinen hinreichenden Grund für 
die Abweichung nachzuweisen vermag. Der Artikel 35 der 
Londoner Deklaration unterliegt einer erheblichen Modifikation 
durch die Order in Council vom 29. Oktober 1914^). Diese 
schreibt vor, daß relative Konterbande an Bord eines nach 
einem neutralen Hafen bestimmten Schiffes der Beschlagnahme 
unterliegt, falls die Ladung an Order konsigniert ist oder die 
Schiffspapiere nicht den Empfänger bezeichnen, oder falls die- 
selben einen Empfänger in Feindesland oder in einem von 
dem Feind besetzten Gebiet angeben. In diesem Falle obliegt 
der Beweis, daß die Bestimmung eine erlaubte ist, dem Eigner 
der Ladung. 

Von großer Wichtigkeit ist femer die Bestimmung der 
letztgenannten Order in Council, daß, falls es erscheint, daß 
die feindliche Regierung Nahrungsmittel für ihre bewaffnete 
Macht von einem Neutralen oder durch ein neutrales Land 
bezieht, die Britische Regierung anordnen kann, daß bezüglich 
aller Schiffe, die nach einem Hafen dieses Landes bestimmt 
sind, Artikel 35 der Deklaration nicht anzuwenden sei. In 
diesem Fall unterliegt die Ladung, insofern dieselbe aus rela- 
tiver Konterbande besteht und nach einem solchen neutralen 
Hafen bestimmt ist, der Einziehung, ungeachtet der Tatsache, 
daß dieselbe nicht zur Weitersendung bestimmt war. 

C^ Folgen der Konterbandebeförderung. 

Britischen Schiffen ist es verboten, von einem Auslands- 
hafen nach einem anderen Auslandshafen Konterbande zu be- 
fördern, es sei denn, daß sich der Eigner erst vergewissert 
hat, daß die Ladung nicht zum Gebrauch in Feindesland be- 
stimmt ist. Zuwiderhandlungen ziehen Kondemnierung des 
Schiffes nach sich^, und an solchen Handlungen beteiligte 



^) Anhang U. 

*) The Zambesi, Supreme Court of New Sonth Wales, 21. Dezember 
1914. Das eoglische Schiff „Lowthcr Range*' wurde aufgebracht unter 
der Anklage, daß es Kohlen an Bord hatte für deutsche Kreuzer. Das 
Schi£E wurde jedoch später von den kanadischen Behörden freigegeben. 
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britische Staatsbürger unterliegen eventuell Bestrafung wegen 
Landesverrats ^). 

Bezüglich der Behandlung von Konterbande führenden 
neutralen Schiffen entwickelten sich auf der Londoner Kon- 
ferenz große Meinungsverschiedenheiten, die durch die An- 
nahme der Artikel 39 — 44 der Deklaration ausgeglichen 
wurden. 

Das Schiff unterliegt der Einziehung, wenn die beförderte 
Konterbande nach Wert, Gewicht, Umfang oder Fracht mehr 
als die Hälfte der ganzen Ladung ausmacht. Die Tatsache, 
daß der Eigentümer oder Kapitän die Konterbandeeigenschaft 
der Ladung nicht gekannt hat, ist nicht von Belang *). Auch 
kann derselbe sich nicht auf die Tatsache berufen, daß er 
zur Beförderung der Konterbande seitens der feindlichen 
Eegierung genötigt wurde ^. 

In der Angelegenheit „Lorenzo"*) kam Artikel 40 der 
Londoner Deklaration zur Anwendung. Die „Lorenzo", ein 
amerikanisches Schiff, welches durch die Hamburg-Amerika- 
Linie gechartert war, verließ New York am 6. August 1914 
mit einer Ladung Kohlen und Proviant für einen nicht ge- 
nannten Empfänger in Buenos Aires. Die Schiffspapiere waren 
sehr dürftiger Art, aber diejenigen Teile der Chartepartie, 
die sich auf die Eückgabe des Schiffes bezogen, waren in 
großen Details ausgearbeitet und bedingten u. a., daß, falls 
das Schiff aus irgend welchem Grunde dem Eigner nicht 
zurückerstattet würde, die Charterers die Summe von 360000 
Dollar zu zahlen hätten. Der Supercargo war ein Eeserve- 
leutnant der deutschen Marine, der, sobald der Lotse bei 
Sandy Hook das Schiff verließ, dem Kapitän mitteilte, daß 
die wirkliche Bestimmung nicht Buenos Aires, sondern eine 
Stellung 60 Meilen westlich von Planas Gays sei. Daselbst 
trafen sie die Schiffe „Thor", „Spreewald" und „Neckar". 
Bald darauf machte der Supercargo dem Kapitän die Mit- 



*) Proklamation vom 5. Augnst 1914, Manual S. 110. Britische 
Schiffe dürfen keinen feindlichen Hafen anlaufen. Trading with the 
Enemy Froclamation No. 2, vom 9. September 1914, Manual S. 878. Die 
seitens britischer Staatsangehöriger geeigneten, an Bord eines solchen 
Schiffes befindlichen Ladungen unterliegen der Einziehung. The Hoop 
(1799), 1 C. Eob. 104. 

*) Londoner Deklaration, Art. 40; The Oster Risoer (1802), 4 G. 
Rob. 195. 

<) The Seyerstadt (1813), 1 Dods. 241. 

«) Royal Court of St. Lucia, 80. Oktober 1914. 
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teilung, daß sie auf den Kreuzer „Karlsruhe** warteten. Einige 
Tage darauf erhielten sie von dem der Hamburg-Amerika- 
Linie gehörenden Dampfer „Präsident" die Order, sich nach 
einem anderen Platz zu begeben. Hier wurde das Schiff 
durch einen englischen Kreuzer aufgebracht. Die Eigner, 
The New York and Porto Rico Steamship Company, gaben 
eine eidesstattliche Versicherung ab, daß ihnen nicht bekannt 
gewesen sei, daß die „Lorenzo" zum Zwecke der Führung von 
Konterbande oder für neutralitätswidrige Zwecke benutzt 
werden sollte. Die zu entscheidende Frage war folglich, ob 
angesichts dieser Stellung der Eigner das Schiff zu kondem- 
nieren sei. 

Artikel 40 der Londoner Deklaration bestimmt, daß die 
Einziehung „zulässig'^ ist, wenn die Konterbande mehr als 
die Hälfte der Ladung ausmacht. Die Eeklamanten behaup- 
teten, daß, da das Wort „zulässig" benutzt sei, anstatt „muß", 
Beweis erbracht werden könnte, über das Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein einer Mitschuld. Hauptrichter CoUer ent- 
schied jedoch, daß auf die Nichtmitschuld der Eigner nicht 
eingegangen werden könnte, und daß, falls mehr als die Hälfte 
der Ladung aus Konterbande besteht, das Schiff zu kondem- 
nieren sei^). 

Wird das Schiff auf See angetroffen und erweist es sich, 
daß sich dasselbe in Unkenntnis der Feindseligkeiten oder 
der auf seiner Ladung anwendbaren Konterbandeerklärung 
befindet, oder wo der Kapitän von dem Beginn der Feind- 
seligkeiten oder von der Konterbandeerklärung Kenntnis 
erlangt hat, aber die Gegenstände der Konterbande noch nicht 
hat ausladen können, unterliegt das Schiff nicht der Ein- 
ziehung, noch fallen demselben die durch die Erhaltung von 
Schiff und Ladung während der Untersuchung erwachsenden 
Kosten zur Last. Maßgebend ist, ob der Kriegszustand oder 
die Konterbandeerklärung eine angemessene Zeit vor dem 
Verlassen des Hafens den zuständigen Hafenbehörden bekannt- 
gemacht war. Die Kenntnis von dem Bestehen des Kriegs- 
zustandes wird angenommen, wenn das Schiff einen feindlichen 



^) Zur selben Zeit wurde in der Angelegenheit „Thor^, wo der Tat- 
bestand ein ähnlicher war, aber das Schiff Newport News vor der Kriegs- 
erklärung verließ, entschieden, daß das Schiff nicht auf Giund der Füh- 
rung von Konterbande zu kondemnieren sei. Dasselbe wurde jedoch kon- 
demniert auf Grund neutralitätswidriger Unterstützung. Boyal Court of 
St. Lucia, 80. Oktober 1914. 
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Hafen nach Beginn der Feindseligkeiten verlassen hat^). Zur 
Entladung der Konterbande hat der Kapitän die erste Ge- 
legenheit zu benutzen, gleichviel ob dadurch dem Eigentümer 
der Konterbande Kosten oder Verlust entstehen oder nicht. 

Die Gegenstände der Konterbande unterliegen der Ein- 
ziehung^), sowohl als alle die dem Eigentümer der Konter- 
bande gehörenden Waren, die sich an Bord desselben Schiffes 
befinden *). Die übrige neutrale Ladung ist freizugeben. Feind- 
liche Ladung an Bord eines neutralen, wegen Konterbande- 
führung aufgebrachten Schiffes unterliegt den Bestimmungen 
der Bekanntmachung vom 11. März 1915. 

Falls ein wegen Konterbande angehaltenes Schiff mit 
Eücksicht auf das Mengenverhältnis der Konterbande nicht 
der Einziehung unterliegt, kann dasselbe zur Fortsetzung der 
Fahrt ermächtigt werden, indem der Kapitän die Konter- 
bande dem Kaptor gegen Bescheinigung überliefert. Das 
nehmende Kriegsschiff ist befugt, die so überlieferte Konter- 
bande zu zerstören*). Über die so zerstörte Konterbande 
muß ein Prisengerichtsurteil ergehen. Ist der Kapitän be- 
rechtigt, sich auf seine Unkenntnis der Feindseligkeiten oder 
der auf seiner Ladung anwendbaren Konterbandeerklärung 
zu berufen, so können die Gegenstände der Konterbande nur 
gegen Entschädigung eingezogen werden. 

D. Ort und Zeit der Aufbringung. 

Laut den Bestimmungen der Londoner Deklaration *) kann 
ein Schiff, welches Gegenstände, die den Bestimmungen über 
absolute oder relative Konterbande unterliegen, führt, auf hoher 
See oder in den Gewässern der Kriegführenden während der 
ganzen Dauer seiner Eeise beschlagnahmt werden, selbst wenn 
es die Absicht hat, einen Zwischenhafen anzulaufen, bevor 
es die feindliche Bestimmung erreicht. Auf Grund einer 
früher ausgeführten oder bereits vollendeten Beförderung von 
Konterbande kann eine Beschlagnahme nicht bewirkt werden. 

^) Londoner Deklaration, Art. 43. Dieser Artikel bezieht sich nur 
auf nichtfeindliche Schiffe. The Leda, Supreme Court of Bermuda, 
20. November 1914. 

•) Londoner Deklaration, Art. 39. 

*) Londoner Deklaration, Art. 42; The Staadt Embden (1798), 
1 0. Rob. 20. 

^) Londoner Deklaration. Art. 44. 

») Art. 37, 88. 
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Laut der Order in Council vom 20. August 1914*) wurde 
bestimmt, daß in Fällen, wo das Schiff auf der Ausreise unter 
Benutzung falscher Schiffspapiere Konterbande dem Feinde 
zugeführt hatte, dasselbe aufgebracht werden konnte, falls es 
vor Beendigung seiner Heimreise abgefaßt wurde. Dieses 
entspricht auch der gemeinrechtlichen Auffassung und die 
alleinige Tatsache, daß zwischen der Aus- und Heimreise 
Zwischenreisen gemacht sind, entzieht es nicht der Auf- 
bringung ^). 

Die Bestimmung der Order in Council vom 20. August 
1914 ist abgeändert durch die Order in Council vom 29, Oktober 
1914^) dahingehend, daß Schiffe, aus deren Papieren ein 
neutraler Bestimmungsort hervorgeht und die nichtsdesto- 
weniger einen feindlichen Hafen anlaufen, der Aufbringung 
und Einziehung unterliegen, falls dieselben vor Ende der 
darauffolgenden Fahrt gekapert werden. 



1) Manual, S. 143. 

«) The Margaret (1810), 1 Acton, 333. 
) Anhang II. 
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VIL Neutralitätswidrige ünterstützimg. 

Im allgemeinen kann jede Zuführung von Konterbande 
und jeder Blockadebruch als eine neutralitätswidrige Handlung 
seitens des neutralen Kauffahrteischiffes angesehen werden. 
Die hier zu besprechenden Fälle der neutralitätswidrigen Unter- 
stützung beziehen sich jedoch auf solche Handlungen, wo ein 
neutrales Schiff in erhöhtem Maße die Widerstandskraft des 
feindlichen Staates stärkt. Durch solche neutralitätswidrige 
Handlung gerät das neutrale Schiff im allgemeinen entweder 
in die Rechtsstellung eines neutralen Schiffes, welches wegen 
Konterbandeführung der Einziehung unterworfen ist, oder in 
die Lage eines feindlichen Schiffes. In beiden Fällen unter- 
liegt das Schiff der Einziehung, doch sind die Folgen für 
die auf dem Schiffe befindlichen Güter verschieden. In dem 
leichteren Fall, unter Artikel 45 der Londoner Deklaration, 
hat das Schiff im allgemeinen die Eechte eines neutralen 
Schiffes und kann folglich nicht zerstört werden, ausgenommen 
in solchem Fall, wo die Zerstörung einer neutralen Prise 
gerechtfertigt werden kann. Auch gilt dasselbe als ein 
neutrales Schiff unter Artikel 2 der Pariser Deklaration und 
deckt seine neutrale Flagge die an Bord befindlichen feind- 
lichen Ladungen. 

In dem schwereren Fall, unter Artikel 46 der Londoner 
Deklaration, stehen dem Schiff keine Privilegien als neutrales 
Schiff zu. Dasselbe kann folglich zerstört werden unter den- 
selben Umständen, wie andere feindliche Kauffahrteischiffe. 
Die an Bord befindliche Ladung ist vermutlich eine feindliche 
und kommt Artikel 3 der Pariser Deklaration in Anwendung. 
Neutrale Güter sind frei, während feindliche Ladungen der 
Einziehung unterliegen. 

Die Londoner Deklaration, Artikel 45, bestimmt: Ein 
neutrales Schiff wird eingezogen und unterliegt überhaupt der 
Behandlung, die ein neutrales, der Einziehung wegen Kriegs- 
konterbande unterworfenes Schiff erfahren würde: 1. falls es 
die Beise eigens zum Zwecke der Beförderung einzelner in 
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die feindliche Streitmacht eingereihter Personen oder zur 
Nachrichtenbeförderung im Interesse des Feindes ausführt; 
2. falls es mit Wissen des Eigentümers, des Charterers oder 
des Kapitäns eine geschlossene feindliche Tmppenabteilung 
oder f ine oder mehrere Personen, die während der Fahrt die 
Operationen des Feindes unmittelbar unterstützen, an Bord 
hat. In den unter den vorstehenden Nummern bezeichneten 
Fällen unterliegen die dem Eigentümer des Schiffes gehörenden 
Waren gleichfalls der Einziehung. Die Bestimmungen dieses 
Artikels finden keine Anwendung, wenn das Schiff zu der 
Zeit, wo es auf See betroffen wird, von den Feindseligkeiten 
keine Kenntnis hat oder wenn der Kapitän von dem Beginne 
der Feindseligkeiten Kenntnis erlangt hat, die beförderten 
Personen aber noch nicht hat ausschiffen können. Daß das 
Schiff den Kriegszustand kennt, wird angenommen, wenn es 
einen feindlichen Hafen nach Beginn der Feindseligkeiten 
oder einen neutralen Hafen nach Ablauf angemessener Zeit 
seit Bekanntgabe des Beginns der Feindseligkeiten an die 
diesen Hafen innehabende Macht verlassen hat. 

In Sachen „Orozembo" ^) wurde zwar entschieden, daß es 
ohne Belang sei, ob dem Kapitän die für den Feind wichtige 
Eigenschaft der an Bord befindlichen Personen bekannt war. 
Es genügt, daß das Schiff eigens für den Transport dieser 
Personen gedungen war. Wo die Personen jedoch auf eigene 
Bechnung als Passagiere fahren, unterliegt das Schiff nicht der 
Einziehung*). Die Londoner Deklaration enthält keine all- 
gemeinen Bestimmungen bezüglich der Nachnchtenbef örderung 
im Interesse des Feindes. Sie behandelt nur die Fälle, wo 
die Beise eigens zum Zweck solcher Beförderung unternommen 
ist. Auch beschränkt sich dieselbe auf Beisen, die zum Zweck 
der Beförderung einzelner in die feindliche Streitmacht ein- 
zureihender Personen gemacht werden, erstreckt sich aber 
nicht ausdrücklich auf die Beförderung anderer in Begierungs- 
diensten stehender Personen*). 

Artikel 46 der Londoner Deklaration enthält folgende 
Bestimmungen: Ein neutrales Schiff wird eingezogen und 



1) (1807), 6 C. flob. 489. 

«) The lUpid (1810), Bdw. 328. 

^ Entgegen der Ansicht von Schramm (Priitnrecht, S. 608) be- 
hauptet Wehberg (Seekriegsrecht, S. 138), daß die Beförderung diplo- 
matischer Agenten unter Umständan als Eonterbandeführung angesehen 
und dem Art. 46 der Londoner DakUration untersteUt werden kann. 

Haberioh, Dm engUiche Prisenrecht. 8 
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unterliegt überhaupt der Behandlung, die es als feindliches 
Kauffahrteischiff erfahren würde: 1. falls es sich unmittelbar 
an den Feindseligkeiten beteiligt; 2. falls es sich unter dem 
Befehl oder unter der Aufsicht eines von der feindlichen 
Regierung an Bord gesetzten Agenten befindet; 3. falls es von 
der feindlichen Eegierung gechartert ist; 4. falls es derzeit 
ausschließlich zur Beförderung feindlicher Truppen oder zur 
Nachrichtenbeförderung im Interesse des Feindes bestimmt 
ist. In den in diesem Artikel bezeichneten Fällen unterliegen 
die dem Eigentümer des Schiffes gehörenden Waren gleichfalls 
der Einziehung. 

In der Angelegenheit „Thor" ^) verließ der Dampfer, der 
die amerikanische Flagge führte und seitens der Inter- American 
Steamship Line gechartert war, den Hafen von Newport News 
mit einer Ladung Kohlen und Proviant. Von seinen Charterers 
war das Schiff weiter verchartert an die Hamburg-Amerika- 
Linie und verließ dasselbe den Hafen unter einem Supercargo, 
einem Eeservedeckofflzier der deutschen Marine. Der angeb- 
liche Bestimmungsort des Schiffes war Fray Bentos, doch 
hielt sich das Schiff vom 9. bis zum 26. August 1914 in der 
Nähe von Planas Gays auf. Als der Dampfer aufgebracht 
wurde, war derselbe 350 Meilen außer Kurs und 36 Tage 
auf See. Seine verschiedenen Stellungen hatte er genommen 
unter Order des Supercargo». Da die „Thor" ihren Hafen 
verlassen hatte vor Ausbruch des Krieges, war das Schiff 
befreit von Einziehung wegen Führung von Konterbande, doch 
wurde dasselbe kondemniert unter dem Artikel 46 §§ 2 und 3 
der Londoner Deklaration. 

Eine ähnliche Frage liegt vor in dem vor dem Supreme 
Court von Hongkong schwebenden Prozeß in Sachen des 
Dampfers „Hanametal" *^). In Sachen „Spreewald" ") war der 
Grund der Kondemnierung nicht allein die feiDdliche Eigen- 
schaft des aufgebrachten Schiffes, sondern auch die Tatsache, 
daß dasselbe direkt zur Unterstützung des Feindes durch 
Zuführung von Kohlen und Proviant gedient hatte*). In 
Sachen ;;Zambesi" *) war das Schiff durch die Deutsche 



1) Royal Court of St. Lucia, 80. Oktober 1914. 
*) Supreme Court of Hongkong, 24. November 1914. 
^ Eoyal Court of St. Lucia, 80. Oktober 1914. 
^) Unter solchen Umständen können die Offiziere und Mannschaften 
eventuell als Kriegsgefangene betrachtet werden. 

*) Supreme Court of New South Wales, 22. Dezember 1914. 
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Regierung gechartert und erfolgte eine Kondemnierung auf 
Grund des Artikels 46 § 3 der Londoner Deklaration. 

Wo neutralen Schiffen ein Handelsverkehr (z. B. Küsten- 
schiffahrt oder der Verkehr zwischen dem Mutterlande und 
den Kolonien des Feindes) nach Ausbruch des Krieges eröffnet 
wird, unterliegen die an solchem Handel beteiligten neutralen 
Schiffe der Einziehung ^). Auch die Annahme einer besonderen 
Handelsermächtigung (licence to trade) seitens des Feindes 
unterstellt ein neutrales Schiff den Bestimmungen, welche für 
feindüche Schiffe gelten % 

Bezüglich der an Bord neutraler Schiffe betroffenen 
Personen, die in die feindliche Streitmacht eingereiht sind, 
bestimmt die Londoner Deklaration "), daß dieselben zu Kriegs- 
gefangenen gemacht werden können, selbst wenn das Schiff 
der Beschlagnahme nicht unterliegt. Da Personen und nicht 
Sachen in Betracht kommen, entzieht sich die Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit etwaiger, unter diesem Paragraphen unter- 
nommener Handlungen der Prisen gerichtsbarkeit. Die Frage 
kann nur auf diplomatischem Wege erledigt werden. 

1) The Anna Catharina (1802), 4 C. Bob. 118; The Spanish Register 
Ships (1744), 5 C. ßob. 168. 

•) The Julia (1814), 8 Cranch (United States), 181. 

^ Art. 47. Bezüglich dieser viel umstrittenen Frage dürften die 
folgenden Äußerungen des bekannten englischen Juristen, Dr. T. Baty, 
in seinem soeben erschienenen Werk „War: Its Conducfc and Legal 
Besults^ (London 1915) S. 391, von Interesse sein: „We should add, 
with the strongest reprobation, that by art. 47 of the Declaration of 
London, a member of the belligerent armed forces may be forcibly taken 
from on board a neutral merchant ship. Since the foreign captor can not 
be contradicted, this opens up the way to the most violent abuses, and 
is in conflict with all that has been maintained by America and Great 
Britain in the controversies regarding impressmenfc and the „Trent*' re- 
spectively. There is little doubt, as Dr. T. A. Walker says, that Britain 
was wrong in 1807 and rjght in 1862. The inviolability of the neutral 
flag, except under due sentence of a prize court, can not be too firmly 
maintained. It is here set at nought in a qnite anachronistic fashion." 
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Unter Blockade^) ist zu verstehen, eine als Kriegsmaß- 
nahme durch die Kriegsschiffe einer der kriegführenden Mächte 
ausgeführte Absperrung genau bestimmter feindlicher oder 
vom Feinde besetzter Häfen oder Küstenstriche, zwpcks Ver- 
hinderung des Ein- und Auslaufens von Schiffen, und der 
Unterbindung des Verkehrs. 

In der Angelegenheit „Vrouw Judith'* *) sagt Lord Stowell : 
„Eine Blockade ist eine Art Umzingelung eines Platzes, durch 
welche alle fremde Verbindung und Verkehr, soweit es 
in menschlichen Kräften steht, vollständig abgeschnitten ist. 
Sie bezweckt die Unterbindung des ganzen Handels eines 
Platzes, und folglich darf ein Neutraler weder^ den Export- 
noch den Importhandel unterstützen. Das Äußerste, das 
einem neutralen Schiffe erlaubt werden kann, ist, daß falls 
es bereits eine Ladung an Bord genommen hat vor Beginn 
der Blockade, es die Erlaubnis erhält, mit derselben aus- 
zufahren. Aber es muß als eine in diesem Gerichte ange- 
wandte Kegel anerkannt werden, daß ein ausfahrendes neu- 
trales Schiff nur eine solche Ladung mitnehmen darf, die 
bona fide vor Anfang der Blockade gekauft und abgeliefert 
ist. Falls es nach, diesem Zeitpunkt eine Ladung an Bord 
nimmt, ist es eine betrügerische Handlung und Blockade- 
verletzung ^)." 

Als Kriegsmaßnahme unterscheidet sich diese Art Blockade 
von der sogenannten „friedlichen Blockade", die sich nach 
neueren Lehren nur gegen die Schiffe des blockierten Staates 
richtet und nur eine Detention der Schiffe, die dieselbe nicht 



^) Am 1. November 1914 erließ die Britische Keg^erang; eine Be- 
itimmuDg, daß feindliche Keservisten an Bord neutraler Schiffe als Kriegs- 
gefangene zu behandeln seien. Manual (Supplement), S. 122. 

•) (1799), 1 C. Rob. 160. 

») Vgl. The Rolla (1807), 6 0. Rob. 864. 
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beachten, herbeiführt. Die Blockade richtet sich nicht allein 
gegen neutrale, sondern auch gegen feindliche Schiffe'). 

Eine Blockade wird ausgeführt durch Kriegsschiffe der 
blockierenden Macht. Andere Maßnahmen, zwecks Absperrung 
der Küstenstriche des Feindes, oder Hemmung des Verkehrs, 
insbesondere durch das Legen von Minen, Vei'senken von 
Schiffen, Erklärung von bestimmten Gewässern als Kriegs- 
gebiet, wie z. B. die deutsche Erklärung vom 4. Februar 
1915 ^), oder durch Androhung von Strafen für das An- 
oder Auslaufen feindlicher Häfen oder für die Verschiffung 
von feindlichem Gut, wie z. B. die französisch-englische 
Erklärung vom 1. März 1915*), sind rechtlich keine Blockade. 
Auch die Schließung eigener Häfen ist keine Blockade. 
Eine Blockade endet, sobald die blockierten Gebiete in den 
Besitz der blockierenden Macht übergehen oder zurück- 
erobert werden. 

Zweck der Blockade ist die Unterbindung des Verkehrs, 
insbesondere des Schiffsverkehrs. Vornehmlich ist die Blockade 
gerichtet auf Unterbindung des Güterverkehrs, doch erstreckt 
sie sich tatsächlich auf andere Arten des Verkehrs und kann 
auch zugleich die Belagerung einer Seefestung bezwecken. 

Die Blockade muß den verschiedenen Flaggen gegenüber 
unparteiisch gehandhabt werden *). Gewissen Flaggen, selbst 
der eigenen**) Flagge, darf keine Begünstigung im Wege 
der freien Durchfahrt gewährt werden. Der Befehlshaber 
der blockierenden Macht kann jedoch nach freiem Ermessen 
den Kriegsschiffen neutraler Mächte die Erlaubnis erteilen, 
den blockierten Hafen anzulaufen und ihn später wieder zu 
verlassen •). Auch in Fällen von Seenot, die seitens der Be- 
fehlsstelle der blockierenden Macht festgestellt sind, kann 
einem neutralen Schiff das Anlaufen des blockierten Hafens 
sowie das spätere Auslaufen desselben erlaubt werden, jedoch 



^) Z. B. solche feindlichen Schiffe, die nicht als Prisen gelten 
(Ktistenßschereifahrzeage). Schiffen unter britischer Flagge ist jeglicher 
Verkehr mit dem Feindesland verboten durch die Trading with the 
Enemy Proclamation No. 2, vom 9. September 1914. Manual, S. 378. 

*) Deutscher Reichsanzeiger 1915, No. 29. 

*) Dieses wurde auch hervorgehoben durch Premier Asquith in seiner 
Rede vom 1. März 1915 in dem House of Oommons. Times, 2. März 1915. 

^) Londoner Deklaration, Art. 5. 

*) The Franciska (1855), 10 Moo. P. C. 87; The Success (1812), 
1 Dods, 181; The Rolla (1807), 6 C. Rob. 364. 

*) Londoner Deklaration, Art, 6, 
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darf dasselbe daselbst keine Ladung löschen, noch ein- 
nehmen '). 

Die Blockade ist eine Absperrung feindlicher oder vom 
Feinde besetzter Häfen und Küsten. Der Zugang neutraler 
Häfen und Küsten darf nicht versperrt werden*). 

Die Kegel, daß eine Blockade über neutrales Gebiet 
nicht verhängt werden kann, findet in ihrer praktischen An- 
wendung gewisse Schwierigkeiten, so z. B. wo ein schiffbarer 
Fluß feindliches als auch neutrales Gebiet betührt. Eine 
Frage dieser Art würde sich unter den gegenwärtigen Um- 
ständen bezüglich der Scheide ergeben. Durch die englischen 
Gerichte ist entschieden, daß eine Blockade Hollands sich 
nicht erstrecken konnte auf Schiffe, deren Bestimmungsort 
Antwerpen war*). Während des amerikanischen Bürger- 
krieges entschieden die amerikanischen Gerichte, daß, obgleich 
eine Blockade über die Häfen der Konföderierten Staaten 
verhängt war und folglich auch über die diesen Staaten ge- 
hörenden Häfen an dem Rio Grande, der Verkehr mit Mata- 
moros an der mexikanischen Seite des Rio Grande nicht 
gesperrt werden konnte. Die Gerichte entschieden hier, 
daß Schiffe mit neutraler Bestimmung an der mexikanischen 
Seite des Flusses fahren mußten*). 



A. Prinzip der Effektivität. 

Entsprechend der Pariser Deklaration von 1856 '^) muß 
die Blockade, um rechtlich bindend zu sein, tatsächlich wirksam 
sein, d. h. durch eine Streitmacht aufrechterhalten werden, 
welche hinreicht, um den Zugang zur feindlichen Küste in 
Wirklichkeit zu verhindern®). Die Frage, ob die Blockade 
wirklich wirksam ist, bildet eine Tatfrage'). Die Zahl der 
zur Blockade verwandten Schiffe ist nur bedingt durch die 
nötige Durchführung des Prinzips der Effektivität. In der 
Angelegenheit „Franciska*' *) wurde entschieden, daß Riga 



^) LoDdoner DeklaratioD, Art. 7. 

*) Londoner Deklaration, Art. 18. 

•) The Frau Elsabe (1803), 4 C. Eob. 408. 

«) The Peterhoff (1866), 5 Wallace (United States), 28. 

») Art. 4. 

*) Londoner Deklaration, Art. 2. 

^ Londoner Deklaration, Art. 3. 

•) (1855), Spinks, 115. 
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effektiv blockiert war durch ein einziges Schiff in dem Lyser 
Ort, 120 Meilen von der Stadt selbst, wo die Fahrrinne eine 
Weite von drei Meilen hatte und diese die einzige Möglichkeit 
der Einfahrt zum Golf bildete. Auch während des russisch- 
japanischen Krieges wurde eine durch ein einziges Schiff aus- 
geführte Blockade als genügend erachtet. 

Der blockierte Ort muß „bewacht werden durch eine 
Macht, die genügend ist, um die Ausfahrt und Einfahrt ge- 
fährlich zu machen, mit anderen Worten, . . . muß sie genügend 
sein, um die Aufbringung von Schiffen, die den Versuch 
machen, hineinzufahren oder herauszufahren, wahrscheinlich 
zu machen" ^). 

Die Größe der Entfernung der blockierenden Schiffe von 
dem blockierten Hafen ist ohne Belang. 

Die zeitweise Abwesenheit des blockierenden Geschwaders 
infolge schlechten Wetters genügt nicht, um die Blockade 
als aufgehoben zu betrachten^). In der Angelegenheit 
„Hoffnung" ') sagte Lord Stowell: „Falls ein Geschwader 
durch die Unbilden des Wetters vertrieben wird, ... ist 
kein Grund vorhanden anzunehmen, daß durch diesen Umstand 
eine Änderung des Blockadesystems herbeigeführt werden 
sollte, da man nicht erwarten kann, daß eine Blockade, die 
sich über mehrere Monate erstreckt, nicht vorübergehend 
solche Unterbrechung erleidet. Wenn jedoch ein Geschwader 
vertrieben wird durch Übermacht, tritt eine Neugestaltung 
der Ereignisse ein, die eventuell eine anderweitige Disposition 
des Blockadegeschwaders bedingt und welche folglich die 
Vermutung der gewöhnlichen Handelsfreiheit wieder auf- 
kommen läßt." Dasselbe gilt, wo die Schiffe für andere 
Zwecke verwandt werden. 

In der amerikanischen Entscheidung in Sachen „Cir- 
cassian" *) wurde das Urteil gefällt, daß eine effektive Blockade 
teilweise durch Schiffe, teilweise durch Landbatterien aus- 
geübt werden kann. 



1) The Franciska (1855), Spinks, 115; The Frederick MoUce (1798), 
1 C. Rob. 86. 

*) Londoner Deklaration, Art. 4; The Franciska (1855), Spinks, 116; 
The Frederick MoUce (1798), 1 C. Rob. 86; The Columbia (1799), 
1 0. Rob. 154. 

*) (1805), 6 0. Rob. 112. 

*) (1864), 2 Wallftce (United States), 135. 
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B. Erklärung und Notifikation. 

Zur Rechtsgttltigkeit einer Blockade gehört nicht allein 
die Durchführung des Prinzips der Effektivität, sondern die 
Blockade muß auch in bestimmter Form erklärt und noti- 
fiziert sein^). 

Als Beispiel einer Blockadeerklärung während des jetzigen 
Krieges dürfte die in Anhang IV wiedergegebene Blockade- 
verhängung vom 23. Februar 1915 über Deutsch-Ostafrika 
dienen. 

Die Blockadeerklärung ist der Akt der zuständigen 
Stelle, d. h. der Regierung oder des Geschwaderchefs, der 
erklärt, daß eine Blockade unter bestimmten Bedingungen 
verhängt worden ist, oder demnächst verhängt wird. Die 
Notifikation besteht darin, daß die Blockadeerklärung zur 
Kenntnis neutraler Staaten oder gewisser Behörden gelangt. 

Die Blockadeerklärung muß folgendes bestimmen: 1. den 
Tag des Beginns der Blockade; 2. die geographischen Grenzen 
derselben; 3. die den neutralen Schiffen zum Auslaufen ge- 
währte Frist ^). Den neutralen Schiffen muß eine angemessene 
Zeit zum Auslaufen gewährt werden. Dieses beiaieht sich 
jedoch nur auf neutrale Schiffe, die vor der Errichtung der 
Blockade in den betreffenden Hafen eingelaufen waren, nicht 
auf Blockadebrecher. 

Die Blockadeerklärung bezüglich Deutsch - Ostafiika 
setzt den Beginn der Blockade auf 12 Uhr der Nacht vom 
28. Februar auf den 1. März 1915 fest, erstreckt die Blockade 
über die ganze Küste inklusive der Inseln vom südlichen 
Breitengrad 4" 41' bis zum südlichen Breitengrad 10® 40' 
und gewährt neutralen Schiffen eine Frist zum Auslaufen 
von vier Tagen. Die Blockadeerklärung wurde von der 
Regierung selbst erlassen. 

Falls die Blockadeerklärung nicht den Beginn der 
Blockade und die geographische Ausdehnung derselben 
bestimmt, ist dieselbe nichtig*). Von dem angekündigten 
Zeitpunkt und innerhalb der angegebenen Gebiete muß die 
Blockade effektiv sein*). 



^) Londoner Deklaration, Art. 8. 
*) Londoner Deklaration, Art. 9. 
') Londoner Deklaration, Art. 10. 

*) The Franciska (1855), 10 Moo. P; C. 87; Th» Henarick aq^ 
Uaria (1799), 1 C. Rob. 146. 



C. Blockadebruch und seine Beohtsfolgen. 89 

Die Blockadeerklärung wird bekannt gegeben an die 
neutralen Mächte durch die blockierende Macht, und zwar 
an die Begierungen selbst oder an die bei der Blockade 
verhängenden Macht akkreditierten Vertreter und die zu- 
ständigen Behörden der blockierten Gebiete durch den Befehls- 
haber des Blockadegeschwaders. Den örtlichen Behörden 
obliegt die Pflicht, den fremden Konsuln in den blockierten 
Häfen hiervon Mitteilung zu machen*). 

Nach der älteren englischen Anschauung wurde gegenüber 
den in den blockierten Häfen befindlichen neutralen Schiffen 
angenommen, daß dieselben Kenntnis von dem Bestehen der 
Blockade hätten, wenn die Blockade eine Zeitlang de facto 
bestanden hatte*). Diese Lehre ist durch die Annahme der 
Londoner Deklaration als obsolet aufzufassen. 

Wo die Blockade aufgehoben und sodann wieder auf- 
genommen oder über den ursprünglichen Umfang hinaus 
ausgedehnt wird, ist eine neue Erklärung und Notifikation 
erforderlich •). Wo es sich jedoch um die Ausdehnung einer 
bereits bestehenden Blockade handelt, genügt eine neue 
Erklärung und Notifikation des neuen Gebietes. 

Die freiwillige Aufhebung oder Einschränkung der Blok- 
kade muß bekanntgegeben werden ^. 



C, Blockadebruch und seine Rechtsfolgen. 

Ein SchifE, welches sich des Blockadebruchs schuldig 
macht, unterliegt der Einziehung. Auch die Ladung wird 
eingezogen, falls nicht nachgewiesen wird, daß der Eigner 
derselben zur Zeit der Verladung die Absicht des Blockade- 
bruchs weder tatsächlich gekannt hat, noch kennen konnte *). 
Es wird vermutet, daß das Schiff den Versuch machte im 
Interesse des Eigners der Ladung, die Blockade zu brechen 
und daß derselbe das rechtswidrige Vorhaben des Schiffes 
kannte und billigte*). 



«) Londoner Deklaration, Art. 11 ; The Neptnnus (1799), 2 C. Bob. 110. 

») The Vrouw Judith (1799), 1 C. Rob. 150. 

*) Londoner Deklaration, Art. 12. 

^ Londoner Deklaration, Art. 13. 

') Londoner Deklaration, Art. 21. 

•) The Alexander (1801), 4 G. Rob. 93; The Adonis (1804), 
5 G. Rob. 256; The Exchange (1808), Edw, 39; The Panaghia fUiomb» 
(1858), 12 Moo. P. C. 168, 
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Ein neutrales Schiff unterliegt der Einziehung nur, wo 
dasselbe in wirklicher oder vermuteter Kenntnis der Blockade 
ist ^). Kenntnis der Blockade wird vermutet, wenn das Schiff 
einen neutralen Hafen verlassen hat, nach Ablauf einer an- 
gemessenen Zeit^) seit Notifikation der Blockade an die 
diesen Hafen innehabende Macht. Die Vermutung ist jedoch 
nicht unwiderlegbar und kann das beschuldigte Schiff den 
Gegenbeweis führen"). Neutralen, einen blockierten Hafen 
auslaufenden Schiffen muß freie Durchfahrt gestattet werden, 
wo der Befehlshaber des Blockadegeschwaders den zuständigen 
örtlichen Behörden die Blockadeerklärung nicht bekannt- 
gegeben oder in der Erklärung keine Frist bestimmt hatte *). 
Hat derselbe jedoch sein Bestmöglichstes versucht, die lokalen 
Behörden in Kenntnis von der Blockade zu setzen und ist 
ihm dieses nicht gelungen durch Mangel an gutem Willen 
der betreffenden feindlichen Behörden, welche die diesbezüg- 
lichen Mitteilungen nicht angenommen haben, so kann dem 
auslaufenden neutralen Schiff die Durchfahrt verweigert und 
dasselbe nach dem blockierten Hafen zurückgewiesen werden. 

Hat ein Schiff, welches sich dem blockierten Hafen 
nähert, keine tatsächliche oder vermutete Kenntnis von dem 
Bestehen der Blockade, so muß die Notifikation an das Schiff 
selbst durch einen Offizier eines der Schiffe des Blockade- 
geschwaders erfolgen. Die Notifikation muß in das Schiffs- 
tagebuch eingetragen werden unter genauer Angabe der Zeit 
der Notifikation, sowie der derzeitigen geographischen Lage 
des Schiffes '^). 

Die Beschlagnahme neutraler Schiffe wegen Blockade- 
bruchs darf nur innerhalb des Aktionsbereichs der Kriegs- 
schiffe erfolgen, die beauftragt sind, die Effektivität der 
Blockade sicherzustellen®). Durch Annahme dieser Kegel der 



») Londoner Deklaration, Art. 14; The Betsey (1798), 1 C. Rob. 93. 
Wo einem Schiff seitens eines Kriegsschiffes des Blockadegeschwaders 
irrtümlich mitgeteilt ist, daß die Blockade aufgehoben ist, so ist das 
betreffende Schiff berechtigt zu einer besonderen Notifikation der Blockade 
seitens eines der Kriegsschiffe des Blockadegeschwaders. The Neptunus 
(1799), 2 0. Kob. 110. 

*) Eine Woche kann unter Umständen nicht eine angemessene Zeit 
sein. The Jonge PetroneUa (1799), 2 C. Rob. 131. 

') Londoner Deklaration, Art. 15. 

*) Londoner Deklaration, Art. 16. 

^) Londoner Deklaration, Art. 16. 

*) Londoner Deklaration, Art. 17. 
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Londoner Deklaration hat die Britische Regierung die in den 
älteren Entscheidungen dargelegten Eechtsanschauungen auf- 
gegeben. Gemäß den älteren englischen Entscheidungen machte 
sich ein Schiff des Blockadebruchs schuldig, von dem Augen- 
blick an, in welchem deutlich die Absicht, die Blockade zu 
brechen, zu Tage trat, ungeachtet der Entfernung von dem 
blockierten Hafen. Rechtlich wurde das Delikt des Blockade- 
bruchs als vollendet betrachtet von dem Augenblick an, wo 
das Schiff seine Reise nach dem blockierten Hafen antrat^). 
In der Praxis jedoch sind Schiffe wegen Blockadebruchs kon- 
demniert, nur wo dieselben zur Zeit der Aufbringung in un- 
mittelbarer Nähe des blockierten Hafens waren. 

Die Bestimmung des Aktionsbereichs bietet unter Um- 
ständen Schwierigkeiten. Die Vorschläge, welche seitens 
einiger Regierungen auf der Londoner Konferenz gemacht 
wurden, den Aktionsbereich fest zu begrenzen, wurden nicht 
angenommen. Da der Begriff für das englische Recht ein 
neuer ist, bestehen keine Präzedenzfälle. Der Generalbericht 
des Redaktionsausschusses der Londoner Konferenz hat den 
in der französischen Denkschrift aufgestellten Begriff des 
Aktionsbereiches als offizielle Erläuterung angenommen *). 
Derselbe lautet wie folgt: „Wenn eine Regierung beschließt, 
zur Maßnahme einer Blockade gegen irgend einen Teil der 
feindlichen Küste zu schreiten, so bestimmt sie eine gewisse 
Anzahl von Kriegsschiffen, die an der Blockade teilnehmen 
sollen und betraut mit ihrem Kommando einen Offizier, der 
die Aufgabe hat, mittels dieser Schiffe die tatsächliche Wirk- 
samkeit der Blockade sicherzustellen. Der Befehlshaber der 
so gebildeten Seestreitmacht verteilt die ihm zur Verfügung 
gestellten Schiffe je nach der Gestaltung der Küste und der 
geographischen Lage der blockierten Orte und gibt einem 
jeden von ihnen Anweisungen über die Aufgabe, die es zu 
erfüllen hat, und insbesondere über den Kreis, der seiner Über- 
wachung anvertraut, wird. Die Gesamtheit dieser Über- 
wachungskreise, die so angelegt sind, daß die Blockade tat- 
sächlich wirksam ist, bildet den Aktionsbereich der blockie- 
renden Seestreitmacht." 



1) The Neptonus (1799), 2 C. Rob. 110. 

^ Es iat zu beaclxten, daß, obgleich unter der Order in Council 
vom 20. August 1914 (Manual, S. 143) der Generalbericht als autoritative 
Auslegung der Londoner Deklaration, angenommen wurde, ein solcher 
Fasans sich in der Order in Council yom 29. Oktober 1914 nicht befindet. 
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Ein Schiff, welches unter Blockadebruch den blockierten 
Hafen verlassen oder anzulaufen versucht hat, unterliegt der 
Aufbringung, solange es durch ein Schiff des Blockade- 
geschwaders verfolgt wird. Falls die Verfolgung aufgegeben 
oder die Blockade aufgehoben ist, hört das Recht der Be- 
schlagnahme auf *). Die Verfolgung muß seitens eines Schiffes 
des Blockadegeschwaders geschehen. Aufbringung seitens 
eines anderen Kriegsschiffes des Nehmestaates genügt nicht. 
Läuft das Schiff einen neutralen Hafen an, so kann es nicht- 
destoweniger beschlagnahmt werden, falls nicht inzwischen 
die Verfolgung aufgegeben oder die Blockade aufgehoben ist*). 

Schiffe, die sich im Hafen befinden und denselben durch 
Blockadebruch anliefen, unterliegen der Beschlagnahme. 

Befindet sich das Schiff auf der Fahrt nach einem nicht 
blockierten Hafen, so unterliegt es nicht der Aufbringung 
wegen Blockadebruchs, ungeachtet eines späteren Bestimmungs- 
ortes des Schiffes oder der Ladung*). Durch die Annahme 
dieser Regel ist die Lehre der einheitlichen Reise, wie die- 
selbe insbesondere durch die amerikanischen Gerichte ange- 
wandt wui'de, beseitigt*). 

D. Beendigang der Blockade. 

Neben der erwähnten freiwilligen Aufhebung kommen 
als Beendigungsgründe einer Blockade in Betracht: 

1. Eine erzwungene Aufhebung. In der Angelegenheit 
„Hoffnung" *) sagte Lord Stowell: „In einem solchen Fall 
ist der Neutrale nicht verpflichtet, vorauszusehen oder anzu- 
nehmen, daß die Blockade wieder aufgenommen wird und 
deshalb, falls sie erneuert wird, muß de novo verfahren werden, 



*) Loadouer Deklaration, Art. 20. 

•) Vgl. The Welvaart van Pillaw (1799), 2 0. Rob. 128; The General 
Hamilton (1805), 6 0. Rob. 61. 

') Londoner Deklaration, Art. 19. 

^) Die weitgehendste Anwendung der Lehre der einheitlichen Reise 
war in der amerikanischen Entscheidung, The Springbok (1866), 5 Wallace 
(United States) 1, woselbst entschieden wurde, daß ein mit Konterbande 
beladenes Schiff, welches nach dem neutralen Hafen Nassau bestimmt 
war, vor Ankunft in diesem Hafen aufgebracht und die Ladung beschlag- 
nahmt werden konnte auf Grund, daß die Ladung in Nassau umzuladen 
sei und nach einem blockierten Hafen gebracht werden sollte. Vgl. auch 
The Peterhoff (1866), 5 Wallace (United States), 28. 

») (1806), 6 0. Rob. 118. 
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ohne Berücksichtigung des in dieser Weise beendeten früheren 
Tatbestandes." Eine neue Erklärung und Notifikation ist 
auch unter der Londoner Deklaration bedingt. 

2. Die Besetzung der blockierten Gebiete durch den 
Blockadestaat ^). In der Angelegenheit „Thirty Hogsheads of 
Sugar V. Boyle"*) wurde in diesem Sinne entschieden. In 
einer späteren Entscheidung*) jedoch sagte Oberrichter Chase: 
„Die Okkupierung der Hafenstadt durch die Blockademacht 
beendet nicht die bestehende Blockade, wo die Stadt selbst 
feindlich gesinnt und der Feind in der Nähe und wo die 
Okkupierung eine beschränkte, neue und den Zufälligkeiten 
des Krieges unterworfene ist." Die Mixed Commission on 
British and American Claims erkannte für den unter dieser Ent- 
scheidung betroffenen Schiffseigner auf Schadenersatz^), und 
entspricht diese Ansicht der Mixed Commission der bestehen- 
den englischen**). 

3. Der Friedensschluß. Die Blockade ist eine Kriegs- 
maßnahme und hört als solche mit dem Frieden auf. Ein 
Waffenstillstand bewirkt jedoch nicht ohne weiteres eine Be- 
endigung der Blockade. 



^) Siehe Instruktionen an die Britische Abordnung cur Londoner 
Konferenz. 

*) (1816), 9 Graneh (United States), 195. 

•) The Circassian (1864), 2 WaUace (United States), 185. 

^) Parliamentary Papers, North America, No. 2, 1874, S. 124. 

*) Über die Bechtsstellang okkupierter Gebiete im allgemeinen liehe 
oben. Die Frage der deutschen Okkupierang Belgiens wurde erörtert in 
Mitsui & Co. Ltd., y. Mumford, Court oi Appeal, 21. Dezember 1914. 
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IX. Anhaltung, Durchsuclimig und Auf- 
bringung. 

Alle neutralen Kauffahrteischiffe unterliegen der An- 
haltung und Durchsuchung auf hoher See, als auch inner- 
halb der Hoheitsgewässer der Kriegführenden. „Das Recht 
der Anhaltung und Durchsuchung von Kauffahrteischiffen auf 
hoher See", sagt Lord Stowell*), „ungeachtet der Art der 
Schiffe, der Ladung oder des Bestimmungsorts, ist ein un- 
bedingtes Recht der hierzu autorisierten Kreuzer eines krieg- 
führenden Staates. Ich sage, daß die Art der Schiffe, der 
Ladung, als auch die Bestimmung ohne Belang sind, da, bis 
eine Anhaltung und Durchsuchung erfolgt ist, es nicht fest- 
steht, was die Schiffe, die Ladungen oder die Bestimmungs- 
orte sind, und sind gerade für diesen Zweck die Anhaltung 
und Durchsuchung notwendig. Diese« ist im Prinzip so klar, 
daß keiner, der die Rechtmäßigkeit der Aufbringung überhaupt 
zugibt, es beanstanden kann. Wenn es nicht freisteht, durch 
genügende Ermittelung festzustellen, ob das Eigentum recht- 
lich der Beschlagnahme unterliegt, ist es nicht möglich, zu 
beschlagnahmen." 

Die Formalitäten richten sich nach den jeweils bestehenden 
Marinereglements. Gewöhnlich bedingen dieselben, daß der 
Kreuzer seiae Kriegsflagge hißt und einen blinden Warnungs- 
schuß abgibt, aber diese Formalitäten sind völkerrechtlich 
nicht vorgeschrieben^. Die Reglements können bedingen, 
daß der Kapitän des Kauffahrteischiffs mit den Schiffspapieren 
sich an Bord des Kreuzers begibt '*). Die Aufbringung des 



1) The Maria (1799), 1 C. Bob. 840. Diese Entscheidung, insofern 
sie das Recht auf Durchsnchnng von Schiffen unter Geleit ausdehnt, iit 
durch die Annahme der Londoner Deklaration, Art. 61, 62, obsolet. 

*) The Marianna Flora (1826), 11 Wheaton (United States), 1. 

*) The Eleanor (1817), 3 Wheaton (United States), 845. 
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Schiffs erfolgt: 1. falls genügende Beweise vorliegen, daß das 
Schift oder die Ladung der Beschlagnahme unterliegen; 2. wo 
aus den vorhandenen Schiffspapieren die Eigenschaft des 
Schiffes oder der Ladung oder der Bestimmungsort nicht 
hervorgehen ; 3. wo das Schiff sich der Anhaltung und Durch- 
suchung widersetzt. 

Über Widerstand gegen die Untersuchung bestimmt die 
Londoner Deklaration wie folgt : Der gewaltsame Widerstand 
gegen die rechtmäßige Ausübung des Anhaltungs-, Durch- 
suchungs- oder Beschlagnahmerechts hat in allen Fällen die 
Einziehung des Schiffes zur Folge. Die Ladung unterliegt 
derselben Behandlung, welche die Ladung eines feindlichen 
Schiffes erfahren würde; die dem Kapitän oder dem Eigen- 
tümer des Schiffes gehörenden Waren werden als feindliche 
Waren angesehen. 

FeindHches Gut unterliegt dann der Einziehung, da das 
Schiff als feindliches gilt. Nach den älteren englischen Ent- 
scheidungen unterlag auch neutrales Gut an Bord eines neutralen 
Schiffes, das sich der Anhaltung und Durchsuchung wider- 
setzte, der Einziehung*). Diese ßechtsregel besteht nicht 
mehr*). Dahingegen ist neutrales Gut an Bord eines feind- 
lichen Kauffahrteischiffes, welches sich der Aufbringung wider- 
setzt, nicht einziehbar"), es sei denn, daß das feindliche 
Kauffahrteischiff ein bewaffnetes war*). Die Begründung 
des Unterschieds in der Rechtslage neutraler Güter an Bord 
feindlicher Kauffahrteischiffe, wo dieselben nicht bewaffnet 
und wo dieselben bewaffnet sind, lag darin, daß im letzteren 
Fall der Neutrale sein Eigentum an Bord eines Schiffes bringt, 
wo vorauszusehen ist, daß dasselbe sich dem Feind wider- 
setzen wird; „wo eine Person mit der feindlichen Macht zu- 
sammenwirkt und sich auf diese Macht für den Schutz ihres 
Eigentums beruft, ist sie pro hac vice ein Feind"*). Unter 
der Pariser Deklaration*) wird dieser Unterschied nicht 
gemacht. 



1) The Maria (1799), 1 C. Rob. 840. 

^ Pariser Deldaration, Art. 2. 

•) The Oatharina Elizabeth (1604), 6 0. Eob. 282. 

^) The Fanny (1814), 1 Dods. 443. Anders die amerikanischen 
Entscheidungen: The Nereide (1816), 9 Cranch (United States), 888; The 
Atalanta (1818), 8 Wheaton (United States), 409. 

») The Fanny (1814), 1 Dods. 443. 

*) Art. 2, 3; Londoner Deklaration Art. 63 (argaendo). 
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Der Gebrauch einer List (z. B. Gebrauch fremder 
Flaggen) ^) um der Anhaltung, Durchsuchung oder Aufbringung 
zu entgehen, gilt nicht als Widerstand. 

Der Zeitpunkt der Aufbringung ist die Zeit, wo tat- 
sächlich von dem Schiffe Besitz genommen wird oder die 
Übergabe in einer üblichen Weise, z. B. durch Niederholen 
der Flagge'), erfolgte. Es gentigt, daß das SchifE der Kon- 
trolle des Aufbringers untersteht. Nicht nötig ist es, daß 
dasselbe durch ein Besatzungskommando eingebracht wird'). 
Es genügt, daß das Schiff soweit gebracht wird, daß es in 
den Bereich der Hafenbefestigungen kommt und nach Einlauf 
durch die Zollbehörden beschlagnahmt wird*). 



1) Da der Merchant Shipping Act, 1894 (57 & 68 Yict. c. 60. § 69), 
den Gebrauch der britischen Flagge fremden Schiffen zur Entgehung der 
Anfbringang gestattet, darf angenommen werden, daß der Gebrauch dieser 
List, um Entgehung der Aufbringung seitens englischer Schiffe, keine 
Kechtsnachteile nach sich ziehen würde. 

•) The Rebeckah (1799), 1 0. Hob 227. 

•) The Edward and Mary (1801), 8 C. Rob 305. 

A) The Carl, London, 21. Dezember 19U. 



X, Behandlimg aufgebrachter Schiffe und 

beschlagnahmter Güter. 

Unter gewöhnlichen Umständen obliegt dem Kaptor die 
Pflicht, das aufgebrachte Schiff in einen britischen Hafen 
einzubringen. Die Einbringung sollte ohne unnötige Ver- 
zögerimg erfolgen, andernfalls steht eventuell berechtigten 
Personen ein Anspruch auf Schadenersatz zu*). Unter den 
älteren englischen Entscheidungen war es die Pflicht des 
Aufbringers, das Gerichtsverfahren sofort einzuleiten und das- 
selbe möglichst zu beschleunigen. Falls derselbe dieser Pflicht 
nicht nachkam, wurde er schadenersatzpflichtig •). Die Pflicht 
die gerichtlichen Schritte einzuleiten, obliegt jetzt den Be- 
hörden, in England dem King's Proctor oder anderen Beamten 
im Namen der Krone. Der Kaptor ist verpflichtet, an den 
Marshai das Schiff zu übergeben, zusammen mit einer eides- 
stattlichen Versicherung (affldavit) bezüglich der Schiffspapiere. 
Die diesbezüglichen Pflichten sind genau geregelt durch die 
Naval Prize Acts, 1864—1914, und den darunter erlassenen 
Bules of Court. 

Unter Umständen kann das Schiff auch in einen Hafen 
einer alliierten Macht') eingebracht werden. 

Wird die Beschlagnahme des Schiffes oder der Ware 
von dem Prisengericht nicht bestätigt oder wird dieselbe ohne 
gerichtliches Verfahren aufgehoben, so haben die Beteiligten 
Anspruch auf Schadenersatz, es sei denn, daß ausreichende 
Gründe für die Beschlagnahme des Schiffes oder der Ladung 
vorgelegen haben®). Wird das Schiff freigeben, so be- 



<») The Qeruimo (1857), 11 Moo. P. C. 88; The Peaoock (1802) 
4 G. Rob. 188. 

«) The Zaoheman (1804), 5 0. Rob. 152; The Gorier Maritimo 
(1799), l G. Rob. 289. 

^ Vgl. Abkommen vom 9. November 1914 zwischen Großbritannien 
und Frankreich, abgedruckt in Anhang HE. 

^ Londoner Deklaration, Art 64. 

Hnberioh, Dm engliiohe Piiienrecht. 7 
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steht eventuell ein Ansprach auf Schadenersatz gegen den 
Kaptor, im Falle der Beschädigung des Schiffes, für fahrlässige 
Navigierung ^), Deviation") oder unnötige Verzögerung*) und 
dergleichen. 

A. Zerstörung von Prisen. 

In der Behandlung der Frage über die Zerstörung von 
Prisen muß ein scharfer Unterschied zwischen feindlichen 
und neutralen Schiffen gezogen werden. Unter gewöhnlichen 
Umständen ist es die Pflicht des Nehmeschiffes, das aufge- 
brachte Schiff vor ein Prisengericht zu bringen. Ist dieses 
unmöglich, so kann dasselbe, falls das genommene Schiff ein 
feindliches ist, zerstört werden, nachdem die Mannschaft des 
Schiffes und die Schiffspapiere in Sicherheit gebracht sind. 
Den feindlichen Schiffen gleichgestellt sind neutrale Schiffe, 
die wegen Konterbandeführung oder neutralitätswidriger 
Unterstützung der Einziehung unterliegen. 

Neutrale Ladungen an Bord eines feindlichen Schiffes 
oder der Einziehung unterliegenden neutralen Schiffen müssen, 
da diese Ladungen, mit Ausnahme von Konterbande und 
dergleichen, nicht der Einziehung unterliegen, falls sie zerstört, 
den Eigentümern vergütet werden*). 

Die Zerstörung neutraler Handelsschiffe ist nur unter 
außergewöhnlichen Umständen gestattet, und zwar unter den 
unten näher besprochenen Bestimmungen der Londoner De- 
klaration, die jedoch im allgemeinen nur eine Wiedergabe des 
älteren englischen Prisenrechtes sind. 

Im Jahre 1812 war es der Englischen Regierung sehr 
daran gelegen, daß dem Hafen von Gadiz ein genügender 
Vorrat von amerikanischem Weizen zugeführt wurde und 
wurde u. a. amerikanischen Schiffen Geleitschreiben gegeben, 
nach diesem Hafen mit Weizenladungen zu fahren, obgleich 
zurzeit England mit den Vereinigten Staaten im Kriege war. 
Die Rechtsstellung der amerikanischen Schiffe, die mit einem 
solchen Geleitschreiben versehen waren, war folglich gleich 
derjenigen der Schiffe einer neutralen Macht. Ein mit einem 



The Der Mohr (1802), 4 0. Eob. 814. 
«) The Sufanna (1805), 6 C. Rob. 48. 
*) The Peacock (1802), 4 G. Kob. 188. 

^) Pariser Deklaration, Art. 8; Londoner Deklaration, Art. 58, 
(argnendo). 



.i:^ 



A. Zerstörang von Prisen. 99 

Geleitschreiben versehenes amerikanisches Schiff wurde auf 
hoher See aufgebracht und zerstört. Das Gericht entschied, 
daß die Eigentümer des Schiffes und der Ladung den ihnen 
erwachsenen Schaden vergütet erhalten sollten. Lord Stowell 
sagte: „Die Vernichtung des Eigentums seitens des auf- 
bringenden Schiffes war vielleicht gegenüber seiner eigenen 
Regierung eine lobenswerte Tat, jedoch darf nicht der Eigen- 
tümer dadurch leiden. Demselben gegenüber war es eine 
rechtswidrige Handlung, für die er von der Person, die ihm 
solches zufügte, Entschädigung beanspruchen kann, und falls 
der Kommandant des Kreuzers durch die Vernichtung der 
Prise dem Staat einen Nutzen erbracht hat, muß der Eigen- 
tümer von der Regierung seine Entschädigung erhalten. Der 
Verlust darf nicht den schuldlosen Eigentümer treffen"^). 

In der Angelegenheit „Felicity"*) sagt Lord Stowell: 
„Wo ein Zweifel besteht, ob das Schiff ein feindliches ist, 
und dasselbe nicht vor ein Prisengericht gebracht werden 
kann . . ., ist dasselbe zu entlassen. Wo das Schiff neutral 
ist, kann die Vernichtung dem neutralen Eigner gegenüber 
nicht gerechtfertigt werden durch die äußerst große Wich- 
tigkeit solcher Handlung im Interesse des Staates des auf- 
bringenden Schiffes. Dem Neutralen gegenüber kann es unter 
solchen Umständen nur dadurch gerechtfertigt werden, daß 
voller Schadenersatz gewährt wird. Dieses sind Bestimmungen, 
deren Prinzip so klar ist und die durch die Praxis so be- 
festigt sind, daß es sich erübrigt, eine Begründung zu geben 
oder einen Präzedenzfall zu zitieren"*). 

Während des russisch-japanischen Krieges wurden einige 
neutrale Handelsschiffe von russischen Kreuzern zerstört. 
Der Hauptfall ist derjenige des „Knight Commander". Da 
das Schiff angeblich Konterbande führte, beorderte der 
Kommandant des russischen Kreuzers die Offiziere und Mann- 
schaften desselben an Bord des Kreuzers und vernichtete das 
Kauffahrteischiff. Er begründete seine Handlung durch die 
Nähe der feindlichen Häfen und durch den Mangel an Vorrat 
von Kohlen an Bord des Kauffahrteischiffes, welcher nicht genügt 
hätte, es in einen russischen Hafen zu bringen, und die Un- 
möglichkeit, demselben Kohlen von einem der russischen 
Kreuzer zu geben, da die See hoch ging. 



1) The Actaeon (1815), 2 Dods. 48. : 

«) (1819), 2 Dods. 381. 

') Diese Entscheidang ist bestätigt in The Leucade (1855), Spinks, 217. 
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In der Beurteilung dieses Falles sagt Professor Lawrence ^): 
„War es eine gesetzmäßige Handlung das Schiff zu versenken, 
anstatt es vor ein Piisengericht zu bringen ? Auf diese Frage 
ist nur eine Antwort möglich, und diese ist ein unqualifiziertes 
Nein. ... Das Schiff war neutral und das Völkerrecht macht 
einen scharfen Unterschied zwischen den Fällen von feind- 
lichen und neutralen Schiffen. Zwischen Feinden appellieren 
beide Parteien an die Macht, natürlich unter den Ein- 
schränkungen, die das Eriegsrecht vorschreibt. Aus vielen 
Gründen ist es wünschenswert, daß die Rechtmäßigkeit von Auf- 
bringungen zur See durch eine richterliche Entscheidung fest- 
gestellt wird. Ist dieses jedoch unmöglich, so kann sich der 
Feind nicht beklagen, wenn sein Eigentum vernichtet wird, 
angesichts der Tatsache, daß durch die Aufbringung die 
Macht bereits gegen ihn entschieden und ihm alle Eechte 
genommen hat. Aber zwischen einem Kriegführenden und 
einem Neutralen ist Macht nicht entscheidend. Hier erhebt 
sich immer die weitere Frage, ob die Macht in gesetzmäßiger 
Weise ausgeübt wurde. Der neutrale Privateigentümer hat 
das Recht, eine gerichtliche Beurteilung zu beanspruchen, und 
der Staat, dem er angehört, ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
daß ihm eine solche gewährt wird. Falls dieses unmöglich 
ist, muß sein Eigentum freigegeben werden. Sein Eigentums- 
recht besteht bis zur Aburteilung und Kondemnation, und 
falls diese nicht stattfinden können, so ist der weitere Besitz 
seitens des Kriegführenden widerrechtlich und eine Ver- 
nichtung seines Eigentums Verworfenheit. ... In dem Rußland 
dieses nicht beachtete, handelte es entgegen der Auffassung 
der zivilisierten Welt"*). 

Auf der Zweiten Haager Friedenskonferenz unterlag die 
Frage der Vernichtung neutraler Prisen einer eingehenden 
Besprechung. Ihre Erledigung fand diese Frage auf der 
Londoner Konferenz durch die Annahme der Artikel 48 — 54 
der Deklaration. Die darin aufgestellte grundsätzliche Regel 
ist, daß ein beschlagnahmtes neutrales Schiff nur in Aus- 
nahmefällen zerstört werden darf, unter gewöhnlichen Um- 
ständen jedoch zwecks prisengerichtlicher Aburteilung in einen 
Hafen eingebracht werden muß. Nur wenn die Befolgung 
dieser Regel das Kriegsschiff einer Gefahr aussetzt oder den 



: ') War and Xeutrality in the Far East (2nd ed.), S. 255 ff. 

') So auch Professor Holland, Neutral Duties in a Maritime War 
(in Proceedings of the British Academy, Bd. 2, S. 12, 13). 
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Verfolg der Operationen, in welchen es derzeit begriffen ist, 
beeinträchtigen würde, darf eine Zerstörung erfolgen, nachdem 
die an Bord befindlichen Personen in Sicherheit gebracht und 
sämtliche Schiffspapiere und sonstigen Beweisstücke, die nach 
Ansicht der Beteiligten für die Entscheidung über die Recht- 
mäßigkeit der Wegnahme von Wert sind, von dem Kriegsschiff 
übernommen sind^). 

Ehe eine Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Weg- 
nahme gefällt wird, muß die nehmende Kriegsmacht den Nach- 
weis erbringen, daß sie nur ausnahmsweise, angesichts einer Not- 
wendigkeit, wie vorstehend angeführt, gehandelt hat. Falls sie 
dieses nicht nachweist, ist dieselbe den Beteiligten gegenüber 
zum Schadenersatz verpflichtet, ohne daß eine Untersuchung 
stattfindet, ob die Wegnahme rechtmäßig war oder nicht*). 

Wird die Wegnahme eines neutralen Schiffes,* dessen 
Zerstörung gerechtfertigt worden ist, später als nichtig 
erklärt, so muß die nehmende Kriegsmacht Schadenersatz 
leisten "). Neutrale Waren, die der Einziehung nicht unter- 
lagen und welche mit dem Schiffe zerstört wurden, müssen 
dem Eigentümer vergütet werden*). Die Übergabe ein- 
ziehbarer Waren, die an Bord eines der Einziehung selbst 
nicht unterliegenden Schiffes gefunden werden, kann durch 
das nehmende Kriegsschiff verlangt werden oder können 
dieselben zerstört werden, beides jedoch nur, wenn solche 
Umstände vorliegen, die die Zerstörung eines der Einziehung 
unterliegenden Schiffes rechtfertigen würden*). 

Feindliches Gut an Bord eines zerstörten neutralen 
Schiffes, insofern es nicht der Einziehung aus besonderen 
Gründen (z. B. Konterbande) unterliegt, muß dem Eigentümer 
vergütet werden*). 

B. Eeprisen. 

Wo ein aufgebrachtes Schiff vor seiner Einziehung wieder 
weggenommen wird, erlöschen die Rechte des ersten Kaptors. 

^) Londoner Deklaration, Art. 49, 60. Vgl. Nicol- Speyer und 
Huberich, De „Medea^" in Weekblad van het Recht, Nr. 9759 (9. April 1915). 

*) Londoner Deklaration, Art. 51. 

') Londoner Deklaration, Art. 52. 

^) Londoner Deklaration, Art. 53. 

*) Londoner Deklaration, Art. 54. 

*) Pariser Deklaration, Art. 3 (arguendo). Vgl. Erklärung Tom 
11. März 1916, Anhang Y. 
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Streng juristisch ist die Reprise eines aufgebrachten Schiffes 
nicht die Aufbringung einer Prise, und folglich ist es nicht 
nötig, daß das wiedernehmende Schiff zur Aufbringung von 
Prisen autorisiert ist*) und ist das Recht der Reprise 
nicht durch die Gesetze und Proklamationen bezüglich Prisen 
limitiert. 

Eine Reprise kann stattfinden, wo die Prise aus der 
tatsächlichen Gewalt des Feindes genommen wird % doch ist 
ein Bergungslohn auch zu zahlen, wo eine von dem Feinde 
abandonnierte Prise eingebracht wird^). Ein Schiff, welches 
sich in einem feindlichen Hafen befindet, gilt als in der 
Gewalt des Feindes und eine Wegnahme berechtigt zu 
Bergungslohn. In der Angelegenheit „Pensamento Feliz" *) 
wurde ein Schiff aus einem spanischen Hafen genommen. 
Spanien war zurzeit nicht im Kriege mit England, doch 
stand der betreffende Hafen unter der militärischen Gewalt 
Frankreichs, mit welchem Lande sich England im Kriege 
befand. Es wurde entschieden, daß ein Bergungslohn zu 
zahlen sei. 

Wo eine feindliche Prise seitens eines englischen Schiffes 
aufgebracht, sodann von dem Feinde wieder weggenommen 
und wiederum durch englische Macht zurückerbeutet wird, 
gilt dieselbe als Prise und nicht als eine Reprise, und ist ein 
Bergungslohn nicht zu zahlen^). 

Die Regeln bezüglich der Zahlung von Bergungslohn bei 
der Reprise von neutralem Eigentum werden von Viscount 
Tiverton*) wie folgt dargestellt: Bezüglich neutralem Gut 
ist gewöhnlich kein Bergungslohn zu zahlen. Jedoch ist 
solcher zahlbar: 1. wo das Eigentum der Einziehung seitens 
der feindlichen Prisengerichte unterliegt ') ; 2. wo die neutrale 
Macht, obgleich sie nicht eine alliierte ist, sich in einem 
de facto Kriegszustand mit dem Feinde befindet®); 3. wo 
Bergungslohn gerechtfertigt ist auf Grund der Behandlung 
neutralen Eigentums durch den Feind oder allgemeine Nicht- 



J) The Helen (1801), 3 0. ßob. 224. 

•) The Edward and Mary (1801), 3 0. Roh. 305; The FrankHn 
(1801), 4 0. Kob. 147. 

») The Gage (1806), 6 C. Rob. 273. 

*) (1809), Edw. 115. 

») The PoUy (1780), 4 0. Rob. 217, Anm. 

•) Principles and Practice of Prize Law, S. 36 

') The Carlotta (1805), 5 C. Kob. 54. 

•) The Two Friends (1799), 1 0. Rob. 271. 
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beachtung internationaler Gebräuche seitens desselben^); 4. wo 
das Eigentum seinen Charakter als neutrales Gut verloren hat '). 
Die Höhe des Bergungslohnes richtet sich nach den 
Umständen des Einzelfalls und beträgt derselbe unter ge- 
wöhnlichen Verhältnissen ein Achtel bis ein Viertel des 
Wertes *). 

0. Loskaufverträge. 

Die Freigabe von Prisen gegen Zahlung eines Lösegeldes 
ist nach englischem Recht statthaft, vorausgesetzt, daß eine 
besondere Ermächtigung durch eine Order in Council erteilt 
ist*). Eine solche Order in Council ist in dem jetzigen 
Kriege nicht erlassen. 

D. ßeqnirieriiiig. 

Aufgebrachte oder detenierte Schiffe können selbst vor 
der endgültigen richterlichen Entscheidung für Zwecke der 
Regierung requiriert werden. Von diesem Recht ist, besonders 
in den britischen Überseebesitzungen, ein weitgehender 
Gebrauch gemacht*). 



1) The War Onskan (1799), 2 C. Hob. 229; The Eleonora Catherina 
(1802), 4 0. Rob. 166; The Carlotta (1805), 5 C. Rob. 54. 

*) Z. B. wo es sich an Bord eines Kriegsschiffes befindet. The 
Fanny (1814), 1 Dods. 448. 

«) Naval Prize Act, 1864, § 40, Anhang I. 

*) Naval Prize Act, 1864, § 45, Anhang I. 

^) The Cannstatt, Sapreme Court of Queensland, 5. Oktober 1914; 
The Prinz Sigismund, Supreme Court of Queensland, 5. Oktober 1914; 
The Rufidji, Supreme Court of South Africa, 21. September 1914; The 
Signal, Supreme Court of Queensland, 11. November 1914. 
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A. Prisengerichte und Prisengerichtsbarkeit 

Die Prisengerichtsbarkeit innerhalb Großbritanniens und 
Irlands wird ausgeübt durch die Admiralty Division des High 
Court of Justice mit Sitz in London. Für die britischen 
Überseebesitzungen und Protektorate ist die Prisengerichts- 
barkeit an gewisse daselbst bestehende ordentliche Gerichte 
übertragen. Die Berufungsinstanz für alle Gerichte ist das 
Judicial Committee of the Privy Council. 

Bezüglich der Prisengerichtsbarkeit in Ägypten, Sansibar 
und Cypern wurde am 18. September 1914 ein Parlaments- 
akt*) erlassen, wodurch, den in diesen Ländern bestehenden 
Gerichten, und zwar in Ägypten dem britischen Supreme Court 
for the Dominions of the Sublime Ottoman Porte *), in Sansibar 
den englischen Gerichten und in Cypern dem Supreme Court, 
die Gerichtsbarkeit eines Vize-Admiralty Prize Court über- 
tragen wurde. Die Prisengerichtsbarkeit der Gerichte in 
Ägypten, Sansibar und Cypern *) ist bestätigt durch die Order 
in Council vom 30. September 1914*). 

Die verschiedenen, in den britischen Überseebesitzungen 
und Protektoraten bestehenden Prisengerichte sind in tabel- 
larischer Form in Anhang VII wiedergegeben. 



1) 4 & 6 Geo. 6, c. 79. 

*) Es ist anläßUch des am 18. Dezember 1914 erklärten Protekto- 
rates über Ägypten noch keine Änderung in der offizieUen Bezeichnung 
dieses Gerichtes gemacht. 

*) Dr. Baty and Professor Morgan bezweifeln die Zuständigkeit der 
britischen Gerichte in Ägypten und Sansibar. Sie sagen: „Power is 
taken . . . to invest the British courts in Egypt, Zanzibar and Oyprus 
with prize Jurisdiction. But Britain can no more legislate for these 
territories (which are admittedly foreign) than for France. Quaere, there- 
fore, if the decrees of these courts would be respected.'* War: Its 
Conduct and Legal Results, S. 862, Anm. 3. 

«} Manual, S. 253. 
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Die britischen Prisengerichte sind ordentliche, nicht 
administrative Gerichtshöfe. Die Eichterstellen sind durch 
Juristen besetzt, ohne daß denselben ein Vertreter des Marine- 
amtes oder des Auswärtigen Amtes beigegeben wird. Die 
Gerichte können Assessoren mit den nötigen technischen 
Kenntnissen zur Hilfe heranziehen. Je nach der Zusammen- 
setzung des betretEenden Gerichtes besteht dasselbe entweder 
aus einem Richter oder aus einem Kollegium^). 

Die örtliche Zuständigkeit der Prisengerichte bestimmt 
sich nach dem Hafen, in welchen das SchitE eingebracht oder 
die Ladung beschlagnahmt wurde. BezQglich der Zuständigkeit 
in Angelegenheiten, wo das Schiff aufgebracht wurde seitens 
eines der ADiierten, besteht zwischen Großbritannien und 
Frankreich ein besonderes Abkommen*). 

Die Gerichtsbarkeit erstreckt sich auf alle Beschlag- 
nahmungen, Prisen und Eepressalienmaßregeln bezüglich Schiffe 
und Güter, die dem Feinde gehören oder aus anderen Gründen 
dem Prisenrecht unterstehen*). 

B. Verfahren. 

Das Verfahren ist in der Hauptsache geregelt durch die 
Prize Court ßules 1914, die unter einer Order in Council vom 
5. August 1914*) verkündet wurden. Diese Prize Court Rules 
sind in Einzelheiten durch weitere Orders in Council abgeändert. 

Ein Schiff oder eine Ladung unterliegen der Gerichts- 
barkeit des Prisengerichtes von dem Moment an, wo dieselben 
in einen dem betreffenden Gericht unterstehenden Hafen 
eingebracht oder seitens der Zoll- oder anderer zuständiger 
Behörden beschlagnahmt wurden. Das Verfahren wird ein- 
geleitet durch die Ausgabe eines writs auf Antrag der Krone, 
doch kann unter gewissen Umständen das Verfahren auch 
seitens eines Reklamanten eingeleitet werden. 

^) Das Londoner Prisengericht besteht aus einem Richter, Sir 
Samuel Evans, dem Präsidenten der Admiralit'ätsabteilung des Obersten 
Gerichtshofes. 

*) Dieses wurde zu London gezeichnet am 9. November 1914 und 
ist abgedruckt in Anhang III. 

') Vgl. bezüglich Deutschland die Order in Council vom 5. August 
1914 (Manual, S. 248), bezüglich Österreich-Ungarn die Order in Council 
vom 20. August 1914 (Manual, S. 250) und bezüglich der Türkei die 
Order in Council vom 3. Februar 1915 (London Gazette, 5. Februar 1916). 

«) Manual, S. 256. 
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In Prisenveriahren sind vier Arten von writs üblich: 
1. für die Kondemnierung des Schiffes oder der Ladung, wo 
dieselben im Hafen sind; 2. für die Kondemnierung des 
Schiffes oder der Ladung, wo dieselben zerstört sind; 3. für 
die Herausgabe des Schiffes oder der Ladung; 4. für Prisen- 
bergungslohn. Die Zustellung des writs erfolgt im erst- 
genannten FaDe, indem der Originalwrit an dem Schiffe auf 
kurze Zeit befestigt und sodann durch eine beglaubigte 
Abschrift ersetzt wird. In dem zweiten Falle erfolgt die 
Zustellung durch Hinterlegung des writs bei der Gerichts- 
kanzlei. In den beiden zuletzterwähnten Fällen erfolgt die 
Zustellung an die Kaptoren. 

Der Richter ist befugt, die ZusteDung in anderer Weise 
anzuordnen, und zwar ist es üblich, dieselbe durch Ver- 
öffentlichung in Zeitungen, insbesondere der London Gazette, 
Times, Lloyd's List usw. den Interessenten zur Kenntnis 
zu bringen. Wo das Schiff eine neutrale Flagge führt, muß 
der Konsularbeamte des in Frage kommenden Landes von 
der Einleitung des Prozesses in Kenntnis gesetzt werden. 
Den Reklamanten und anderen Interessenten ist eine Frist 
von acht Tagen nach Zustellung des writs gewährt, um ihre 
Reklamation zu machen. Mit Genehmigung des Gerichtes, 
die tatsächlich nur unter besonderen Umständen nicht erfolgt, 
können die Interessenten zu irgend einer Zeit vor der end- 
gültigen Entscheidung bei dem Gericht auftreten. 

Die Vertretung vor dem Gericht erfolgt durch einen 
Rechtsanwalt (solicitor), und einen durch diesen erwählten 
barrister. 

Von allerhöchster praktischer Bedeutung ist die Frage, 
ob der feindliche Eigner eines Schiffes oder einer Ladung 
überhaupt das Recht besitzt, seine Ansprüche persönlich oder 
durch einen Anwalt vor dem Gericht zu behaupten. Der 
Eigner erscheint gegenüber dem Nehmestaat als Kläger 
(Reklamant). Es fragt sich also in erster Linie, ob er den 
gewöhnlichen Regeln der Rechtsstellung eines Klägers, der 
feindlicher Ausländer (allen enemy) ist, untersteht, und zweitens, 
ob nicht ein zwischen ihm und seinem Anwalt eingegange- 
ner Vertrag den Gesetzesregeln, die den Geschäftsverkehr mit 
dem feindlichen Ausland verbieten, unterliegt^). 



^) Vgl. Haberich, Englische Gesetze und Gerichtsentscheidangen 
über Handel mit dem feindlichen Ausland, im Hamburgischen Korrespondent 
joja 17. Pe^ember 1914, 
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Entgegen der kontinentalen Bechtsauffassnng, die den 
Angehörigen des Feindesstaates eine persona standi in judicio 
gewährt, verbietet das englische gemeine Recht Klagen seitens 
Personen, die im Feindesland domiziliert sind. Es ist zu be- 
merken, daß die Eigenschaft eines feindlichen Ausländers allen 
Personen (gleichviel ob Angehörige neutraler Staaten oder 
selbst britische Angehörige), die im Feindesland ihren Wohn- 
sitz haben, anhaftet. 

Die aUgemeine Frage über die Rechtslage feindlicher 
Ausländer wurde im Januar 1915 durch den Court of Appeal 
erörtert *), und wurde daselbst u. a. entschieden, daß ein feind- 
licher Ausländer (allen enemy) und andere Personen, die im 
Feindesland ihren Wohnsitz haben, nicht als Kläger vor den 
Gerichten erscheinen können. Das Kriterium ist Wohnsitz 
in Feindesland. Feindliche Staatsangehörige, die unter dem 
Aliens Restriction Act angemeldet sind, und britische Aktien- 
gesellschaften, obgleich von feindlichen Ausländern kontrolliert, 
können als Kläger auftreten. 

Bezüglich der Rechtsstellung feindlicher Ausländer vor 
dem Prisengericht entschied Sir Samuel Evans in der An- 
gelegenheit „Marie Glaeser"^), daß ein feindlicher Ausländer 
als Reklamant vor dem Prisengericht auftreten kann, wenn 
besondere Umstände vorliegen, die ihn pro hac vice aus 
der Kategorie feindlicher Ausländer ausscheiden lassen. Der 
Hauptpräzedenzfall über diese Frage ist die Angelegenheit 
„Möwe"®), worin entschieden wurde, daß ein feindlicher Aus- 
länder das Recht hat, als Reklamant aufzutreten, falls ihm 
unter den Gesetzen, Staatsverträgen oder dgl. ein solches 
Recht zusteht bzw. von ihm behauptet wird. Das Ergebnis 
dieser Entscheidung ist, daß ein feindlicher Ausländer nicht 
als Reklamant auftreten kann, in einem Fall, wo ein Schiff 
auf hoher See aufgebracht ist und der Einziehung unterliegt. 
Wo jedoch derselbe sich z. B. auf einen Staatsvertrag, wie 
die verschiedenen Haager Abkommen, die Suezkanalabkommen 
u. dgl., beziehen kann, steht ihm das Recht zu, persönlich 



') Porter y. Freadenberg, KregÜDger t. S. Samuel and Roseufeld, 
re Hertens Patent, Continental Tyre and Rubber Co. (Great Britain) Ltd. 
T. Daimler Co. Ltd., Continental Tyre and Rubber Co. (Great Britain) 
Ltd., y. Thomas Tilling Ltd., Court of Appeal, 19. Januar 1915. 

*) London, 16. September 1914. So auch The Chile, London, 
4. September 1914. 

•) London, 29. Oktober 1914« 
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oder durch einen Anwalt seine Rechte zu behaupten. Mit 
anderen Worten, steht einem feindlichen Ausländer das Recht 
zu, als Reklamant aufzutreten in allen Fällen, wo derselbe 
aus irgend einem Grund die Rechtmäßigkeit der Aufbringung 
oder Beschlagnahme beanstanden kann. 

In der Angelegenheit „Erymanthos" ^) sagte das Gericht, 
daß es nicht genügte, daß der Reklamant beweist, daß ein 
Staatsvertrag bezüglich der Rechtsstellung des in Frage 
kommenden Schiffes besteht, sondern obliegt ihm auch die 
Pflicht, zu beweisen, daß das Recht im Gerichte aufzutreten, 
ihm durch einen Staatsvertrag gewährt ist. Diese Ein- 
schränkung der Rechte eines feindlichen Reklamanten ist je- 
doch nicht, allgemein angenommen und ist besonders in den 
britischen Übersee-Prisengerichten eine Tendenz zu bemerken, 
die Rechte feindlicher Reklamanten zu erweitem*). 

Falls die Kaptoren keine Schritte zwecks Einleitung 
einer Klage innerhalb eines Monats nach Aufbringung des 
Schiffes unternehmen oder dasselbe nicht freigegeben haben, 
kann der Reklamant die Freigebung des Schiffes beantragen 
und können ihm Schadenersatz und Kosten zugesprochen werden. 
Auch steht dem Reklamanten frei einen Antrag zu stellen, 
daß die Kaptoren zur Verhandlung schreiten. 

Das Gericht kann auf Antrag der Regierung oder irgend 
einer anderen Partei die nötigen Anordnungen bezüglich der 
Lage des Schiffes, der Beorderung nach einem anderen Hafen 
und andere Maßnahmen zur Instandhaltung des Schiffes oder 
der Ladung treffen. So kann z. B. auf Antrag der Inter- 
essenten eine Anordnung getroffen werden, bezüglich der In- 
standhaltung aufgebrachter bzw. detenierter Schiffe"). 

Der Verkauf des Schiffes kann entweder vor oder nach 
dem Erlaß der Kondemnierungsorder erfolgen. Bei Ladungen 
kann ein Gerichtsbefehl erlassen werden, daß die Güter ge- 
löscht werden, ein Inventar derselben aufgenommen wird oder 
daß die Güter gelagert werden. Bei Ladungen, die aus leicht 
verderblichen Gütern bestehen, wird eine Verfügung erlassen 
bezüglich des Verkaufs derselben und der Einzahlung des 
Erlöses bei dem Gericht*). Dieselben Maßregeln werden ge- 



^) Oommeroial Coart of Malta, 14. Dezember 1914. 
*) Vgl. The Outenfela, Supreme Court in Bgypt, 6. Januar 1915. 
') The Hans Hemsoth, London, 23. November 1914. 
^) The Horst Martini, London, 7. Dezember 1914; The Bethania, 
Sapreme Coort of Jamaica, 16. a. 28. November 1914 ; The Fürth, Supreme 
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troffen, wo die Kosten der Aufbewahrung im Verhältnis zum 
Werte der Ladung erhebliche sind. 

Die Zeugenvorladungen erfolgen in der bei den gewöhn- 
lichen Gerichten üblichen Form. Die Beweisführung beruht 
hauptsächlich auf den Schiffspapieren und den eidesstattlichen 
Versicherungen (affidavits). Letztere müfien in bestimmter 
Form abgefaßt und von bestimmten Behörden beglaubigt 
werden. Auch sind die über diese Materie in einigen der 
Überseebesitzungen herrschenden Bestimmungen abweichend 
von denen, die bei dem Londoner Prisengericht vorge- 
schrieben sind. 

Falls nicht durch Vertrag oder Gesetz eine anderweitige 
Bestimmung getroffen wird, entscheidet das Gericht bezüglich 
der Höhe und Zahlung der Kosten. In den meisten FäUen 
sind keine Kosten in den unteren Gerichten zu zahlen. Wo 
der Reklamant nicht innerhalb des Landes, woselbst das Gericht 
tagt, seinen Wohnsitz hat, kann das Gericht die Hinterlegung 
der Kosten anordnen. 

0. Berufung. 

Berufung kann bei dem Judicial Committee of the Privy 
Council eingelegt werden. Jede Partei ist berechtigt, Be- 
rufung einzulegen, in Fällen, wo ein endgültiges Urteil er- 
gangen ist. Gegen Zwischenurteile kann Benläung nur mit 
Genehmigung des Gerichtes erfolgen. Der Antrag auf Be- 
rufung muß entweder zur Zeit der Fällung des Urteils oder 
innerhalb sieben Tage nachdem gemacht und muß der Gegen- 
partei zugestellt werden. 

Das Gericht ist befugt, die Hinterlegung von Sicherheiten, 
entweder in der Form von Bürgschaft oder Bargeld von der 
Partei, welche die Berufung einlegt, zu verlangen. Das 
Gericht kann die Vollstreckung des Urteils aufhalten oder 
der Partei, zu deren Gunsten das Urteil gefällt, die Pflicht 
auferlegen, Sicherheit zu leisten. Die Partei, welche Berufung 
einlegt, muß sofort die nötigen Schritte tun, den record (das 
heißt die Prozeß- und Beweisstücke, die bei dem unteren Gericht 
vorlagen) in der vorgeschriebenen Form auszufertigen und 
gedruckt in der nötigen Anzahl von Exemplaren bei dem 
Privy Council einzureichen. 



Ooart of Ceylon, 29. September 1914; The Eappenfels, The Steinturm, 
The Moltkefels, The Australia, Sapreme Court of Ceylon, 1. Oktober 1914. 
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D. Gnadengesnche. 

Staatsangehörige von Großbritannien oder eines alliierten 
oder neutralen Staates, die durch Einziehung oder Detention 
von Schiffen oder Ladungen betroffen sind^ können ein Gesuch 
an das Prize Claims Gommittee einreichen, und kann ihnen 
im Wege der Gnade eventuell eine Vergütung zugesprochen 
werden. Gesuche dieser Art können nur eingereicht werden, 
wo bereits ein richterliches Urteil bezüglich des in Frage 
kommenden Schiffes oder der Ladung gefällt ist. 
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Anhang I. 
Parlamentsakte. 

1. Nayal Prize Act, 1864, 

(27 & 28 Vict. 0. 25.) 



An Act for regulating Nayal Prize of War. (23 rd Jane, 1864.) 



Preliminary. 

1. This Act may be oited as the Naval Prize Act, 1864. 

2. In this Act — 

The term "the Lords of the Admiralty" means the Lord High 
Admiral of the United Kingdom, or the Gommissioners for executing 
the Office of Lord High Admiral: 

The term "the High Court of Admiralty" means the High Court 
of Admiralty of England: 

The term "any of Her Majesty's ships of war" includes any of Her 
Majesty's yessels of war, and any hired armed ship or yessel in Her 
M^jesty's service: 

The term "officers and crew" includes flag officers, Commanders, 
and other officers, engineers, seamen, marines, soldiers, and others on 
board any of Her Majesty's ships of war: 

The term "ship^' includes vessel and boat, with the tackle, furniture, 
and apparel of the ship, vessel, or boat: 

The term "ship papers" includes all books, passes, sea briefs, 
charter parties, bills of lading, cockets, letters, and other documents and 
writings deliyered up or found on board a captured ship: 

The term "goods" includes all such things as are by the course of 
admiralty and law of nations the subject of adjudication as prize (other 
than ships). 

L Prize Courts. 

3. The High Court of Admiralty, and eyery court of admiralty or 
of yice-admiralty, or other court exercising admiralty Jurisdiction in Her 
Majesty's dominions, for the time being authorized to take cognizance of 
and judicially proceed in matters of prize, shall be a prize court within 
the meaning of this Act. 

Hnberioh, Das •nglisoh« Prisenreoht. 8 
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Every such court, other than the High Court of Admiralty, is 
comprised in the term ^vice-admiralty prize court'^, when hereafter used 
in this Act. 

High Court of Admiralty. 

4. The High Court of Admiralty shall have Jurisdiction throughout 
Her Majesty's dominions as a prize court. 

The High Court of Admiralty as a prize court shall have power to 
enforce any order or decree of a vice- admiralty prize court, and any 
Order or decree of the Judicial Committee of the Privy Council in a 
prize appeal. 

Appeal; Judicial Committee. 

5. An appeal shall He to Her Jüajesty in Council from any order or 
decree of a prize court, as of right in case of a final decree, and in 
other cases with the leave of the court making the order or decree. 

Every appeal shall be made in such manner and form and subject 
to such regulations (including regulatioDS as to fees, costs, charges, and 
expenses) as may for the time being be directed by Order in Council, 
and in the absence of any such order, or so far as any such order does 
not extend, then in such manner and form and subject to such regulations 
as are for the time being prescribed or in force respecting maritime 
causes of appeal. 

6. The Judicial Committee of the Privy Council shall have Juris- 
diction to hear and report on any such appeal, and may therein exercise 
all such powers as for the time being appertain to them in respect of 
appeals from any court of admiralty Jurisdiction, and all such powers as 
are under this Act vested in the High Court of Admiralty, and all such 
powers as were wont to be exercised by the Commissioners of Appeal 
in prize causes. 

7 and 8. (Repealed by the Prize Courts (Procedure) Act, 1914.) 

Vice-Admiralty Prize Courts. 

9. Every vice- admiralty prize court shall enforce within its Juris- 
diction all Orders and decrees of the Judicial Committee in prize appeals 
and of the High Court of Admiralty in prize causes. 

10. Her Majesty in Council may grant to the judge of any vice- 
admiralty prize court a salary not exceeding five hundred pounds a year, 
payable out of money provided by Parliament, subject to such regulations 
as seem meet. 

A judge to whom a salary is so granted shall not be entitled to 
any further emolument, arising from fees or otherwise, in respect of prize 
business transacted in bis court. 

An account of all such fees shall be kept by the registrar of the 
court, and the amount thereof shall be carried to and form part of the 
Consolidated Fund of the United Kingdom. 

11. In accordance, as far as circumstances admit, with the principles 
and regulations laid down in the Superannuation Act, 1859, Her Majesty 
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in Gonneil may grant to the judge of any yice-admiralty prize court 
an annaal or other allowance, to take effect on the termination of his 
Service, and to be payable out of money provided by Parliament. 

12. The registrar of every yice-admiralty prize court shall, on the first 
day of January and first day of July in every year, make out a return 
(in such form as the Lords of the Admlralty from time to time direct) 
of all cases adjudged in the court since the last half-yearly retum, and 
shall with all convenient speed send the same to the registrar of the 
fligh Court of Admiralty, who shall keep the same in the registry of 
that court, and who shall, as soon as conveniently may be, send a copy 
of the returns of each half year to the Lords of tiie Admiralty, who 
shall lay the same before both Houses of Parliament. 

13. (Repealed by the Prize Courts Act, 1894.) 

14. It shall not be lawful for any registrar, marshal, or other officer 
of any prize court, or for the registrar of Her Majesty in prize appeals, 
directly or indirectly to act or be in any manner concerned as advocate, 
proctor, solicitor, or agent, or otherwise, in any prize cause or appeal, 
on pain of dismissal or Suspension from office, by order of the court or 
of the Judicial Committee (as the case may require). 

15. It shall not be lawful for any proctor or soliciter, or person 
practising as a proctor or solicitor, being employed by a party in a prize 
cause or appeal, to be employed or concerned, by himself or his partner, 
or by any other person, directly or indirectly, by or on behalf of any 
adverso party in that cause or appeal, on pain of exclusion or Suspension 
fvom practise in prize matters, by order of the court or of the Judicial 
Committee (as the case may require). 

n. Procedure in Prize Canses. 

Proceedings by Captors. 

16. Every ship taken as prize, and brought into port within the 
Jurisdiction of a prize court, shall forthwith, and without bulk broken, 
be delivered up to the marshal of the court. 

If there is no such marshal, then the ship shall be in like manner 
delivered up to the principal officer of customs at the port. 

The ship shall remain in the custody of the marshal, or of such 
officer, subject to the Orders of the court. 

Nothing in this section shall apply to ships of war taken as prize. 

17. The captors shall, with all practicable speed after the ship is 
brought into port, bring the ship papers into the registry of the court. 

The officer is command, or one of the chief officers of the cap- 
turing ship, or some other person who was present at the capture, and 
saw the ship papers delivered up or found on board, shall make oath 
that they are brought in as they were taken, without fraud, addition, 
subduction, or alteration, or eise shall account on oath to the satisfaction 
of the court for the absence or altered condition of the ship papers or 
any of them. 

8* 



116 Anhang I. 

Where no ship papers are delivered up or found on board the 
captnred ship, the oMcer is command, or one of the chief officers of 
the eaptaring ship, or some other person who was present at the capture, 
shall make oath to that effeet. 

18 to 29. (Repealed by the Frize Courts (Procedare) Act, 1914.) 

Small armed Ships. 

30. The captors may inclade in one adjudication any nomber, not 
ezeeeding siz, of armed ships not exceeding one hundred tons each, taken 
within three months next before institution of proceedings. 

Goods. 

31. The foregoing provisions relating to ships shall extend and 
apply, mutatis mutandis, to goods taken as prize on board ship ; and the 
court may direct such goods to be unladen, inventoried, and warehoused. 

32 and 33. (Kepealed by the Frize Courts (Frocedure) Act, 1914.) 

III. Special Cases of Capture. 

Land Expeditions. 

34. Where, in an expedition of any of Her Majesty's naval or naval 
and military forces against a fortress or possession on land, goods belong- 
ing to the State of the enemy or to a public trading Company of the 
enemy exercising powers of government are taken in the fortress or 
possession, or a ship is taken in waters defended by or belonging to tfie 
fortress or possession, a prize court shall have Jurisdiction as to the 
goods or ship so taken, and any goods taken on board the ship, as in 
ease of prize. 

Conjunct Capture with Ally. 

35. Where any ship or goods is or are taken by any of Her 
Majesty's naval or naval and military forcea whlle acting in conjunction 
with any forces of any of Her Majesty's allies, a prize court shall have 
Jurisdiction as to the same as in case of prize, and shall have power, 
after condemnation, to apportion the dne share of the proceeds to Her 
Majesty's ally, the proportionate amount and the disposition of which 
share shall be such as may from time to time be agreed between Her 
Miy'esty and Her Majesty's ally. 

36. (Bepealed by the Frize Courts (Frocedure) Act, 191^.) 

Offences against Law of Frize. 

87. A prize court, on proof of any offence against the law of 
nations, or against this Act, or any Act relating to naval discipline, or 
against any Order in Council or Royal Froclamation, or of any breaoh 
of Her Majesty's Instructions relating to prize, or of any act of diso- 
bedience to the Orders of the Lords of the Admiralty, or to the command 
of a superior officer, committed by the captors in relation to any ship 
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or goods taken as prize, or in relation to any peraon on board any such 
ship, may, on condemnation, reserve the prize to Her Majesty's disposal, 
Dotwithstandiog any grant that may have been made by Her Majesty in 
favoar of captors. 

Fre-emption. 

38. Where a ship of a foreign nation passing the seas laden with 
naval or victaalling stores intended to be carried to a port of aoy enemy 
of Her liajesty is taken and broaght into a port of the Unit-ed Kingdom, 
and, the pnrchase for the Service of Her Majesty of the stores on board 
the ship appears to the Lords of the Admiralty expe<üent withont the 
condemnation thereof in a prize court, in that case the Lords of the 
Admiralty may pnrchase, on the account or for the Service of Her 
Majesty, all or any of the stores on board the ship ; and the Gommissioners 
of Customs may permit the stores purchased to be entered and landed 
within any port. 

Capture by Ship other than a Ship of War. 

39. Any ship or goods taken as prize by any of the officers and 
crew of a ship other than a ship of war of Her Majesty shall, on con- 
demnation, belong to Her Majesty in her office of admiralty. 

IV. Prize Salvage. 

40. Where any ship or goods belonging to any of Her Majesty's 
subjects, after being taken as prize by the enemy, is or are retaken from 
the enemy by any of Her Majesty's ships of war, the same shall be 
restored by decree of a prize court to the owner, on his paying as prize 
salvage one eighth part of the value of the prize to be decreed and 
ascertained by the court, or such sum not ezceeding one eighth part of 
the estimated value of the prize as may be agreed on between the owner 
and the re-captors, and approved by Order of the court; Frovided, that 
where the recapture is made under circumstances of special difficulty or 
danger, the prize court may, if it thinks fit, award to the re-captors as 
prize salvage a larger part than one eighth part, but not exceeding in 
any case one fourth part, of the value of the prize. 

Frovided also, that where a ship after being so taken is set forth 
or used by any of Her Majesty's enemies as a ship of war, this provision 
for restitution shall not apply, and the ship shall be adjudicated on as 
in other cases of prize. 

41. Where a ship belonging to any of Her Majesty's subjects, after 
being taken as [prize by the enemy, is retaken from the enemy by any 
of Her Majesty's ship of war, she may, with the consent of the re-cap- 
tors, prosecute her voyage, and it shall not be necessary for the re- 
captors to proceed to adjudication tili her return to a port of the Uni- 
ted Kingdom. 

The master or owner, or his agent, may, with the consent of the 
re-captors, unload and dispose of the goods on board the ship before 
adjudication. 
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In case the ship does not, within six months, retarn to a port of 
the United Kingdom, the re-captors may nevertheless institute proceedings 
against the ship or goods in the High Court of Admiralty, and the court 
may thereupon award prize salvage as aforesaid to the re-captors, and 
may enforce payment thereof. 

V. Prize Bounty. 

42. If, in relation to any war. Her Majesty is pleased to declare, 
by Proclamation or Order in Council, her intention to grant prize bounty 
to the officers and crews of her ships of war, then such of the officers 
and crew of any öf Her Majesty's ships of war, as are actually present 
at the taking or destroying of any armed ship of any of Her Majesty's 
enemies shall be entitled to have distributed among them as prize bounty 
a sum calculated at the rate of five pounds for each person on board 
the enemy's ship at the beginnin g of the engagement. 

43. The number of the persons so on board the enemy's ship shall 
be proved in a prize court, either by the examinations on oath of the 
survivors of them, or of any three or more of the survivors, or if there 
is no sarvivor by the papers of the enemy's ship, or by the examination 
on oath of three or more of the officers and crew of Her Majesty's ship, 
or by such other evidence as may seera to the court sufficient in the 
circumstances. 

The court shall make a decree declaring the title of the officers 
and crew of Her Majesty's ship to the prize bounty, and stating the 
amount thereof. 

The 'decree shall be subjoct to appeal as other decrees of the court. 

44. On production of an official copy of the decree the Commission- 
ers of Her Majesty's Treasury shall, out of money provided by Farlia- 
ment, pay the amount of prize bounty decreed, in such manner as any 
Order in Council may from time to time direct. 

VI. Miscellaiieous ProTisions. 

R a n s m. 

46. Her Majesty in Council mäy from time to time, in relation to 
any war, make such Orders as may seem expedient, according to circum- 
stances, for prohibiting or allowing, wholly or in certain cases, or sub- 
ject to any conditions or regulations or otherwise, as may from time to 
time seem meet, the ransoming or the entering into any contract or 
agreement for the ransoming of any ship or goods belonging to any of 
Her Majesty's subjects, and taken as prize by any of Her Majesty's 
enemies. 

Any- contract of agreement entered into, and any bill, bond, or 
other securiiy given for ransom of any ship or goods, shall be under 
the exclusive Jurisdiction of the High Court of Admiralty as a prize 
court (subject to appeal to the Judiciai Committee of the Privy Coun- 
cil), and if entered into or given in contrayention of any such Order in 
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Ooancil shall be deemed to have been entered into or given for an illegal 
consideration. 

If any person ransoms or enters into any contract or agreement for 
ransoming any ship or goods, iu contravention of any such Order in 
Council, he shall for every such offence be liable to be proceeded against 
in the High Goart of Admiralty at the sait of Her Majesty in her office 
of admiralty, and on conviction to be fined, in the discretion of the 
Court, any sum not exceeding five hundred pounds. 

Convoy. 

46. If the master or other person having the command of any ship 
of any of Her Majesty's subjects, under the convoy of any of Her Majesty's 
ships of war, wilfully disobeys any lawful signal, instruction, or command 
of the Commander of the convoy, or without leave desert the convoy, he 
shall be liable to be proceeded against in the High Court of Admiralty 
at the suit of Her Majesty in her office of admiralty, aud upon conviction 
to be fined, in the discretion of the court, any sum not exceeding five 
hundred pounds, and to suffer imprisonment for such time, not exceeding 
one year, as the court may adjudge. 

Customs Duties and Kegulations. 

47. All ships and goods taken as prize and brought into a port of 
the United Kingdora shall be liable to and be charged with the same 
rates and charges and duties of customs as under any Act relating to 
the customs may be chargeable on other ships and goods of the like 
description; and 

All goods brought in as prize which would on the voluntary im- 
portation thereof be liable to forfeiture or subject to any restriction 
under the laws relating to the customs, shall be deemed to be so liable 
and subject, unless the Commissioners of Customs see fit to authorize 
the sale or delivery thereof for home use or e^ortation, unconditionally 
or subject to such conditions and regulations as they may direct. 

48. Where any ship or goods taken as prize is or are brought into 
a port of the United Kingdom, the master or other person in Charge or 
command of the ship which has been taken or in which the goods are 
brought shall, on arrival at such port, bring to at the proper place of 
discharge, and shall, when required by any officer of customs, deliver an 
account in writing under his band concerning such ships and goods, 
giving such particulars relating thereto as may be in his power, and 
shall truly answer all questions concerning such ships or goods asked 
by any such officer, and in default shall forfeit a sum not exceeding 
one hundred pounds, such forfeiture to be enforced as forfeitures for 
offences against the laws relating to the customs are enforced, and every 
such ship shall be liable to such searches as other ships are liable to, 
and the officers of the customs may freely go on board such ships and 
bring to the Queen's warehouse any goods on board the same, subject, 
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nevertheless, to sach regulations in respect of ships of war belonging to 
Her Majesty as shall from time to time be issued by the Oommissioners 
of Her Majesty's Treasury. 

49. Goods taken as prize may be sold either for home consumption 
or for exportation; and if in the iormer case the proceeds thereof, after 
payment of duties and costoms, are insafficlent to satisfy the just and 
reasonable Claims thereon, the Oommissioners of Her Jüajesty's Treasnry 
may remit the whole or such part of the said daties as they see fit. 

50. (Eepealed by the Perjury Act, 1911 (1 & 2 Geo. 6, c. 6).) 

61. (Repealed by the Public Authorities Protection Act, 1893 (56 & 57 
Vict. 0. 61).) 

Petitions of Right. 

52. A Petition of right, under the Petitions of Right Act, 1860, 
may, if the suppliant thinks fit, be intitaled in the High Court of Ad- 
miralty, in case the subject matter of the petition or any material part 
thereof aiises out of the exercise of any belligerent right on behalf of 
the Crown, or would be cognizable in a prize court within Her Majesty's 
dominions if the same were a matter in dispute between private persons. 

Any Petition of right under the last mentioned Act, whether inti- 
tuled in the High Court of Admiralty or not, may be prosecuted in that 
court, if the Lord Chancellor thinks fit so to direct. 

The provisions of this Act relative to appeal, and to the framing 
and approval of general Orders for regulating the procedure and practice 
of the High Court of Admiralty, shall extend to the case of any such 
Petition of right intituled or directed to be prosecuted in that oourt; 
and subject thereto, all the provisions of the Petitions of Right Act, 
1860, shall apply, mutatis mutandis, in the case of any such petition 
of right; and for the purposes of the present section the terms "court" 
and ''judge^' in that Act shall respectively be understood to indude and 
to mean the High Court of Admiralty and the judge thereof, and other 
terms shall have the respective meanings given to them in that Act. 

Orders in Council. 

53. Her Majesty in Council may from time to time make such 
Orders in Council as seem meet for the better execution of this Act. 

54. Every Order in Council under this Act shall be published in 
the London Gazette, and thall be laid before both Houses of Parliament 
within thirty days after the making thereof, if Parliament is then sitting, 
and, if not, than within thirty days after the next meeting of Parliament. 

Savings. 

65. Nothing in this Act shall — 

(1) give to the officers and crew of any of Her Majesty's ships of war 

any right or claim in or to any ship or goods taken as prize or the 

proceeds thereof, it being the intent of this Act that such officers 

and crews shall continue to take only such interegt (if any) in thQ 



Anhang L 121 

proceeds of prizes as may be from time to time graoted to ihem 
by the Crown; or 

(2) aSeot the Operation of any ezisting treaty or Convention with any 
foreigo Power; or 

(3) take away or abridge the power of the Crown to enter into any 
treaty or Convention with any foreign Power containing any stipu- 
lation that may seem meet concerning any matter to which this Act 
relates; or 

(4) take away, abridge, or control, fnrther or otherwise than as expressly 
provided by this Act, any right, power, or prerogative of Her Majesty 
the Queen in right of her Crown, or in right of her office of ad- 
miralty, or any right or power of the Lord High Admiral of the 
United Kingdom, or of the Commissioners for executing the office 
of Lord High Admiral; or 

(5) take away, abridge, or control, further or otherwise than as expressly 
provided by this Act, the Jurisdiction or authority of a prize court 
to take cognizance of and judicially proceed upon any capture, sei- 
zure, prize, or reprisal of any ship or goods, and to hear and deter- 
mine the same and, according to the course of Admiralty and the 
law of nations, to adjudge and condemn any ship or goods, or any 
other Jurisdiction or authority of or exercisable by a prize court. 

Commenceme'nt. 

56. This Act shall commence on the commencement of the Naval 
Agency and Distribution Act, 1864. 

2. Prize Courts Act, 1894. 

(57 & 58 Vict. c. 39.) 

An Act to make further provisions for the establishent of Prize Courts, 
and for other purposes connected therewith. (17 th August, 1894.) 



1. This Act may be cited as the Prize Courts Act, 1894. 

2. — (1) Any commission, Warrant, or Instructions from Her Majesty 
the Queen or the Admiralty for the purpose of commissioning or 
regulating the procedure of a prize court at any place in a British, 
possession may, notwithstanding the existence of peace, be issued at any 
time, with a direction that the court shall act only upon such procla- 
mation as hereinafter mentioned being made in the possession 

(2) Where any such commission, Warrant, or mstructions have been 
issued, then, subject to instructions from Her Majesty, the vice-admiral 
of such possession may, when satisfied by Information from a Secretary 
of State or otherwise, that war has broken out between Her Majesty and 
any foreign State, proclaim that war has so broken out, and thereupon 
the Said commission, Warrant, and instructions shall take effect as if the 
same had been issued after the breaking out of such war and such 
foreign State were named therein. 
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(3) The Said commission and Warrant may aathorise either a vice- 
admiralty court or a colonial court of admiralty, mithin the meaning of 
the Colonial Oonrts of Admiralty Act, 1890, to act as a prize court, and 
may establish a vice- admiralty court for that purp ose. 

(4) Any such commission, Warrant, or instructions may be revoked 
or altered from time to time. 

(5) A court duly authorized to act as a prize court durin g auy war 
shall after the conclusion of the war continue so to act in relation to, 
and finally dispose of, all matters and things which arose during the 
war, including all penalties and forfeitures incurred during the war. 

3.— (1) Her Majesty the Queen in Council may make rules of court 
for regalating, subject to the provisions of the Naval Prize Act, 1864, 
and this Act, the procedure and practice of prize courts within the 
meaning of that Act, and the duties and conduct of the officers thereof, 
and of the practitioners therein, and for regulating the fees to be taken 
by the officers of the courts, and the costs, charges, and expenses to be 
allowed to the practitioners therein. 

(2) Every rule so made shall, whenever made, take effect at -the 
time therein mentioned, and shall be laid before both Houses of Far- 
liament, and shall be kept exhibited in a conspicuous place in each court 
to which it relates. 

(3) This section shall be substituted for section thirteen of the 
Naval Prize Act, 1864, which section is hereby repealed. 

(4) If any colonial court of admiralty within the meaning of the 
Colonial Courts of Admiralty Act, 1890, is authorized under this Act or 
otherwise to act as a prize court, all fees arising in respect of prize 
business transacted in the court shall be fixed, collected, and applied in 
like manner as the fees arising in respect of the admiralty business of 
the court under the said Act. 

4. Her M.ajesty the Queen in Council may make rules of court for 
regulating the procedure and practice, including fees and costs, in a vice- 
admiralty court, whether under this Act or otherwise. 

5. Section twenty-five of the Government of India Act, 1800, is 
hereby repealed. 

3. Prize Courts (Procedure) Act, 1914. 

(4 & 5 Geo. 5, c. 13.) 

An Act to amend the Law relating to Procedure in Prize Courts. 

(6th August, 1914.) 



1. — (1) As from the date when rules under an Order in Council made 
after the passing of this Act in pursuance of section three of the Prize 
Courts Act, 1894, regulating the procedure and practice in prize courts, 
come into Operation, such of the provisions of the Naval Prize Act, 1864, 
as are specified in the Schedule to this Act (being enactments relating 
to the practice and procedure in prize courts) shall be repealed. 
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Proyided that nothing in such repeal shall have the effect of ex« 
teoding section sixteen of that Act to ships of war taken as prize, and 
accordingly that section shall have effect as if the following words were 
inserted thereio : "Nothing in this section shall apply to ships of war 
taken as prize.'' 

(9) Any cause or proceeding commenced in any prize court before 
such rules as aforesaid come into Operation as respects that court may, 
as the court directs, be either — 

(a) reeommenced and proceeded with in accordance with the said 
rules; or 

(b) continued in accordance with the said rules subject to such 
adaptations as the court may deem necessary to make them applicable 
to the case; or 

(c) coutinued to the determination thereof in accordance with the 
procedure applicable to the case at the commencement of the cause or 
proceeding. 

2. This Act may be cited as the Prize Courts (Procedure) Act, 1914, 
and shall be construed as one with the Naval Prize Act, 1864; and that 
Act and the Prize Courts Act, 1894, and this Act may be cited together 
as the Naval Prize Act«, 1864 to 1914. 

Schedule. 
(Proyisions of Nayal Prize Act, 1864, repealed.) 

Sections 7 and 8, 18 to 29, 32, 33, and 86, and in section 41, the 
words '^either by Warrant of arrest against the ship or goods, or by 
monition and attachment against the owner." 
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Order in Council bezüglich der Annahme der Londoner Deklaration ^). 

At the Court at Buckingham Palace, the 29 th day of October, 1914. 

Present, 
The King's Most Excellent Majesty in Council. 

Whereas by an Order in Council dated the 20 th day of August, 
1914, His Majesty was pleased to declare that during the present hosti- 
lities the Convention known as the Declaration of London should, sub- 
ject to certain additions and modifications therein specified, be adopted 
and put in force by His Majesty's Government; and 

Whereas the said additions and modifications were rendered neces- 
sary by the special conditions of the present war; and 

^) London Gazette, 29. Oktober 1914. Die durch diese Order in 
Council ersetzte Order in Council vom 20. August 1914 ist in der London 
Gazette vom 22. August 1914 verkündet. 
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Whereas it is dcsirable and possible now to re-enact the said 
Order in Council with amendments in order to minimise, so far as pos- 
sible, the interference with innocent neutral trade occasioned by the war: 

Now, therefore, His Majesty, by and with the advice of His Privy 
Council, is pleased to order, and it is hereby ordered, as follows:— 

1. During the present bostilities the proyisions of the Convention 
known as the Declaration of London shall, subject to the exclusion of 
the lists of contraband and non- contraband, and to the modifications 
hereinafter set out, be adopted and put in force by His Majesty's Go- 
vernment. 

The modifications are as follows: — 

(i) A neutral vessel, with papers indicating a neutral destination, 
which, notwithstanding the destination shown on the papers, 
proceeds to an enemy port, shall be liable to capture and 
condemnation if she is encountered before the end of her nezt 
voyage. 
(ii) The destination referred to in Article 33 of the said Declaration 
shall (in addition to the presumptions laid down in Article 34) 
be presumed to exist if the goods are consigned to or for an 
agent of the enemy State. 

(m) Notwithstanding the provisions of Article 35 of the said De- 
claration, conditional contraband shall be liable to capture on 
board a vessel bound for a neutral port if the goods are 
consigned "to order", or if the ship's papers do not show who 
is the consignee of the goods or if they show a consignee of 
the goods in territory belouging to or occupied by the enemy. 

(iv) In the cases covered by the preceding paragraph (iii) it shall 
lie upon the owners of the goods to prove that their destination 
was innocent. 

2. Where it is shown to the satisfaction of one of His Majesty's 
Principal Secretaries of State that the enemy Government is drawing 
supplies for its armed forces from or through a neutral country, he may 
direct that in respect of ships bound for a port in that country Article 36 
of the said Declaration shall not apply. Such direction shall be notified 
in the "London Gazette" and shall operate until the same is withdrawn. 
So long as such direction is in force, a vessel which is carrying con- 
ditional contraband to a port in that country shall not be immune 
from capture. 

3. The Order in Council of the 20 th August, 1914, directing the 
adoption and enforcement during the present hostilities of the Convention 
known as the Declaration of London, subject to the additions and 
modifications therein specified, is hereby repealed. 

4. This Order may be cited as the "Declaration of London Order 
in Council, No. 2, 1914". 

And the Lords Commissioners of His Majesty's Trcasury, the Lords 
Commissioners of the Admiralty, and each of His Majesty's Principal 
Secretaries of State, the President of the Probate, Divorce, and Admiralty 
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Division oi the Bigh Court of Justice, all other Judges of His Majesty's 
Frize Courts, and all Govemors, Ofiicers, and Authorities whom it may 
concern, are to give the necessary directions herein as to them may 
respectively appertain. 



Anhang III. 



Londoner Abkommen vom 9. November 1914 bezüglich der Feststellung 

der Prisen gerichtsbarkeit ^). 



Convention. 

Art. 1. — Le jugement des prises ennemies ou neutres appartiendra 
k la juridiction du pays du batiment capteur, sans qu'il y ait ä distinguer 
Selon que celui-ci etait place sous les ordres de l'autorite navale de l'un 
ou de Uautre des pays allies. 

Art. 2. — En cas de capture d'un batiment de la marine marchande 
de l'un des pays allies, le jugement en appartiendra toujours k la juri- 
diction da pays du batiment capture; la cargaison suivra, en ce cas, 
quant a la juridiction, le sort du batiment. 

Lorsqu'un navire de commerce allie, originairement destine k un 
port ennemi, et portant une cargaison ennemie ou neutre sujette ä capture, 
est entre dans le port d'un des pays allies, la juridiction des prises de 
ce pays est competente pour en prononcer la condamnation. En ce cas 
la valeur des marchandises, deduction faite des depenses necessaires, sera 
placee au credit du gouvemement du pays allie, sous le pavillon duquel 
le navire de commerce naviguait. 

Art. 3. — Lorsqu'une prise sera faite en commun par les forces na- 
vales des pays allies, le jugement en appartiendra k la juridiction du 
pays dont le pavillon aura ete porte par l'officier qui aura eu le 
commandement superieur dans l'action. 

Art, 4. — Lorsqu'une prise sera faite par un croiseur de l'une des 
nations alliees, en presence et en vue d'un croiseur de l'autre, qui aura 
ainsi contribue k intimider l'ennemi, et k encourager le capteur, le jugement 
en appartiendra k la juridiction du capteur effectif. 

Art. 5. — En cas de condamnation dans les circonstances prevues 
par les articles precedents: 

1^ Si la capture a ete faite par des bätiments des nations alliees 
agissant en commun, le produit net de la prise, deduction faite des de- 
penses necessaires, sera divise en autant de parts qu'il y aura d'hommes 
embarques sur les bätiments capteurs, sans tenir compte des grades, et 
les parts revenant ainsi k chacune des nations alliees seront payees et 
delivrees ä la personne qui sera düment autorisee par le gouvemement 
allie k les recevoir; et la repartition des sommes revenant aux bätiments 
respectifs, sera faite par les soins de chaque gouvemement, suivant les 
lois et les r^glements du pays; 

1) Journal Officiel, 28. Dezember 1914. 
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2® Si la prise a ete faite par les croiseurs de Fane des nations 
alliees en presence et en vae d'un croisenr de l'autre, le partage, le 
payement et la repartition du produit net de la prise, deduction faite des 
depenses necessaires, auront liea egalement de la mani^re indiquee ci- 
dessus ; 

3^ Si conformement k l'article 2, alin^a 1, la prise, faite par an 
croiseur de l'un des pays allies, a ete jagee par les tribunaux de l'autre, 
le produit net de la prise, deduction faite des depenses necessaires, sera 
remis de la meme mani^re au gouvernement du capteur, pour etre di- 
stribue conformement k ses loi et rfeglements. 

Art. 6. — Les commandants des batiments de guerre des pays se 
conformeront, pour la conduite et la remise des prises, aux Instructions 
jointes k la presente conrention, et que les deux gouvernements se reseryent 
de modifier, s'il y a lieu d'un commun accord. 

Art. 7. — Lorsque, pour l'execution de la presente conrention, il y 
aura lieu de proceder k l'estimation d'un bäiiment de guerre capture, 
cette estimation portera snr sa valeur effective; et le gouvernement allie 
aura la faculte de deleguer un ou plusieurs officiers competents pour con- 
courir k l'estimation. En cas de desaccord, le sort decidera quel officier 
deyra avoir la voix preponderante. 

Art. 8. — La presente Convention sera ratifiee et les ratifications en 
seront echangees k Londres, aussitot que faire se pourra. 

Art. 9. — Les puissances alliees non signataires seront invitees k 
adherer k la presente Convention. 

La puissance qui desirera adherer notifiera par .ecrit son Intention 
au gouvernement de Sa Majeste Britannique, lequel transmettra imme- 
diatement au Gouvernement de la Republique frangaise une copie certifiee 
conforme de cette notification. 

En ioi de quoi etc. 

Fait k Londres, en double exemplaire, le 9 novembre 1914. 

L. S. Faul Cambon. L. S. E. Grey. 



Anhang IV. 

Blockadeverhängung über Deutsch-Ostafrika ^). 

Foreign Office, February 23 rd, 1916. 

His Mi^'esty's Government have decided to declare a blockade of 
the coast of German East Africa as from midnight, February 28th.March 
Ist. The blockade will extend along the whole coast, including the is- 
lands-i. e., from latitnde 4« 41' South to latidude 10<^ 40' South. 

Four days' grace from the time of the commencement of the blockade 
will be given for the departure of neutral vessels from the blockaded area. 

^) London Gazette, 26. Februar 1915. 
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Anhang V. 

Order in Council vom 11. März 1916 bezüglich feindlicher Ladungen und 

Ladungen mit feindlicher Bestimmung^). 



At the Court at Buckingham Falace, the 11 th day of March, 1915. 

Fresent, 
The KiDg's Most Excellent Majesty in Council. 

Whereas the German Government has issued certain Orders which 
in yiolation of the usages of war, purport to declare the waters Surround- 
ing the United Kingdom a military area, in which all British and allied 
merchant yessels will be destroyed irrespective of the safety of the liyes 
of passeogers and crew, and in which neutral shipping will be exposed 
to similar danger in view of the uncertainties of naval warfare; 

And whereas in a memorandum accompanying the said Orders 
neutrals are warned against entrustiog crews, passengers, or goods to 
British or allied ships; 

And whereas such attempts on the part of the enemy give to His 
Majesty an unquestionable right of retaliation; 

And whereas His Majesty has therefore decided to adopt furtber 
measures in order to prevent commodities of any kind from reaching or 
leaving Germany, though such measures will be enforced without risk to 
neutral ships or to neutral or non-combatant life, and in strict observance 
of the dictates of humanity; 

And whereas the AUies of His Majesty are associated with Hirn in 
the Steps now to be announeed for restrieting further the commerce 
of Germany: 

His Majesty is therefore pleased, by and with the adyice of His 
Priyy Council, to order and it is hereby ordered as foUows: — 

I. No merchant yessel which sailed from her port of departure 
after the Ist March, 1916, shall be allowed to proceed on her voyage to 
any German port. 

Unless the vessel recelves a pass enabling her to proceed to some 
neutral or allied port to be named in the pass, goods on board any such 
yessel must be discharged in a British port and placed in the custody 
of the Marshai of the Prize Court. Goods so discharged, not being 
contraband of war, shall, if not requisitioned for the use of His Majesty, 
be restored by order of the Court, upon such terms as the Court may 
in the circumstances deem to be just, to the person entitled thereto. 

II. No merchant yessel which sailed from any German port after 
the Ist March, 1915, shall be allowed to proceed on her yoyage with any 
goods on board laden at such port. 

All goods laden at such port must be discharged in a British or 
allied port. Goods so discharged in a British port shall be placed in 



1) London Gazette, 16. März 1915. 
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the eastody of the Marshai of the Frize Court, and, if not reqnisitioned 
for the ose of His Majesty, shall be detained or sold ander the direction 
of the Frize Court. i?he proceeds of goods so sold shall be paid into 
Court and dealt with in such manner as the Court may in the circum- 
stances deem to be just. 

Frovided that no prooeedB of the sale öf such goods shall be paid 
out of Court until the conelusion of peace, except on the applieation of 
the proper Officer of the Crown, unless it be shown that the goods had 
become neutral property before the issne of this Order. 

Froyided also that nothing herein shall prevent the release of neutral 
property laden at such enemy port on the applieation of the proper 
Officer of the Crown. 

ni. Eyery merchant vessel which sailed from her port of departure 
after the Ist March, 1915, en her way to a port other than a German 
port, carrying goods with an enemy destination, or which are enemy 
property, may be required to discharge such goods in a British or allied 
port. Any goods so discharged in a British port shall be plaeed in the 
custody of the Marshai of the Frize Court, and, unless they are contraband 
of war, shall, if not requisitioned for the use of His Migesty, be restored 
by Order of the Court, upon such terms as the Court may in the circum- 
stances deem to be just, to the person entitled thereto. 

Froyided that this Article shall not apply in any case talling within 
Articles II. or IV". of this Order. 

IV. Eyery merchant yessel which sailed from a port other than a 
German port after the Ist March, 1915, haying on board goods which 
are of enemy origin or are enemy property may be required to disoharge 
such goods in a British or allied port. Goods so dischargel in a British 
port shall be plaeed in the custody of the Marshai of the Frize Court, 
and, if not requisitioned for the use of His Majesty, shall be detained 
or sold under the direction of the Frize Court* The proceeds of goods 
so sold shall be paid into Court and dealt with in such manner as the 
Court may in the circumstances deem to be just. 

Froyided that no proceeds of the sale of such goods shall be paid 
out of Court until the conelusion of peace ezcept on the applieation of 
the proper Officer of the Crown, unless it be shown that the goods had 
become neutral property before the issue of this Order. 

Froyided also that nothing herein shall preyent the release of neutral 
property of enemy origin on the applieation of the proper Officer of 
the Crown. 

V.--(l) Any person claiming to be interested in, or to haye any 
Claim in respect of, any goods (not being contrabancL of war) plaeed in 
the custody of the Marshai of the Frize Court under this Order, or in 
the proceeds of such goods, may forthwith issue a writ in the Frize Court 
against the proper Officer of the Crown and apply for an order that the 
goods should be restored to him, or that their proceeds should be paid 
to him, or for such other order as the circumstances of the case 
may require. 



Anhang VI. 129 



(2) The practice and procedure of the Frize Court shall, so far as 
applicable, be foUowed mutatis mutandis in any proceedings consequential 
upon this Order. 

VI. A merchant yessel which has cleared for a neutral port from 
a British or allied port, or which has been allowed to pass haying an 
ostensible destination to a neutral port, and proceeds to an enemy port, 
shall, if captured on any subsequent voyage, be liable to condemnation. 

VII. Nothing in this Order shall be deemed to afifect the liability 
of any yessel or goods to capture or condemnation independently of 
this Order. 

YIU. Nothing in this Order shall preyent the relaxation of the 
proyisions of this Order in respect of the merchant yessels of any country 
which declares that 'no commerce intended for or originating in Germany 
or belonging to German subjects shall enjoy the protection of its flag. 



Anhang VI. 

Liste der als Konterbande erklärten Gegenstände^). 

Absolute Konterbande. 

1. Waffen jeder Art, einschließlich der Sportwaffen, und ihre als 
solche erkennbaren Bestandteile. 

2. Geschosse, Kartuschen und Patronen jeder Art sowie ihre als solche 
erkennbaren Bestandteile. 

8. Schießpulyer und Sprengstoffe, die besonders für den Krieg be- 
stimmt sind. 

4. Bestandteile yon Sprengstoffen, nämlich: Salpetersäure, Schwefel- 
säure, Glyzerin, Azeton, Kalziumazetat und alle anderen essigsauren 
Metallyerbin düngen, Schwefel, salpetersaures Kalium, die Fraktionen der 
Destillationsprodukte yon Kohlenteer zwischen Benzol und Kresol, ein- 
schließlich Anilin, Methylanilin, Dimethylanilin, überchlorsaures Ammo- 
nium, überchlorsaures Natrium, chlorsaures Natrium, chlorsaures Barium, 
salpetersaures Ammonium, Zyanamid, chlorsaures Kali, salpetersaures 
Kalzium, Quecksilber. 

5. Harzprodukte, Kampfer und Terpentin (-öl und -spiritus). 

6. Lafetten, Protzwagen, Protzen, militärische Wagen, Feldschmieden 
und ihre als solche erkennbaren Bestandteile. 

7. Entfernungssucher und ihre als solche erkennbaren Bestandteile. 

8. Kleidungs- und Ausrüstungsstücke yon erkennbar militärischem 
Charakter. 

9. Sattel-, Zug- und Packtiere, tauglich für Kriegsgebrauch. 

10. Aller Art Geschirr yon ausgesprochen militärischem Charakter. 



^) Proklamation yom 23. Dezember 1914. London Gazette, 25. 
Dezember 1914. 

Haberioh, Das englische Prisenreoht. 9 
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11. Lagergerät und seine als solche erkennbaren Bestandteile. 

13. Fanzerplatten. 

18. Eisenlegierungen einschließlich Wolframeisen, Molybdäneisen, 
üanganeisen, Yanadineisen, Ohromeisen. 

14. Folgende Metalle: Wolfram, Molybdän, Vanadium, Nickel, Selen, 
Kobalt, Hämatitroheisen, Mangan. 

15. Folgende Erze: Wolframstein, Scheelit, Molybdänglanz, Mangan- 
erz, Nickelerz, Chromerz, Hämatiteisenerz, Zinkerz, Bleierz, Bauxit. 

16. Aluminium, Tonerde und Aluminiumsalze. 

17. Antimon, zusammen mit den Sulphiden und Oxyden von Antimon. 

18. Kupfer, roh und teilweise bearbeitet, Kupferdraht. 

19. Blei, roh, in Platten oder in Bohren. 

20. Stacheldraht und Werkzeuge zum Befestigen und Zerschneiden 
desselben. 

21. Kriegsschiffe, mit Einschluß von Booten sowie solchen Bestand- 
teilen, die nach ihrer besonderen Beschaffenheit nur auf einem Kriegs- 
fahrzeug benutzt werden können. 

22. Unterwasser-Schallsignalapparate. 

28. Aeroplane, Luftschiffe, Ballons und Luftfahrtmaschinen aller Art, 
sowie ihre Bestandteile, ihr Zubehör und alle Gegenstände, die erkennbar 
für den Gebrauch von Ballons und Luftfahrtmaschinen bestimmt sind. 

24. Motorfahrzeuge aller Art und ihre Bestandteile. • 

25. Reifen für Motorfahrzeuge und -fahrräder, einschließlich aller 
Gegenstände und Materialien, die für die Zwecke der Herstellung oder 
Wiederherstellung der Helfen geeignet sind. 

26. Gummi (einschließlich Bohgummi, Gummiabfälle und gebrauchter 
Gummi und Gegenstände, die ganz aus Gummi hergestellt sind). 

27. Eisenpyrit. 

28. Mineralöle und Motorspiritus mit Ausnahme von Schmierölen. 

29. Werkzeuge und Vorrichtungen, die ausschließlich zur Anfertigung 
Yon Kriegsmaterialien und zur Anfertigung oder Ausbesserung von Waffen 
oder von Landkriegs- und Seekriegsmaterial hergestellt sind. 

Relative Konterbande. 

1. Lebensmittel. 

2. Furage und Viehfutter. 

8. Für den militärischen Gebranch geeignete Kleidungsstücke, Klei- 
dungsstoffe, Stiefel und Schuhe. 

4. Gold und Silber, geprägt und in Barren, sowie Papiergeld. 

5. Für den Krieg verwendbare Fahrzeuge aller Art und ihre Be- 
standteile, mit Ausnahme von Motorfahrzeugen. 

6. Schiffe, Fahrzeuge und Boote jeder Art, Schwimmdocks und Vor- 
richtungen für Trockendocks sowie ihre Bestandteile. 

7. Festes oder rollendes Eisenbahnmaterial, Telegraphen-, Funken- 
telegraphen- und Telephonmaterial. 

8. Feuerungsmaterial, anderes als Mineralöle; Schmieröle. 
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9. SchieBpalver nnd Sprengstoffe, die nicht beionden für den Krieg 
bestimmt sind. 

10. Hufeisen nnd Hnfsohmiedegerät. 

11. Geschirr und Sattelzeug. 

13. Häute aller Art, trocken oder naß; Schweinshänte, roh oder be- 
arbeitet; Leder, roh oder bearbeitet, passend für Sattlerei, Geschirr oder 
militärische Stiefel. 

13. Feldstecher, Fernrohre, CShronometer und nautische Instrumente 
aller Art. 



2. Konterbande-Proklamation yom 11. März 1915^). 

A Proclamation adding to the list of articles to be treated as contra- 
band of war. 



Whereas on the twenty-third day of December, 1914, We did issue 
Onr Royal Proclamation specifyiog the articles which it was Our Inten- 
tion to treat as contraband during the continuance of hostilities or until 
We did giye further public notice, and 

Whereas it is ezpedient to make certain additions to the lists con- 
tained in the said Proclamation: 

Now, therefore, We do hereby declare, by and with the adyice of 
Our Priyy Council, that during the continuance of the war or until we 
do give further public notice the following articles will be treated as 
absolute contraband in addition to those set out in Our Royal Proclamation 
aforementioned : — 

Raw wool, wool tops and nolls and woollen and worsted yamsf 

Tin, Chloride of tin, tin ore; 

Oastor oil; 

Paraffin wax; 

Copper iodide; 

Lubrioants ; 

Hides of cattle, buffaloes, and horses; 

SMns of calves, pigs, sheep, goats, and deer; 

Leather, undressed or dressed, suitable for saddlery, hamess, mili- 

tary boots, or military clothing; 
Ammonia and its salts whether simple or Compound; ammonia 
liquor; urea, aniline, and their Compounds. 
And We do hereby further declare that the following articles will 
be treated as conditional contraband in addition to those set out in Our 
Royal Proclamation aforementioned: — 

Tanning substances of all kinds (including extracts for use in 
tanning). 
And we do hereby further declare that the terms ^'loodstuffs" and 
"feeding stuffs for animals'^ in the list of conditional contraband contained 
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in Onr Royal Prodamation aforementioned shall be deemed to include olea- 
ginous seeds, Duts and kemels; animal and yegetable oils and fats (other 
than linseed oil) suitable for use in the manufactore of margarine; and 
cakes and meals made from oleaginous seeds, nuts and kemels. 



Anhang VII. 

Liste Ton Britischen ilberseeprisengerichten *). 



Besitzung 



Name des Gerichts 



Ort 



Australia . 

Bahamas . 
Bermuda . 
British Guiana 
British Honduras 
Oanada 



11 

Ceylon 
Falkland Islands 
Fiji . 
Gibraltar . 
Hongkong . 
Jamaica 

Leeward Islands 
Malta . . 
Mauritius . 
Newfoundland 
New Zealand 



»1 
»1 



»» 
»> 



1» >» 

Sierra Leone 

South Africa 



Supreme Court of New South Wales 

Victoria 



»» 



?> 



»» 






1» 



1» 
1» 






»1 



Queensland 
South Australia 
WesternAustralia 
Tasmania 
Bahamas 
Bermuda 
British Gniana 
British Honduras 
Ezchequer Court of Canada (oder 

Local Judges in Admiralty) 
Exchequer Court of Canada (oder 

Local Judges in Admiralty) 
Exchequer Court of Canada (oder 

Local Judges in Admiralty) 
Ezchequer Court of Canada (oder 

Local Judges in Admiralty) 
Ezchequer Court of Canada (oder 

Local Judges in Admiralty) 
Supreme Court of Ceylon 

Falkland Islands 



1» 



?» 



1? 



U 






>J 



»> 
»» 



Fiji 

Gibraltar 
Hongkong 
Jamaica 



,f „ ,, Leeward Islands 

Commercial Court of Malta 
Supreme Court of Mauritius 

Newfoundland 
New Zealand 












1» 



»» 



1» 









Supreme Court of Sierra Leona 
The Cape of Good Hope Provinci al 
Division of the Supreme Court 



Sydney 

Melbourne 

Brisbane 

Adelaide 

Albany(oder Perth) 

Hobart 

Nassau 

Hamilton 

Georgetown 

Belize 

Quebec 

Halifax, Nova 

Scotia 
St. Johns, New 

Brunswick 
Victoria, British 

Columbia 
Charlottetown 

P. E. 1. 
Colombo 
Stanley 
Suva 
Gibraltar 
Hongkong 
Kingston (oder Pori 

Royal) 
Antigua (St. John's) 
Valletta 
Port Louis 
St. John's 
Dunedin 
Wellington 
Christchurch 
Auckland 
Sierra Leone 
Simon's Bay oder 

Capetown 



^) London Gazette, 1. Januar 1915, 
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Besitzung 



South AMca. 

Straits Settle- 
ments . 

Trinidad . . 

Wind ward Is- 
lands . . . 

Zanzibar . . 



Name des Gerichts 



The Natal Proyincial Division of 
the Supreme Court 

Supreme Court of Straits Settlements 
Supreme Court of Trinidad 

Koyal Court of St. Lucia 
His Britannic Jüajesty's Court for 
Zanzibar 



Ort 



Durban 



Singapore 
Port of Spain 

St. Lucia (Castries) 
Zanzibar 



Colonial Office, 31 st December, 1914. 



Besitzung 


Name des Gerichts 


Ort 


^gyp* .... 


His Britannic Migesty's Prize Court 
in Egypt. 


Alexandria 



Foreign Office, 31 st December, 1914. 



Besitzung 


Name des Gerichts 


Ort 


India .... 
»» .... 
»> .... 
>j .... 

Burma .... 
Aden .... 


High Court of Judicature, Calcutta 
„ „ „ „ Bombay 
„ „ „ „ Madras 

Couri of the J uducial Commissioner 
in Sind 

Chief Court of Lower Burma 

Court of the Resident 


Calcutta 
Bombay 
Madras 
Karachi 

Rangoon 
Aden 



India Office, 81 st December, 1914. 



Anhang VIII. 

Ägyptische Verordnungen bezüglich feindlicher Schiffe im Suezkanal. 

1. Decision tendant ä assurer la Defense de l'Egypte dans la Guerre 
entre l'AUemagne et la Grande-Bretagne (5 aoüt 1914)^). 

Art. 13. 
Les forces navales et militaires de Sa Majeste Britannique pourront 
exercer tout droit de guerre dans les ports et territoire egyptiens, et les 



^) Recueil des documents relatifs ä la guerre publies au Journal 
of&ciel (Le Caire, Imprimerie Nationale 1914), p. 11. 
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vaisseanx de gaerre, les naTires marohands ot les marchandisea capturSs 
dans les ports ou territoire egyptiens pourront etre ä^iMa en jagement 
devant nn tribnnal des prises britannique. 



Art. 14. 

Sons la stricte Observation des Claudes qni prec^dent, tont navire 
allemand qni se trouvait dans an port egyptien ä la date de Tonverte 
des hostilites ou qui, ayant quitt6 son dernier port avant cette date, est 
entre ou entrera dans un port egyptien sans avoir connaissance de la 
guerre sera autorise jusqu'au coucher du soleil du 14 aoüt 1914 k proceder 
ä son chargement on dSchargement et k quitter le port en donnant tels 
engagements Berits qui pourront etre requis par les autoritSs nayales 
britanniques en conformite des dispositions du chapitre 8 de la Con- 
vention de 1907 relative d. certaines restrictions ä l'exercise du droit de 
capture dans la guerre maritime. 

Art. 15. 

Les navires de commerce allemands qui auront quitte lenr demier 
port avant la declaration de guerre et qui, sans avoir connaissance de 
la guerre, arriveront dans un port egyptien apr^s le coucher du soleil, 
le 14 aoüt 1914, et seront autorises ä entrer pourront etre requis de 
repartir soit immediatement soit apr^s le d61ai estime necessaire par les 
autorites du Port pour le dechargement de teile partie de la cargaison 
qu'ils seraient requis d'efifectuer ou specialement autorises k effectuer, tout 
en donnant prealablement dans les deux cas les engagements ecrits prevns 
k l'articla precedent. 

Art. 16. 

Si k bord d'un navire regi par Tan quelconque des artioles pricS- 
dents, il se trouve un chargement qui d'apr^s les r^gles appliqu^ea par 
les tribunauz des prises britanniques constitue un chargement ennemi, ou 
bien un chargement que les autorites navales ou militaires britanniques 
voudraient requisitionuer moyennant compensation pour les besoins de la 
guerre, ce navire ne quittera pas le port tant que ce chargement n'anra 
pas 6te decharge. 

Art. 17. 

Le benefice des articles 14 et 15 ne s'etendra pas aux navires 
affectes ä la pose des cäbles telegraphiques, auz navires destines a 
effectuer le transport en haute mer des combustibles liquides, auz navires 
dont le tonnage depasse 6,000 tonnes brut, ni auz navires dont la vitesse 
est de 14 noeuds et au-dessus, ainsi que cela sera stabil k Süffisance de 
droit par les indications du '^Lloyds Eegister", ni enfin auz navires de 
commerce dont la construction demontrera qu^ls etaient faits pour pouvoir 
etre convertis en navires de guerre. 
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Art. ao. 

Pour ce qui concerne les ports d'acc^s au Canal de Suez, la präsente 
dedsion sera applique avec les modifications suivantes: — 

a) Les nayires de commerce qui ont traverse ou veulent traverser 
le Oanal, quel que soit leur nationalite ou leur chargement auront pleine 
libertS d'aborder et de quitter les ports d'acc^s ou de traverser le Canal 
Sans encourir la capture ou la retention, ponrvu que la travers^e du 
Ganal et le depart du port d'acc^s se fassent de facon normale et sans 
retard injustifi6; 

b) Ces navires pourront reoevoir teile fourniture, y compris le charbon 
de soute, qui sera raisonnablement ndcessaire pour le voyage dans lequel 
ils sont engages; 

c) Les marchandises de toute nature qui ont traversS le Canal 
peuyent etre transbordees au port de depart; 

d) L'article 13 de la präsente dScision sera Interpret^ suivant la 
Convention du Canal de Suez de 1888. Hussein Ruchdi. 



2. Decision tendant ä assurer la Defense de TJllgypte dans la Guerre entre 
PAutriche-Hongrie et la Grande-Bretagne (18 aoüt 1914)^). 

Sont Stendnea ä rAutriche-Hongrie toutes les dispositions de la 
decision du Conseil en date du 5 aoüt 1914 sus-vis6e, sous la modification 
suivante: — 

Pour l'application aux navires marchands austro-hongrois des articles 
14 et 15 de la decision du Conseil, la date du samedi 22 aoüt 1914 est 
Substitute ä celle du vendredi 14 aoüt 1914. Hussein Ruchdi. 



8. Proclamation de par le General Commandant les Forces de Sa Majeste 

Britannique en Egypte (7 novembre 1914)*). 

L'application des dispositions de la Decision du Conseil des Jüinistres 

Egyptien en date du 5 aoüt 1914 'et prise k l'occasion de la declaration 

de guerre entre Sa Majeste et l'Empereur Allemand est ^tendue k TEmpire 

Ottoman, sous la senle r^serve qu'aucun dSlai de faveur n'est accorde 

aux navires marchands ottomans qui se trouvent dans les dits ports ou 

qui s'y rendront. 

J. G. Maxwell, 

Lieutenant-G6neral, 

Commandant les Forces de Sa Majestd 
Britannique en Egypte. 

1) Ibid. p. 21. 
>) Ibid. p. 149. 
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